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Das vergangene Jahr hat der Provinz Weſt— 
preußen einen ſchweren Derluft gebracht. 

Am 29. September ſtarb unſer unvergeßlicher 
Oberpräſident, Herr Staatsminiſter 


Dr. von Gossler. 


Weit über die Grenzen der Provinz hinaus hat 
man ſein ſegensreiches Wirken gekannt und gewürdigt, 
und überall wurde die Provinz Weſtpreußen um ein 
ſolches Oberhaupt beneidet. Unausgeſetzt war dieſer 
ausgezeichnete Mann bemüht, die Wirtſchaftskraft 
ſeiner Provinz zu heben, die Verkehrsverhältniſſe zu 
beſſern und neuen, hoffnungsvollen Reimen zur Ent— 
wicklung zu verhelfen. Auch wir ſchulden ihm unſern 
Dank für die ſtändige Fürſorge, die er den Projekten, 
die uns im letzten Jahrzehnt beſchäftigten, zugewendet 
hat, und wenn wir etwas erreicht haben, ſo verdanken 
wir auch dies ſeiner Unterſtützung mit. Das beſte 
Denkmal ſetzen wir ihm durch das Derjprechen, in 
ſeinem Sinne weiter zu arbeiten und immer das Wohl 
des Ganzen im Auge zu behalten. 


Die allgemeine Page des Handels und der Juduflrie. 


— — — 


Am 18. November 1902 waren 50 Jahre ſeit Gründung der 
Thorner Handelskammer verfloſſen. Bis zum Jahre 1871 erſtreckte 
ſich ihr Gebiet auf die Stadt Thorn, von da ab auf den Kreis Thorn, 
und durch Miniſterialerlaß vom 30. November 1898 wurde ihr Bezirk 
auf die Kreiſe Brieſen, Kulm, Löbau und Strasburg ausgedehnt. Aus 
Anlaß der Feier gab die Kammer eine Feſtſchrift heraus, auch fand 
am 18. November eine Feſtſitzung ſtatt. Allen denen, die uns bei 
dieſer Gelegenheit ihre Glückwünſche überſandten, auch hier unſern 
Dank auszuſprechen, betrachten wir als eine angenehme Pflicht. 

Das Feſt fiel nicht in eine Zeit, die zu beſonderer Freude Ver— 
anlaſſung gegeben hätte, denn auch das Jahr 1902 war in wirt— 
ſchaftlicher Beziehung nicht günſtig. Dennoch hebt es ſich vorteilhaft 
von ſeinem Vorgänger ab, denn jedenfalls iſt jetzt der tiefſte Stand 
überſchritten, und wenn auch auf faſt allen Gebieten noch eine ziem— 
liche Geſchäftsſtille herrſchte, jo beginnt es ſich doch ſchon in vielen 
Zweigen zu regen, und es zeigt ſich bereits wieder die Morgenröte 
eines neuen Tages, die neue Hoffnungen weckt. Nicht wenig hat zu 
dieſen beſſern Anſchauungen über die Zukunft die letzte Ernte bei— 
getragen, die faſt überall gute Erträge lieferte, wenn freilich auch die 
Beſchaffenheit namentlich infolge des ſchlechten Erntewetters manches 
zu wünſchen übrig ließ. Auch die Zahlen des auswärtigen Handels 
zeigen, daß es langſam wieder bergauf geht, denn es betrug 

die Einfuhr 
im Jahre 1900: 459000000 Doppelzentner i. W. von 6042 Mill. Mk. 
„ „ 1901: 443000000 h re 
1902: 433000 000 P a Eee 
und die Ausfuhr 
im Jahre 1900: 326000000 Doppelzentner i. W. von 4752 Mill. Mk. 
„ „ 1901: 323000000 4 a enee 
1902: 350000000 F ARE er 
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Die Werte für das Jahr 1902 beruhen allerdings auf vor- 
läufigen Ermittelungen, und es wird ſich bei der endgiltigen Feſtſtellung 
vorausſichtlich ein bedeutend geringerer Wert, wenigſtens für die Aus- 
fuhr, ergeben, denn die geſteigerten Ausfuhrmengen ſtammen zum Teil 
aus einem ziemlich gewaltſamen Export zum Zwecke der Entlaſtung des 
innern Marktes, wobei häufig zu Preiſen verkauft wurde, die direkten 
Verluſt brachten. So ſtießen insbeſondere unſre Hüttenwerke nam— 
hafte Mengen an rohem und bearbeitetem Eiſen ab, und zwar traten 
hier in erheblichem Umfange die Vereinigten Staaten als Käufer auf, 
doch iſt dies nur eine vorübergehende Folge des dortigen großen 
Kohlenſtreiks, und in künftigen Tagen könnte ſich das Blatt leicht zu 
Ungunſten unſrer Eiſenproduktion wenden. 

Die allgemein recht friedliche Weltlage, die nach Beendigung des 
ſüdafrikaniſchen Krieges eingetreten iſt, würde vielleicht ſchon größere 
wirtſchaftliche Fortſchritte zur Folge gehabt haben, wenn nicht noch 
Unſicherheit darüber beſtände, ob und beſonders was für Handels— 
verträge zu ſtande kommen werden. Nachdem jetzt der Zolltarif 
in der nach der ſchutzzöllneriſchen Seite noch weiter entwickelten 
Kommiſſionsfaſſung angenommen worden iſt, hofft man ſchon vielfach 
garnicht mehr auf „günſtige“ Handelsverträge und hält ſchon die Aus— 
ſicht auf „leidlich“ Verträge für hinreichend optimiſtiſch. Man brauchte 
ſolche Befürchtungen trotz der hohen Zollſätze des Tarifs nicht zu 
hegen, wenn man nicht für die Getreidearten Minimalzölle feſtgeſetzt 
hätte, die die Verhandlungen aufs äußerſte erſchweren müſſen. Alle 
Verſuche, den Tarif günſtiger zu geſtalten, waren vergebens, und da 
mit der Annahme des Tarifs weitere Einwirkungen nicht mehr möglich 
ſind, bleibt nur die Hoffnung, daß die Verträge ſich doch noch beſſer 
geſtalten laſſen, als man befürchtet, weil den Ländern, mit denen wir 
bis jetzt Handelsverträge abgeſchloſſen hatten, ebenfalls an deren Fort— 
beſtand gelegen ſein muß. 

Von allen Handelsverträgen iſt natürlich derjenige mit Rußland 
für unſern Bezirk am wichtigſten, und hier hat leider unſer Tarif ſchon 
bittere Früchte gezeitigt, indem Rußland inzwiſchen einen Kampfzoll— 
tarif feſtgeſetzt hat, der ſeine Spitze deutlich gegen uns wendet, was 
allein ſchon daraus zu erſehen iſt, daß bei einer ganzen Reihe von 
Artikeln der Zoll für die über die Seegrenze eingehenden Waren 
bedeutend niedriger normiert iſt, als für die über die ruſſiſche Weſtgrenze 
eingehenden, und dazu haben noch die Zollſätze faſt durchweg eine 
erhebliche Steigerung erfahren. Es läßt ſich darnach vorausſehen, mit 
welchen Schwierigkeiten man bei den Verhandlungen mit Rußland zu 
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kämpfen haben wird, denn zweifellos kann ein Handelsvertrag nur 
dann zu ſtande kommen, wenn Rußland auf die differenzielle Behand— 
lung der Einfuhrgüter verzichtet. Hoffentlich kommt es nicht erſt zu 
einem Zollkampfe; die traurigen Folgen eines ſolchen ſind uns nur zu 
gut erinnerlich. Es wäre um ſo wünſchenswerter, wenn Deutſchland 
und Rußland möglichſt bald zu einer Einigung kämen, als ja beide 
Länder auf einander angewieſen ſind und ſich auf verſchiedenen Gebieten 
ergänzen, denn wir brauchen die ruſſiſchen Rohſtoffe wie Holz, Getreide, 
Kleie und können Rußland dafür unſre Fabrikate und Halbfabrikate 
liefern. Möglichſt lange Dauer des Vertrags und, wenn möglich, die 
Bindung aller für uns überhaupt in Betracht kommenden Zollſätze iſt 
anzuſtreben; auch müſſen Beſtimmungen getroffen werden, die die 
Verzollung erleichtern, und auch ſonſt iſt dafür zu ſorgen, daß der 
Verkehr zwiſchen den beiden Ländern in jeder Hinſicht gefördert werde. 
Hier iſt es namentlich ein Punkt, der im Vordergrunde unſres Intereſſes 
ſteht, nämlich die Regulierung des ruſſiſchen Stromlaufs der Weichſel. 
Es iſt ein Jammer zu ſehen, wie wenig dieſe die Länder Oſterreich, 
Rußland und Deutſchland verbindende Waſſerſtraße jetzt ausgenutzt 
wird, während doch bei gutem Willen aller beteiligten Reiche ſich eine 
lebhafte Schiffahrt entwickeln müßte. Es ſcheint ja nun, als ob Ruß— 
land neuerdings nicht abgeneigt ſei, einer Verbeſſerung der Weichſel 
näher zu treten, was, wenn es wirklich in der richtigen Weiſe mit 
nachhaltiger Energie geſchähe, die ſegensreichſten Folgen haben würde. 
Trotz Regulierung der preußiſchen Weichſel kann ſich die Schiffahrt hier 
nicht zu einer bedeutſamen Stellung emporraffen, denn der regulierte 
Stromlauf iſt zu kurz, als daß die Vorteile der Schiffahrt, die um ſo 
größer ſind, je länger die zu durchfahrende Strecke iſt, voll zur Geltung 
kommen könnten, ganz abgeſehen davon, daß die Eiſenbahn verwaltung 
durch die Detarifierung des Zuckers zur Ausfuhr unſern Weichſelſchiffern 
den Hauptbeſtandteil ihrer Frachten ganz beträchtlich gemindert hat. 

Unſre Binnenſchiffahrt könnte aber nicht nur durch Regulierung 
der ruſſiſchen Weichſel gefördert werden, ſondern auch durch Schiffbar— 
machung der Drewenz, und wenn dann noch der Drewenzſee mit dem 
maſuriſchen Seengebiet durch einen Kanal verbunden und das leider 
jetzt zur Dispoſition geſtellte Projekt des Mittellandkanals wieder auf⸗ 
genommen würde, dann müßte auch der deutſchen Binnenſchiffahrt eine 
neue Zukunft blühen. Ein einheitliches Fluß- und Kanalnetz, das 
einen billigen Güteraustauſch zwiſchen dem agrariſchen Oſten und dem 
induſtriellen Weiten ermöglicht, it und bleibt eine wirtſchaftliche Not- 
wendigkeit für unſer Vaterland. Neben der Verbeſſerung der Waſſer— 
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ſtraßen darf aber auch die Erweiterung unſres Eiſenbahnnetzes nicht 
außer acht gelaſſen werden, und hier harren unſre Hauptwünſche leider 
immer noch ihrer Erfüllung, wenn wir auch zugeben wollen, daß in 
den letzten Jahren in unſerm Bezirke einige kleinen Fortſchritte zu” 
verzeichnen ſind. So iſt die Umwandlung der Weichſelſtädtebahn in 
eine Vollbahn nunmehr vollendet, und es beſteht jetzt zwiſchen den 
Weichſelſtädten und der Provinzialhauptſtadt Danzig eine leidliche 
Verbindung, die durch weiteren Umbau der Strecke zur Ermöglichung 
größerer Fahrgeſchwindigkeit noch verbeſſert werden ſoll. Die Bahn 
Broddy Damm Neumark. Dt. Eylau iſt ebenfalls im Herbſte vorigen 
Jahres fertiggeſtellt worden, ferner auch die Strecke Kulm Unislaw, 
deren Weiterführung von Unislaw nach Thorn und von Kulm nach 
Miſchke wir bis jetzt leider vergeblich angeſtrebt haben, trotzdem grade 
dieſer Ausbau im eigenen Intereſſe der Eiſenbahnverwaltung liegt. 
Der Grund für das Hinausſchieben dieſes Projekts dürfte wohl in den 
unzulänglichen Thorner Bahnhofsverhältniſſen liegen, die eine weitere 
Belaſtung durch Einführung einer neuen Strecke untunlich erſcheinen 
laſſen. Leider verzögert ſich aber die Entſcheidung darüber, in welcher 
Richtung hier Abhilfe geſchaffen werden ſoll, immer noch, trotzdem man 
über die Notwendigkeit eines Umbaues klar iſt und nur die Art und 
Weiſe der Ausführung noch in Erwägung zieht. Wir halten nach wie 
vor daran feſt, daß eine wirkliche Rettung aus der beſtehenden 
Kalamität nur durch das von uns dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten vor Jahren vorgelegte Projekt erreicht werden würde, wonach 
ungefähr beim Pilz eine neue Eiſenbahnbrücke über die Weichſel zu 
führen und im Anſchluß hieran auf dem rechten Weichſelufer ein 
Zentralbahnhof zu errichten wäre. Gegen die Zweckmäßigkeit dieſes 
Projekts hat man bisher auch keine Einwendungen gemacht; die 
Bedenken liegen einzig und allein auf finanziellem Gebiete. Immer 
wieder müſſen wir aber darauf zurückkommen, daß die Schuld der 
jetzigen mißlichen Verhältniſſe an der Eiſenbahnverwaltung liegt, die 
ſich ſ. Zt. bewegen ließ, die Eiſenbahnbrücke an einer falſchen Stelle 
zu errichten, wo es wegen der Steigung am rechten Weichſelufer 
unmöglich war, in der Nähe der Stadt einen größeren Bahnhof zu 
erbauen. Wenn man bedenkt, daß große Umbauten auf jeden Fall 
vorgenommen werden müſſen, daß eine neue Brücke errichtet werden 
muß, ſo erſcheint es doch richtig, ſofort etwas vollkommenes zu bauen, 
das ſich ſchließlich doch als das billigere herausſtellen wird. Man iſt 
ja leider immer geneigt, die Entwicklungsmöglichkeit des Verkehrs in 
unſerm Oſten zu unterſchätzen, wie ſich dies z. B. bei der Weichſel— 
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ſtädtebahn und dem D-Zug Berlin Poſen — Thorn. Inſterburg 
erwieſen hat. Auch aus jüngſter Zeit iſt hier noch ein Beiſpiel anzu— 
führen, das zeigt, wie ſelbſt die Nächſtintereſſierten ſich in dieſer 
Beziehung täuſchen können. Es haben nämlich bei der kaum vollendeten 
Kleinbahn Kulmſee Melno verſchiedene Nachtragsbauten ausgeführt 
werden müſſen, da ſich die Erweiterung der Ladegleiſe auf den meiſten 
Halteſtellen als notwendig herausgeſtellt hat. Man ſollte daher 
ſeitens der Eiſenbahnverwaltung die Zukunft unſrer Verkehrs⸗ 
entwicklung mit etwas mehr Vertrauen anſehen und ſich nicht ſcheuen, 
gründliche Verbeſſerungen, ſelbſt wenn ſie einen größeren Koſten— 
aufwand erfordern, als für Bauten im Oſten ſonſt angewendet zu 
werden pflegen, vorzunehmen. 

Im Dezember v. Is. iſt auch die Kleinbahn Mocker - Leibitſch 
eröffnet worden, über deren wirtſchaftlichen Erfolg ſich noch nichts 
beſtimmtes ſagen läßt, doch iſt eine ſinnreiche Einrichtung zu erwähnen, 
die man getroffen hat, um ſich den Perſonenverkehr möglichſt fern— 
zuhalten. Der erſte Zug trifft von Mocker aus in Leibitſch nachmittags 
2 Uhr 29 Minuten ein und bereits 1½ Stunden ſpäter verläßt der 
letzte Zug dieſe Station, ſodaß es ſich ganz und gar nicht verlohnt, mit 
der Bahn Ausflüge dorthin zu machen, obgleich man wegen des jetzt 
durch die Bahn ermöglichten Perſonenverkehrs die Perſonenpoſt nach 
Leibitſch aufgehoben hat. Eine größere Berückſichtigung des Publikums 
wäre der Kleinbahnverwaltung doch auf das dringendſte ans Herz 
zu legen. 

Im Anſchluß an die Kleinbahn Leibitſch—Mocker wird ja wohl 
nun auch bald eine Kleinbahn von Mocker durch die Weichſelniederung 
nach Scharnau gebaut werden, nachdem das Projekt des Holzhafens 
endlich geſichert it. Die erſte Rate des ſich auf 1½ Millionen Mk. 
belaufenden Staatsbeitrags iſt bereits in Höhe von 400000 Mk. von 
dem Landtage für den Hafenbau genehmigt worden. Unſre Hoffnung, 
daß es uns gelingen werde, den noch fehlenden Betrag von 
1½v Millionen Mk. aus Privatkreiſen aufzubringen, iſt allerdings 
geſcheitert, und nur durch den dankenswerten Entſchluß der Stadt 
Thorn, das geſamte fehlende Aktienkapital zu übernehmen, iſt das 
Projekt gerettet worden. Dieſes mutige Eintreten der Stadt iſt um ſo 
mehr anzuerkennen, als ja leider der Hafen etwa eine Meile unterhalb 
Thorns zu liegen kommen muß, doch wird trotzdem der günſtige Ein- 
fluß des Hafens auf das ſtädtiſche Erwerbsleben nicht ausbleiben, 
zumal da eine Einverleibung des Hafenterrains und deſſen nächſter 
Umgebung in ſicherer Ausſicht ſteht. Nachdem ſo die finanzielle Grund— 
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lage beſchafft iſt, handelt es ſich nur noch darum, die Aktiengeſellſchaft, 
wofür von der Stadt Thorn bereits der Entwurf eines Statuts fertig— 
geſtellt iſt, zu begründen und die Ausſchreibung der Arbeiten vor— 
zunehmen, ſodaß man mit Sicherheit auf einen baldigen Beginn des. 
Baues rechnen kann. So werden wir denn in einigen Jahren in der 
Lage ſein, von den auf der Weichſel herabkommenden großen Holz— 
mengen für das Wirtſchaftsleben unſres Bezirks einen ganz anderen 
Nutzen zu ziehen als bisher. Iſt der Hafen auch in erſter Linie als 
Sicherheitshafen gedacht, welche Funktion er ja auch trefflich erfüllen 
wird, ſo werden doch auch Holzhandel und Holzinduſtrie ihn als 
Stützpunkt nehmen können. Durch die Möglichkeit, die Hölzer in dem 
Hafen aus ihrem Verbande zu löſen, ſie auf ihre Güte zu prüfen und 
eine Sortierung vorzunehmen, wird der Holzhandel befähigt ſein, den 
Bedarf an einzelnen Holzarten zu decken, ohne daß der Käufer 
genötigt wäre, mit dem Holze, das er gebraucht, andere, zufällig 
damit verbundene Hölzer mitzukaufen. Neben dem Handel wird ſich 
aber an dem Hafen auch eine hoffentlich recht umfangreiche Holz- 
induſtrie, in der Hauptſache wohl aus Schneidemühlen, daneben aber 
aus ſonſtigen holzvertreibenden Fabriken beſtehend, entwickeln. 

Die induſtrielle Tätigkeit in unſrer Gegend wird ſich, abgeſehen 
von einigen Spezialgewerben, immer vornehmlich auf die Verarbeitung 
von Rohſtoffen, die in der Forſt- und Landwirtſchaft gewonnen ſind, 
eritreden, wie denn auch ein Blick auf unſere größeren gewerblichen 
Betriebe deutlich dieſen Charakter zeigt: Schneidemühlen, Zuckerfabriken, 
Spiritusbrennereien, Bierbrauereien, Stärkefabriken und Getreide— 
mühlen bilden den Hauptſtock unſrer Induſtrie. Was die Lage dieſer 
Induſtriezweige im verfloſſenen Jahre anbetrifft, ſo litten die Getreide— 
mühlen in der erſten Hälfte des Jahres noch ſchwer unter der Miß— 
ernte von 1901. Sie mußten während dieſer Zeit ihre Produktion 
wegen der ſchwierigen Beſchaffung des Rohmaterials gewaltig ein— 
ſchränken und zogen es ſogar vielfach vor, zur Befriedigung ihrer 
Kunden Mehl von auswärts zu beziehen. Ihre Lage wurde noch 
dadurch verſchlimmert, daß ſich der Beginn der Ernte des ſchlechten 
Wetters wegen um einige Wochen hinausſchob, auch hatten die erſten 
an den Markt gebrachten Körner unter der Feuchtigkeit gelitten, ſodaß 
ſie nur ſchwierig zu vermahlen waren. Bald beſſerte ſich jedoch die 
Qualität des herangebrachten Getreides und da der Ertrag der Ernte 
recht gut war, ſo begannen die Mühlen flott zu arbeiten und fanden 
auch bei lohnenden Preiſen bis heute ganz guten Abſatz, ſodaß 
die Scharte, die ihnen die ſchlechte Ernte des Jahres 1901 geſchlagen 
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hatte, einigermaßen wieder ausgewetzt ſein dürfte. Weniger unter den 
Ernteverhältniſſen als unter der kühlen Temperatur des Sommers 
ſowie dem allgemeinen wirtſchaftlichen Tiefjtand hatten die Bier 
brauereien, deren Abſatz ſich nicht unerheblich minderte, zu leiden. 

Über darniederliegende Bautätigkeit, die namentlich die Schneide 
mühlen, Ziegeleien und Eiſenhandlungen ſchädigte, wurde ja in ganz 
Deutſchland geklagt, und auch in unſerm Bezirk lagen die Verhältniſſe 
ähnlich, wenn auch aus dem Kreiſe Brieſen, wo die Herſtellung von 
Gebäuden für die Anſiedler etwas Leben brachte, und aus Kulm von 
einigermaßen reger Bautätigkeit gemeldet wurde. In Thorn war ſie 
ſehr gering, und nur ein großes Holzbearbeitungswerk, das auswärts 
für ſtaatliche Zwecke umfangreiche Bauten auszuführen hatte, war gut 
beſchäftigt. Nachteilig für die Schneidemühlen waren die geringen 
Holzzufuhren auf der Weichſel, die eine bedeutende Steigerung der 
Rohholzpreiſe zur Folge hatten, ohne daß es bei dem ſchleppenden 
Geſchäftsgang gelang, die Preiſe für Schnittmaterial entſprechend zu 
erhöhen. Verſchiedene größere Ziegeleien in der Nähe Thorns hatten 
ihren Betrieb gänzlich eingeſtellt, da ſie große Vorräte liegen hatten, 
von denen ſie aber auch im vergangenen Jahre nur ſo wenig abſetzten, 
daß ſie auch im laufenden Jahre ihre Produktion noch nicht in vollem 
Umfange wieder aufzunehmen beabſichtigen. Vielleicht iſt aber dieſe 
Einſchränkung doch nicht nötig, denn für Thorn eröffnen ſich jetzt 
beſſere Ausſichten, da verſchiedene neue öffentliche Gebäude, wie Theater, 
Kirchen, Schulen gebaut werden ſollen und zum Teil ſchon in Angriff 
genommen worden ſind, auch ſoll ein Stück der inneren Umwallung 
niedergelegt werden, und da ferner einige Rayonbeſchränkungen kürzlich 
aufgehoben worden ſind, ſo wird ſich vorausſichtlich bald auf dem 
dadurch für maſſive Bauten freigegebenen Terrain eine lebhafte Privat— 
bautätigkeit entwickeln, die allerdings von den Hausbeſitzern der 
inneren Stadt mit gemiſchten Gefühlen betrachtet werden dürfte. Die 
erhöhte Bautätigkeit wird auch unſerm Material- und Textilwaren— 
handel zu gute kommen, welche beiden Geſchäftszweige wegen ver— 
minderter Kaufkraft in Stadt und Land auf ein ungünſtiges Jahr 
zurückblicken. Die Mißernten der Jahre 1900 und 1901 hatten die 
Landwirte genötigt, ihren Konſum möglichſt einzuſchränken, und auch 
die neue Ernte hat ihnen noch keine merkliche Beſſerung gebracht, weil 
ſie ſchon die ganze Zeit vorher von dieſer neuen Ernte gezehrt haben. 
Erſt wenn auch dieſes Jahr, wie nach dem bisherigen Saatenſtande 
zu hoffen iſt, eine günſtige Ernte bringt, wird die Kaufkraft der Land— 
wirtſchaft, die für unſern Bezirk erklärlicherweiſe von der größten 
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Bedeutung iſt, wieder ihren normalen Standpunkt erreichen. Günſtig 
für die Landwirte war es, daß auch die letzte Kampagne der Zucker— 
fabriken ein ziemlich gutes Reſultat hatte, ſodaß für die Rüben, von 
denen freilich, ebenſo wie bei den Kartoffeln, ein wenn auch kleiner 
Teil des früh eintretenden Froſtes halber in dem Boden bleiben mußte, 
80 Pfennige und darüber für den Zentner gezahlt werden konnten. 
Auch die Spirituspreiſe ſind infolge der Tätigkeit der Zentrale für 
Spiritusverwertung geſtiegen, da es ihr gelungen iſt, etwa 90 9% aller 
inländiſchen Brennereien zu einer Einſchränkung ihrer Produktion zu 
veranlaſſen. Dadurch ſind die Preiſe in die Höhe gegangen, und es 
kann jetzt den Brennern ein höherer Abſchlagspreis gezahlt werden. 
Der Spiritusring hat aus dieſem Erfolge die Hoffnung geſchöpft, daß 
es ihm auch für die Zukunft gelingen werde, die Produktion von 
Spiritus dem jeweiligen Bedarf einigermaßen anzupaſſen. Während 
ſonach das Spirituskartell noch in voller Blüte ſteht, wird das Zucker⸗ 
kartell aller Vorausſicht nach den 1. September, den Termin, an dem 
die Brüſſeler Konvention in Kraft tritt, nicht überleben. Nach den 
Beſtimmungen dieſes Vertrags darf künftig der Unterſchied zwiſchen 
innerer Steuer und Zoll nicht mehr als 4,80 Mk. für den Doppel— 
zentner betragen, und alle direkten und indirekten Prämien müſſen 
wegfallen. Um den Konſum auf dem deutſchen Markte zu heben, 
wird die Verbrauchsabgabe auf 14 Mk. für den Doppelzentner herab- 
geſetzt werden, und dies wird, wenn auch nicht plötzlich, ſo doch im 
Laufe der nächſten Jahre den Verbrauch von Zucker im Inlande, der 
jetzt 13 kg per Kopf beträgt gegen 44 kg in England, gewaltig 
ſteigern, weil wohl auch eine größere induſtrielle Verwertung des 
Zuckers nicht ausbleiben wird. Da ferner der deutſche Zucker ſeine 
Stellung auf dem Weltmarkte vorausſichtlich behaupten wird, ſo darf 
man mit Recht auf eine Geſundung unſrer geſamten Zuckerinduſtrie 
hoffen. 

Ein neues Zuckerkartell wird unter den veränderten Verhältniſſen 
allerdings kaum zu ſtande kommen, wenn es auch nicht an Verſuchen 
fehlen wird, ein ſolches zu bilden, denn wir befinden uns heute in 
einer allgemeinen Kartellbewegung, deren Folgen noch nicht abzuſehen 
find, die aber die Gemüter aller Wirtſchafts-Praktiker und Theoretiker 
lebhaft beſchäftigt. Der den Kartellen zugrunde liegende Gedanke iſt 
ja ſehr verführeriſch, denn darnach ſollen die großen Preisſchwankungen 
möglichſt vermieden und insbeſondere die zur Zeit eines wirtſchaftlichen 
Niedergangs häufig auftretenden, zum Ruin vieler Betriebe führenden 
Schleuderpreiſe dadurch beſeitigt werden, daß man in ſolchen Zeiten 
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die kartellierten Betriebe zu einer Einſchränkung der Produktion ver- 
anlaßt. Es iſt freilich nicht von der Hand zu weiſen, daß dieſe 
Bewegung die Gefahr einer gewiſſen Monopoliſierung mit ſich bringt, und 
zweifellos werden, auch ohne daß ein förmliches Monopol eintritt, viele 
ſelbſtändigen Elemente ausgeſchaltet werden. Nun braucht man aber 
kaum zu befürchten, daß die Kartelle in Zukunft alle freien Unter- 
nehmungen erſticken werden, denn für einen Teil der Induſtrie wird 
die Kartellierung immer unzweckmäßig bleiben und außerdem werden 
viele Kartelle nur unter dem Schutze einer hohen Zollmauer gedeihen 
können, ſodaß der Staat ſtets in der Lage bleibt, ihnen, ſobald ihre 
Tätigkeit dem öffentlichen Wohle zuwiderläuft, die Grundlage ihrer 
Exiſtenz durch Ermäßigung oder Beſeitigung der Zölle zu nehmen. 
So wie ſich das Handwerk trotz verſchiedentlicher Abbröckelung neben 
den Fabriken erhalten hat und auch noch auf abſehbare Zeit erhalten 
wird, werden auch neben den Kartellen die freien Unternehmungen 
beſtehen bleiben. Wo aber die Kartellierung notwendig und nützlich 
erſcheint, werden ſich, gleichgiltig ob man es gutheißt oder nicht, die 
Betriebe zuſammenſchließen, ſei es in loſerer oder feſterer Form, und 
ſo dankenswert es iſt, daß die Reichsregierung eine Enquete über den 
Stand der hauptſächlichſten Kartelle vornimmt, weil dadurch unſre 
Kenntnis über das Weſen dieſer Gebilde bereichert und Lob und 
Tadel auf das richtige Maß zurückgeführt wird, ſo iſt kaum anzunehmen, 
daß der Staat einen nennenswerten Einfluß auf die Entwicklung ſelbſt 
ausüben wird. 

Alle diejenigen Gebiete, auf denen die Kartelle gedeihen, werden 
dadurch freilich in ganz erheblichem Grade umgeſtaltet, wie denn auch 
auf den Verhandlungen, die das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat 
betrafen, feſtgeſtellt wurde, daß ein großes Stück der Gewerbefreiheit 
und der freien Konkurrenz mit den Kartellen wenn auch nicht rechtlich, 
ſo doch tatſächlich begraben werde. 

Dieſe Beſchränkung der freien Konkurrenz trifft natürlich nicht 
nur den induſtriellen Unternehmer, ſondern auch den Kaufmann, denn 
wenn auch für die Kartelle die Tätigkeit des ſelbſtändigen Kaufmanns, 
der ſein ganzes Wiſſen und Können für die Organiſierung und 
Erweiterung des Abſatzes einſetzt, unentbehrlich bleiben wird, ſo wird ihm 
doch, wie dies gelegentlich der Kartellenquete von einem Großhändler 
ausgeſprochen wurde, die volle Bewegungsfreiheit ſchließlich genommen 
und er wird mehr und mehr eine Art Vertreter des Kartells. 

So wird die Stellung des ſelbſtändigen Kaufmanns immer 
ſchwieriger, denn ſie wird ja nicht nur durch die Kartelle bedroht 


ſondern auch durch die Genoſſenſchaften, namentlich die landwirtſchaft— 
lichen, und leider unterſtützt auch der Staat dieſe Bewegung, die auf 
möglichſte Verdrängung des „Zwiſchenhandels“ gerichtet iſt, wie ſich 
dies u. a. bei den Ankäufen der Proviantämter zeigt. Ein klaſſiſches. 
Beiſpiel dieſes auf Ausſchaltung des Handels zielenden Strebens, 
wobei Induſtrie, Landwirtſchaft und Staat Hand in Hand gehen, iſt 
das Kaliſyndikat, an dem der Staat in hervorragender Weiſe beteiligt 
iſt. Dieſes Syndikat verkauft nicht nur an Händler, ſondern auch, was 
ſein gutes Recht iſt, an landwirtſchaftliche Vereine und Genoſſenſchaften, 
doch gibt es dieſen, und hierdurch wirkt es bereits handelsfeindlich, 
einen größeren Rabatt als den Händlern. Direkt auf Ausſchaltung 
des Handels wirkt es aber durch die Beſtimmung hin, daß es den 
Kaufleuten verboten iſt, von ihrem Rabatt den Konſumenten irgend 
etwas abzugeben, während dieſes Verbot für die landwirtſchaftlichen 
Zwiſchenhändler nicht beſteht. Wir haben gegen dieſe ungleiche 
Behandlung Beſchwerde bei dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 
eingelegt und hoffen, daß er auf Abſtellung dieſes Übeljtandes dringen 
wird oder, falls dies nicht durchzuſetzen iſt, veranlaßt, daß die ſtaat— 
lichen Werke aus einem ſolchen handelsfeindlichen Syndikate aus— 
treten. 

Am verderblichſten wirkt das allgemeine Streben auf Aus— 
ſchaltung des Handels hier in der Oſtmark, wo dem ſchon von dem 
Polentum hart bedrängten deutſchen Kaufmann das Daſein immer 
ſchwerer gemacht wird. Hebung des Deutſchtums im Oſten, lautet ja heute 
die Parole, aber es klingt wie Ironie, wenn man feſtſtellen muß, daß 
der ſtaatliche Träger dieſer Bewegung, die Anſiedlungskommiſſion, mit 
zur Bedrängung des Deutſchtums in den Städten beiträgt, während 
doch gerade die Städte ſtets die feſteſten Stützen des Deutſchtums im 
Oſten geweſen ſind. Es wäre zu wünſchen, daß die von dem Herrn 
Landwirtſchaftsminiſter im Vorjahr einberufene Konferenz, auf der die 
beregten Klagen vorgebracht worden ſind, einen Wendepunkt in dieſer 
Bewegung, unter der neben dem Getreidehandel namentlich der Dünge— 
und Futtermittelhandel zu leiden hat, bilden würde. 

Was die übrigen Handelszweige unſres Bezirks betrifft, ſo haben 
wir ja bereits erwähnt, daß Material- und Textilwarenhandel unter 
dem allgemeinen Rückgang der Kaufkraft zu leiden hatten. Im Eijen- 
handel erfolgte zu Beginn des Jahres ein Aufſchwung, der aber 
lediglich darauf zurückzuführen iſt, daß die Eiſenhandlungen ihre 
geräumten Läger ergänzen mußten. Dieſe Tatſache verlennend, 
erhöhten die Werke ihre Preiſe, worauf ſie aber bald aus dem Nach— 


laſſen der Nachfrage erjehen konnten, wie unzweckmäßig dieſe Preis- 
heraufſetzung war. Die Preiſe gingen darauf auch im Herbſt wieder 
herab, ohne jedoch die Nachfrage ſonderlich anzuregen. Der Kohlen— 
handel verlief normal. Es trat bei den Sommerpreiſen die übliche 
Abſchwächung und bei den Winterpreiſen die übliche Erhöhung ein. 
Durch den frühzeitigen Froſt belebte ſich das Geſchäft außerordentlich, 
ſodaß die Gruben zeitweiſe die Nachfrage kaum befriedigen konnten. 

Die Arbeiterverhältniſſe waren im verfloſſenen Jahr für den 
Unternehmer gut, wie dies ja bei der allgemeinen Wirtſchaftslage 
erklärlich iſt, doch kann man auch nicht ſagen, daß ſich ein drängendes 
Angebot von Arbeitskräften geltend gemacht hätte. An gelernten 
Arbeitern herrſcht ſogar bei uns ein chroniſcher Mangel, der durch den 
Abzug der tüchtigen Arbeiter nach den Induſtriegegenden hervor— 
gerufen wird. Hier könnte vielleicht die Gründung von gewerblichen 
Fachſchulen günſtig wirken, denn die hier geborenen und auf dieſen 
Fachſchulen fortgebildeten jungen Leute würden dann wohl auch gern 
in ihrer Heimat Beſchäftigung zu finden ſuchen und nicht ſo leicht dem 
Zuge nach dem Weſten erliegen. 


Vörſengeſetz. 


Verhandlungen der Handelskammer. 


—— 


I. Einrichtungen für Handel und Anduſtrie. 


1. Handels- und Induſtrie-Geſetzgebung. 


Nachdem man Anfang dieſes Jahres die Hoffnung aufgegeben 
hatte, daß die Regierung dem Reichstag noch eine Novelle zum Börſen— 
geſetz vorlegen würde, hielt man es in den Kreiſen des intereſſierten 
Handelsſtandes für erforderlich, daß wenigſtens diejenigen Beſtim— 
mungen abgeändert würden, die die Grundlage für eine bisher nicht 
dageweſene Rechtsunſicherheit des Verkehrs und für eine jeder Rechts— 
ordnung zuwiderlaufende Verletzung von Treu und Glauben bilden. 
Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin beriefen deshalb eine 
Verſammlung der Vorſtände der deutſchen Börſen Anfang Februar 
nach Berlin und ſchlugen hier folgende N vor, der auch wir 
unſre Zuſtimmung gaben. 


1. Das Recht, die Erfüllung einer Verbindlichteit aus börſen— 


mäßigen Termingeſchäften gegenüber einer ins Börſen— 
Regiſter eingetragenen Partei zu verweigern, iſt denjenigen 
zu verſagen, die zurzeit des Geſchäftsabſchluſſes berufsmäßig 
Börjen- oder Bankiergeſchäfte betrieben haben oder zum 
Beſuch einer Börſe zugelaſſen waren. 


2. Das aus $$ 50 und 60 des Börſen-Geſetzes oder § 764 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs hergeleitete Recht die Erfüllung 
einer Verbindlichkeit zu verweigern, muß zeitlich auf ſechs 
Monate begrenzt werden. 


3. Die nach SS 50 und 61 des Börſen-Geſetzes unterſagten 


Termingeſchäfte müſſen inſofern den in SS 762 bis 764 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geregelten Spiel- und Wett— 


in 5" 
Geſchäften gleichgeitellt werden, als die Rückforderung des 
einmal geleiſteten auszuſchließen iſt. 

4. Bei Anfechtung von Geſchäften in Waren oder Wert— 
papieren muß der Anfechtende verpflichtet werden, ſich die 
Gewinne aufrechnen zu laſſen, welche ihm aus andern — 
während der gleichen Zeit mit derſelben Stelle abge— 
ſchloſſenen — börſenmäßigen Termingeſchäften erwachſen 
ſind. 

Nicht als börſenmäßige Termingeſchäfte gelten Zeit- oder 
Lieferungsgeſchäfte, welche zwiſchen Erzeugern oder Ver— 
arbeitern oder in das Handelsregiſter eingetragenen gewerbe— 
mäßigen Händlern ſolcher Waren aufgrund von Bedingungen 
abgeſchloſſen worden ſind, die von den Staats-Auſſichts— 
behörden mit Zuſtimmung des Bundesrats für Lieferungs— 
geſchäfte (§S 326 des B. G.) feſtgeſetzt oder genehmigt ſind. 


er 
ot 


Gerichtsferien. 

Auf ein an ſämtliche Handelsvertretungen gerichtetes Rundſchreiben 
des Deutſchen Handelstags über die Stellungnahme zu der Frage, ob 
künftig die Forderungsklagen aus Warenlieferungen als Ferienſachen 
behandelt werden ſollen, erwiderten wir unter dem 13. Juni: 

„Es beſteht wohl kaum eine Meinungsverſchiedenheit in den 
Kreiſen von Handel und Gewerbe darüber, daß durch die Gerichtsferien 
der Geſchäftsgang der Gerichte zum großen Schaden aller Erwerbs— 
zweige verlangſamt wird und daß auch die Beſtimmung des Gerichts— 
verfaſſungsgeſetzes, wonach Strafſachen, Arreſtſachen, Maß- und Markt⸗ 
ſachen, Mietsſtreitigkeiten c. als Ferienſachen anzuſehen ſind, keine 
ausreichende Abhilfe bietet. Wir ſind daher der Meinung, daß am 
beſten die ganz veraltete Einrichtung der Gerichtsferien beſeitigt werden 
müßte, verhehlen uns jedoch nicht, daß dies vorerſt auf zu große 
Schwierigkeiten ſtoßen wird. Wir ſchließen uns daher dem Antrag der 
ſächſiſchen Handelskammern an, daß künftig Forderungsklagen aus 
Warenlieferungen als Ferienſachen behandelt werden ſollen, denn dieſer 
Antrag hat größere Ausſicht angenommen zu werden und führt doch 
dem Ziele, der gänzlichen Abſchaffung der Gerichtsferien, erheblich näher, 
ja die Beſeitigung der Gerichtsferien wird eine notwendige Folge der 
Annahme des Antrags ſein.“ 


2. Sonſtige Induſtrie- und Handelsangelegenheiten. 
Deutſcher Handelstag. 
Im Jahre 1902 hat keine Vollverſammlung des Deutſchen Handels— 
tags ſtattgefunden; erſt am 18. und 19. März d. Is. fand wieder eine 


16 


Vollverſammlung ſtatt. Dem vom Generalſekretär dieſer Verſammlung 
erſtatteten Geſchäftsbericht für die Zeit vom 8. Januar 1901 bis zum 
18. März 1903 entnehmen wir folgendes: 

Dem Deutſchen Handelstag traten bei: die neu gegründeten 
Handelskammern zu Altenburg (an Stelle der Vereinigten Kaufmann” 
ſchaft zu Altenburg), Berlin, Rudolſtadt und Weimar; ferner der Verein 
zur Wahrung der Intereſſen der chemiſchen Induſtrie Deutſchlands. 


Nachdem im Reichstag und im preußiſchen Abgeordnetenhaus die 
Behauptung aufgeſtellt wurde, die Handelskammern bildeten keine 
ausreichende Vertretung der Induſtrie, ſondern nur eine ſolche des 
Handels, richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags am 13. März 
1902 an den Reichstag und am 30. Januar 1903 an das preußiſche 
Abgeordnetenhaus Eingaben, in denen aufgrund ſtatiſtiſchen Materials 
die Unrichtigkeit dieſer Behauptung nachgewieſen wurde. Eine vom 
Deutſchen Handelstag bearbeitete Statiſtik über die Zuſammenſetzung 
der Handelsvertretungen hat ergeben, daß 149 deutſche Handels— 
vertretungen 3072 Mitglieder haben, von denen 1717 der Induſtrie 
und 1355 dem Handel angehören, und daß 93 Körperſchaften mehr 
Vertreter der Induſtrie als des Handels, 46 Körperſchaften mehr Ver⸗ 
treter des Handels als der Induſtrie aufweiſen, während 10 Körper— 
ſchaften ebenſoviel Mitglieder aus der Induſtrie wie aus dem Handel 
haben. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 5. Dezember 
1902 gemäß einer Anregung der Handelskammer zu Hanau, beim 
preußiſchen Handelsminiſter eine Anderung des Handelskammergeſetzes 
dahin zu beantragen, daß die Zugehörigkeit zur Handelskammer, falls 
die Eintragung in das Handelsregiſter vorliegt, nicht von dem Nachweis 
der Kaufmannseigenſchaft abhängig gemacht werden könne. 

An den preußiſchen Juſtizminiſter richtete der Präſident des 
Deutſchen Handelstags am 15. April 1902 die Bitte, die Gerichte 
anzuweiſen, den Handelskammern von den Eintragungen in das 
Genoſſenſchaftsregiſter Mitteilung zu machen. — Die Bitte wurde 
abgelehnt. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 28. Juni 
1902 eine Eingabe an den preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 
in der gebeten wurde, die beſtehende geſetzliche Zuſtändigkeit der Eiſen— 
bahnräte nicht außer acht zu laſſen, die Ablehnung von Beſchlüſſen 
der Eiſenbahnräte ausführlich zu begründen und den Handelskammern, 
auf ihren Wunſch und wenn ein berechtigtes Intereſſe vorhanden, auch 
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in ſolchen Räten eine Vertretung zuzubilligen, deren Bezirk vom 
Handelskammerbezirk nicht berührt wird. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 16. April 
1902 an den preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten und an 
die übrigen deutſchen Staatseiſenbahnverwaltungen die Bitte, daß 
baldigſt die Gepäckfracht für Muſterkoffer von Handlungsreiſenden auf 
die Hälfte der gewöhnlichen Gepäckfracht ermäßigt werde. Der Bitte 
wurde nicht entſprochen. 

Eine Anregung der Handelskammer Kottbus, nach der auf 
ſämtlichen preußiſchen Eiſenbahnſtationen die an Sonn- und Feiertagen 
gelöſten Fahrkarten zur freien Rückfahrt am Löſungstage berechtigen 
ſollen, beſchloß der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags am 9. April 
1902 auf Vorſchlag der Kommiſſion betr. Verkehr nicht zu unterſtützen. 
Ferner wurde beſchloſſen, die Bemühungen nach Erhaltung beſtehender 
und Einführung neuer Sonntagskarten den örtlichen Körperſchaften zu 
überlaſſen. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 15. April 
1901 an den preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten eine Eingabe, 
in der er bat, daß ein für Futter- und Streumittel nach den Provinzen 
Weſtpreußen, Poſen, Pommern und Schleſien und einigen anderen 
Gegenden erſtellter Ausnahmetarif, deſſen Giltigkeit an die Bedingung 
geknüpft war, daß der Empfänger ein Landwirt ſei, auf alle Empfänger 
in den Notſtandsbezirken ausgedehnt werde, und daß auch in Zukunft 
alle Tarife, auch Ausnahme- und Notſtandstarife, nur mit Rückſicht 
auf die verſchiedenen Warengattungen, nicht aber mit Rückſicht auf die 
Zugehörigkeit des Empfängers zu beſtimmten Berufsſtänden oder 
Bevölkerungsklaſſen erſtellt werden. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Kleinhandel 
ſprach ji) am 18. Oktober 1902 dafür aus, daß 125, und 250-Gramm- 
gewichte eingeführt würden. Der Ausſchuß des Deutſchen Handels— 
tags verweigerte jedoch am 5. Dezember dieſem Antrag ſeine Zuſtimmung. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags beantragte am 18. 
Februar 1901 beim Reichskanzler eine vermehrte Ausprägung von 
Kronen, nachdem auf eine Umfrage bei den Mitgliedern des Deutſchen 
Handelstags 36 Handelskammern einen Mangel an Kronen für ihre 
Bezirke beſtätigt und nur 3 ihn verneint hatten. — Die vereinzelt 
geltend gemachten Klagen über Mangel an 2, 5, 10, 50-Pfennig- 
ſtücken glaubte er auf ſich beruhen laſſen zu können. — Am 9. März 
1903 iſt wegen der Ausprägung von Kronen eine neue Eingabe 
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Der Ausihu des Deutſchen Handelstags beſchloß am 20. Mai 
1901, das Reichsſchatzamt zwecks beſſerer Unterſcheidung des 50, und 
des 10 Pfennigſtückes um eine veränderte Ausprägung dieſer Münzen 
zu bitten. Ein Bedürfnis für eine Zwiſchenmünze zwiſchen dem le 
und dem 50 Pfennigſtück wurde nicht anerkannt, ebenſo ein Antrag 
der Handelskammer zu Gieſſen auf Erſetzung der 5-Markſtücke durch 
3⸗Markſtücke abgelehnt. 

Die Handelskammer zu Hannover hat gewünſcht, daß die Ver- 
öffentlichungen des Patentamts den Handelskammern unentgeltlich 
zugewendet würden. Der Vorſtand des Deutſchen Handelstags beſchloß 
die Angelegenheit der Kommiſſion betr. Patent-, Muſter⸗, Zeichenſchutz 
zu überweiſen. Die Angelegenheit ſchwebt noch. 

Einer Anregung, gegen die Erhöhung der Feuerverſicherungs— 
prämien Stellung zu nehmen, beſchloß der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags am 2. September 1901 nicht zu folgen, da es nicht 
Aufgabe des Deutſchen Handelstags ſein könne, ſich in die Angelegen— 
heiten der Preisbeſtimmungen einzelner Erwerbszweige einzumiſchen, 
wenn er ſich auch mit andern Beſtimmungen des Verſicherungsvertrags 
ſchon wiederholt befaßt habe und noch befaſſen werde. 

Zu einer Anregung der Handelskammer Oldenburg, betreffend 
den Beweis der Vertretungsbefugnis des Wechſelzeichners im Wechſel— 
proteſt, nahm der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags vom 9. April 
1902 die Stellung ein, daß es wünſchenswert wäre, baldigſt eine neue 
Entſcheidung des Reichsgerichts in dieſer Angelegenheit herbeizuführen. 
Für den Fall, daß das Reichsgericht, wie bisher ſtets, abermals die 
Beibringung dieſes Beweiſes als unbedingt notwendig erkläre, ſoll 
beim Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts beantragt werden, bei der 
nächſten Abänderung der Zivilprozeßordnung dem $ 592 einen Zuſatz 
beizufügen, daß ein urkundlicher Nachweis für die Berechtigung zur 
Prokurazeichnung des Wechſels ſolange nicht erforderlich iſt, als eine 
Einwendung gegen die Berechtigung des Wechſelzeichners nicht 
erhoben wird. . 

Der Deutſche Handelstag hat es für jeine Aufgabe gehalten, alle 
durch feine Mitglieder zu ſeiner Kenntnis gelangten Anträge in Bezug 
auf den Zolltarif zuſammenzuſtellen und den in Betracht kommenden 
Behörden des Reichs und der Bundesſtaaten, dem Reichstag und den 
Mitgliedern des Deutſchen Handelstags zu übermitteln. Nachdem 
Zuſammenſtellungen der bezeichneten Art bereits am 22. September 
1900, 20. Dezember 1900, 28. September 1901 und 24. Oktober 1901 
herausgegeben wurden, iſt der geſamte Inhalt dieſer Druckſachen mit 
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dem bis zum 2. Dezember 1901 eingegangenen Material in einer 
neuen Zuſammenſtellung vereinigt worden; das Werk enthält 3389 
einzelne Anträge, die ſich auf 901! Nummern oder Nummerngruppen 
des Tarifentwurfs bezogen. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 10. April 
wegen der Wünſche zu den Handelsverträgen eine Umfrage bei den 
Mitgliedern des Deutſchen Handelstags zu veranſtalten. Als Unter— 
lage für die Arbeiten der Handelskammern, ſoweit ſie ſich nicht auf 
die fremden Zolltarife beziehen, wurde von der Kanzlei des Deutſchen 
Handelstags eine umfaſſende Überſicht über die in Handelsverträgen 
geregelten allgemeinen Beſtimmungen ausgearbeitet. Die Mitglieder 
ſind am 30. April zur Angabe ihrer Wünſche aufgefordert worden; 
eine Zuſammenſtellung der bis zum 18. Januar 1903 eingegangenen 
WMünſche it am 7. März den in Betracht kommenden Behörden über— 
reicht worden; die Zuſammenſtellung umfaßt 575 Quartſeiten; in ihr 
ſind 71 Mitglieder des Deutſchen Handelstags vertreten. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Steuern, Zölle, 
Außenhandel befürwortete am 16. Februar 1901 unter gleichzeitiger 
Aufſtellung eines Arbeitsplanes die Errichtung einer Auskunftsſtelle 
für den Außenhandel in beſchränktem Umfange, eventuell im Anſchluß 
an das Bureau des Deutſchen Handelstags, und beſchloß den Aus— 
ſchuß des Deutſchen Handelstags zu bitten, mit den Reichsbehörden in 
Verhandlung zu treten, um auf die Mitwirkung des Reichs in jeder 
Beziehung, auch in finanzieller Richtung, hinzuwirken. Der Aus⸗ 
ſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß jedoch am 20. Mai bei der 
Reichsverwaltung zu beantragen, daß ſie ſelbſt auf Koſten des Reichs 
die Auskunftsſtelle errichte und verwalte und für den Fall, daß ſie 
dies ablehne, angebe in welcher Weiſe ſie ſonſt die Einrichtung und 
Verwaltung der Auskunftsſtelle zu fördern bereit ſei. — Der Präſident 
des Deutſchen Handelstags richtete eine entſprechende Eingabe am 
5. Juni 1901 an den Reichskanzler, eine Antwort iſt noch nicht ein- 
gegangen. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 17. April 
1902 an den Bundesrat eine Eingabe, in der um Abſchaffung der 
Lohnzahlungsbücher für minderjährige Fabrikarbeiter gebeten wurde 
oder doch wenigſtens um Zulaſſung der Unterzeichnung der Bücher 
durch den Firmenſtempel oder die Unterſchrift des mit der Lohnzahlung 
beauftragten Beamten. 

Infolge einer Anregung der Handelskammer zu Rottweil ſprach 
ſich die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Sozialpolitik am 
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18. Oktober 1902 dafür aus, daß die jofortige Entlaſſung von Gehilfen 
und Lehrlingen dann zuläſſig ſein ſoll, wenn ſie ſich im Betrieb gegen 
ihre Mitarbeiter grobe Tätlichkeiten zu Schulden kommen ließen. — 
Der Ausſchuß ſtimmte dieſer Anſicht am 6. Dezember 1902 zu und 
beſchloß die Angelegenheit bei Gelegenheit einer neuen Anderung der 
Gewerbeordnung zu verfolgen. 


Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Kleinhandel 
beſchäftigte ſich am 9. Mai 1901 mit den Beſtrebungen, für gewiſſe 
Waren die Beſeitigung der Brutto- für Nettoberechnung und die 
Einführung einer zutreffenden Tara herbeizuführen. Die Kommiſſion 
empfahl für Zucker in Kiſten und Fäſſern und für Kandis in Kiſten 
oder Körben die reine Nettoberechnung; für Zucker in Broten wurde 
empfohlen, daß, wenn blaues Papier zur Verwendung gelangt, die 
Tara 4½ 9%, wenn weißes Papier zur Verwendung gelangt, die Tara 
3½ 9% nicht überſteigen ſoll; für Zucker in Säcken wurde ausdrücklich 
die Beibehaltung der Brutto- für Nettoberechnung empfohlen. Von 
weiteren Vorſchlägen wurde abgeſehen. — Der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags billigte am 20. Mai 1901 dieſe Stellungnahme und 
beauftragte den Vorſtand, im Sinne der Beſchlüſſe der Kommiſſion 
betr. Kleinhandel mit dem Syndikat der deutſchen Zuckerraffinerien ſich 
in Verbindung zu ſetzen. Der Vorſtand des Syndikats der deutſchen 
Zuckerraffinerien lehnte jedoch mit Schreiben vom 5. Juli 1901 ein 
Eingehen auf die Wünſche des Deutſchen Handelstags ab. Die 
Kommiſſion des Deutſchen Handelstags beſchäftigte ſich am 18. Oktober 
1902 mit dieſem Beſcheide des Syndikats, beſchloß jedoch, ſich einjt- 
weilen bei dem Beſcheide zu beruhigen und abzuwarten, wie ſich die 
Verhältniſſe im Zuckerhandel nach Inkrafttreten der Brüſſeler Konvention 
geſtalten würden. 


Über eine Anregung der Handelskammer zu Brandenburg, beim 
Handel mit ruſſiſchem Getreide die jetzt übliche Londoner Arbitrage 
durch eine deutſche zu erſetzen, beriet am 22. März 1902 eine Sonder- 
kommiſſion des Deutſchen Handelstags. Die Kommiſſion beauftragte 
den Verein Berliner Getreide- und Produktenhändler mit der Aus— 
arbeitung eines deutſchen Vertrags für den Handel in Getreide mit 
Südrußland und den andern Ländern am Schwarzen Meer. Der 
Entwurf eines ſolchen Vertrags iſt den Mitgliedern vorgelegt und die 
zu dem Entwurf eingegangenen Außerungen ſind ſyſtematiſch zuſammen— 
geſtellt worden und ſollen die Unterlage für die demnächſt ſtatt— 
findenden weiteren Verhandlungen der Kommiſſion bilden. 
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Auf der Vollverſammlung vom 18. und 19. März wurde nach 
langer Debatte folgende, die Handelsverträge betreffende Reſolution 
angenommen: 8 

Der Deutſche Handelstag ſpricht ſein Bedauern darüber aus, daß 
die von ihm zum neuen Zolltarifgeſetz geäußerten Wünſche in ſehr 
erheblichen Punkten nicht berückſichtigt worden ſind. 

Für die neuen Handelsverträge, die mit allen für den deutſchen 
Außenhandel bedeutſamen Staaten zu ſchließen ſind, hält er an den 
bereits in den Vollverſammlungen vom 14. März 1898, 8. Januar 1901 
und 30. September 1901 aufgejtellten Forderungen feſt, daß die aus— 
wärtigen Staaten für eine längere Reihe von Jahren Ermäßigung und 
Bindung der Zölle auf die hauptſächlich von uns bei ihnen ein⸗ 
geführten Waren und allgemeine Meiſtbegünſtigung uns gewähren. 
Von ſonſtigen wichtigeren Forderungen ſind die folgenden hervor— 
zuheben: 

J. Gleichſtellung der Angehörigen des Deutſchen Reichs mit den 
Angehörigen des Vertragsſtaats hinſichtlich der Ausübung des 
Gewerbebetriebs einſchließlich des Erwerbs von Grundeigentum. 

2. Freilaſſung der Handlungsreiſenden von läſtigen Vorſchriften 

und Steuern. 

3. Zollfreiheit für Muſter ohne ſchwere Bedingungen. 

4. Geltung der Vertragszölle für die Boden- und Gewerbs— 
erzeugniſſe der Vertragsſtaaten. 

5. Ausſchließung von Vorzugszöllen für die Einfuhr: 

a. aus Kolonien, 

b. im unmittelbaren Verkehr (keine surtaxe d’entrepöt), 

c. auf einheimiſchen Schiffen (keine surtaxe de pavillon), 

d. auf beſtimmten Einfuhrwegen (3. B. ſeewärts). 

;. Berückſichtigung des Veredelungs- einſchließlich Ausbeſſerungs— 
Verkehrs und der Retourwaren. 

7. Beſeitigung von Mißſtänden im Zollverfahren. 

8. Verhütung von Schädigungen auf andern Gebieten als dem 
Zollweſen, insbeſondere durch: 

a. Verbote der Ein-, Aus- und Durchfuhr, 

b. innere Abgaben, 

c. Ausfuhrzuſchüſſe. 

9. Vereinbarungen hinſichtlich der Eiſenbahn: 
a. Gleichſtellung mit den Angehörigen und Waren des 
Vertragsſtaats, 
b. Herſtellung direkter Tarife. 


— 


oO 
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10. Gleichſtellung der deutſchen Schiffe mit den Schiffen des Ver: 

tragsſtaats, auch hinſichtlich der Küſtenſchiffahrt. 

Von der Reichsverwaltung erwartet der Deutſche Handelstag, daß 
ſie dieſen Forderungen und den von ihm zuſammengeſtellten Anträgen 
zu den Handelsverträgen aus dem Kreiſe ſeiner Mitglieder ſorgfältige 
Beachtung ſchenke, daß ſie für die Vertragsverhandlungen ſich des 
Beirats ſachverſtändiger Perſonen bediene, und daß ſie, durchdrungen 
von der hohen Bedeutung guter Handelsverträge für das Gedeihen 
des immer mehr in den Weltverkehr hineinwachſenden und durch die 
Teilnahme an ihm zu ſteigender Wohlfahrt und Macht gelangenden 
Deutſchen Reichs, nichts verſäume, um auf der 1891 betretenen Bahn 
der Handelspolitik weitere Erfolge und Fortſchritte zu erzielen. 

Ferner wurde folgender Antrag, der ſich auf die Mitteilung von 
Geſetzentwürfen an die Handelskammern bezog, einſtimmig angenommen: 

Der Deutſche Handelstag richtet an die Reichsregierung die 
dringende Bitte, daß die Entwürfe der Reichsgeſetze entweder, wie es 
bei den Entwürfen zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Handelsgeſetzbuch, 
Urheberrecht, Verlagsrecht, Sicherung der Bauforderungen und dergl. 
geſchehen iſt, alsbald nach ihrer Fertigſtellung in den Reichsämtern mit 
ihrer Begründung öffentlich zur Kritik geſtellt und zu dieſem Zwecke 
in handlicher Buchform zu mäßigem Preiſe als Manuftript offiziell 
gedruckt oder aber erſt nach ihrer Feſtſtellung durch den Bundesrat als 
Reichstagsdruckſache in der bisherigen Form, d. h. ebenfalls mit der 
Begründung, der Offentlichkeit zugänglich gemacht werden, jedenfalls 
aber die Mitteilung der Entwürfe an die Körperſchaften, die geſetzlich 
berufen ſind, die Induſtrie und den Handel zu vertreten, in allen ſie 
berührenden Angelegenheiten ſo zeitig erfolge, daß ſie ausreichend Zeit 
haben, die Entwürfe durchzuarbeiten und zu begutachten. 

Dem vom Bundesrat beſchloſſenen und dem Reichstag am 
19. Februar 1903 vorgelegten Entwurf eines Geſetzes, betreffend weitere 
Abänderung des Krankenverſicherungsgeſetzes, ſtimmte die Verſamm— 
lung zu. 

Die Erklärung des Deutſchen Handelstags zu dem Geſetzentwurf 
über die Kaufmannsgerichte lautet: 

Der Deutſche Handelstag erklärt, daß das Bedürfnis nach einer 
ſchleunigen und billigen Rechtſprechung allen Bevölkerungsklaſſen 
gemeinſam iſt. Dieſes Bedürfnis iſt durch eine Verbeſſerung des amts- 
gerichtlichen Verfahrens zu befriedigen, nicht aber durch Schaffung von 
Sondergerichten, denen erhebliche Intereſſen der allgemeinen Rechts— 
pflege und des ſozialen Friedens entgegenſtehen. 
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Soll gleichwohl ein Sondergericht zur Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten aus dem kaufmänniſchen Dienſt- und Lehrverhältnis geſchaffen 
werden, ſo muß 
1. eine Angliederung an die Amtsgerichte unter Vereinfachung, 
Beſchleunigung und Verbilligung des Verfahrens erfolgen, 

2. für die Wahl der Beiſitzer ein Verfahren unter ſinngemäßer 
Anwendung der für die Wahl der Schöffen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften (SS 36 ff. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) eingeführt 
werden. 

Zu einzelnen Beſtimmungen des dem Bundesrat vorliegenden 
Entwurfs eines Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte, wäre folgender⸗ 
maßen Stellung zu nehmen. 

Zu § 3 Abſ. 1. Es iſt außer Zweifel zu ſtellen, daß 
die Kaufmannsgerichte zuſtändig bleiben, wenn Rechts— 
nachfolger an die Stelle der an der Streitigkeit beteiligten 
ſelbſtändigen Kaufleute, Handlungsgehilfen oder Handlungs- 
lehrlinge treten. 

Zu $ 3 Abſ. 2. Streitigkeiten über Anſprüche aus einer 
Vereinbarung, durch welche der Handlungsgehilfe oder 
Handlungslehrling für die Zeit nach Beendigung des Dienſt⸗ 
oder Lehrverhältniſſes in ſeiner gewerblichen Tätigkeit 
beſchränkt wird, ſollen zur Zuſtändigkeit der Kaufmanns⸗ 
gerichte gehören, wenn beide Parteien es beantragen. 

Zu $ 13 (8 31 des Gewerbegerichtsgeſetzes). Rechts- 
anwälte und Perſonen, welche das Verhandeln vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreiben, ſollen als Prozeßbevollmächtigte 
oder Beiſtände vor dem Kaufmannsgericht zugelaſſen werden. 

Zu $ 13 (8 55 des Gewerbegerichtsgeſetzes). Die Beru— 
fung ſoll nur zuläſſig ſein, wenn der Wert des Streit— 
gegenſtandes den Betrag von 300 (ſtatt 100) Mk. überſteigt. 

Zu § 14. Das Kaufmannsgericht ſoll nicht zu Gutachten 
verpflichtet oder zu Anträgen berechtigt ſein. 


Nachrichten für Handel und Induſtrie. 


Im Mai richtete der Herr Handelminiſter folgendes Rundſchreiben 
an die Handelsvertretungen: 

„„Die „Nachrichten für Handel und Induſtrie“, die im Reichsamt 
des Innern zuſammengeſtellt und den Beteiligten auf Erſuchen koſtenlos 
überlaſſen werden, enthalten neben Darlegungen allgemeineren Inhalts, 
wie Überſichten über die Geſtaltung des Außenhandels und über die 
Geſamtlage der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in ausländiſchen Staaten, 


und neben Verkehrsnachrichten und Mitteilungen über Zölle, Steuern, 
Gebühren u. a. m. auch Angaben, die für einzelne Gewerbezweige von 
Bedeutung ſind. Die Entwicklung hat dazu geführt, Mitteilungen der 
letzteren Art in ſteigendem Umfange zu bringen, ſie nach den haupt— 
ſächlich beteiligten Berufsgruppen zu trennen und unter beſondere 
Überſchriften, wie „Bodenerzeugniſſe, Viehzucht, Fiſcherei“, „Spinn— 
ſtoffe“, „Mineralien, Metalle, Maſchinen“, „Chemiſche Induſtrie“ u. a. m. 
zuſammenzufaſſen. 

Es iſt im Reichsamt des Innern in Frage gekommen, ob nicht 
in ſtärkerem Maße als bisher auch inländiſches Material zu den Ver— 
öffentlichungen heranzuziehen ſein möchte. Es würde ſich dabei um 
ähnliche Mitteilungen aus dem Inlande handeln, wie ſie ſchon jetzt 
aus dem Auslande gebracht werden, alſo um ſtatiſtiſche Angaben über 
Ergebniſſe der Gütererzeugung und des Abſatzes in einzelnen Erwerbs— 
zweigen und in beſtimmten Zeiträumen, um Mitteilungen über 
Gelegenheiten zum Abſatz oder zur Anknüpfung geſchäftlicher Ver— 
bindungen, um Aufforderungen zu Lieferungen und Verdingungen, um 
Hinweiſe auf Ausſtellungen und Muſterlager, um Außerungen über 
die Marktlage und über außergewöhnliche ſie beeinfluſſende Ver— 
hältniſſe u. a. m. 

Ich erſuche die amtlichen Handelsvertretungen deshalb um eine 
Außerung binnen 6 Wochen über die von dem Reichsamt des Innern 
angeregten beiden Fragen: 

1. ob ein Intereſſe daran beſteht, die Nachrichten für Handel 
und Induſtrie durch Einbeziehung von Mitteilungen über 
inländiſche Produktions-, Abſatz- und Marktverhältniſſe weiter 
auszubauen; f 

2. welche Mitteilungen dieſer Art aus Ihrem Intereſſengebiete 
fortlaufend oder gelegentlich zur Verfügung geſtellt werden 
könnten. 

Ich benutze dieſen Anlaß, um den Handelsvertretungen Gelegen— 
heit zu einer Außerung darüber zu geben, inwieweit die erwähnten 
„Nachrichten für Handel und Induſtrie“ in den Kreiſen des Handels 
und der Induſtrie praktiſch verwertet werden, und welche Vorſchläge 
etwa zu machen ſein möchten, um in weiteſtem Umfange den mit den 
„Nachrichten“ verfolgten Zweck zu erreichen, dem heimiſchen Handel 
und Gewerbe durch tatſächliche Mitteilungen und durch Aufklärung 
über einſchlägige rechtliche Beſtimmungen für die Entwicklung ihres 
Betriebes wertvolle Unterlagen zu ſchaffen. Anregungen aus den 
beteiligten Kreiſen und gutachtliche Vorſchläge darüber, wie die „Nach— 
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richten für Handel und Induſtrie“ weiter auszugeſtalten ſein möchten, 
werde ich mit Dank entgegennehmen. Ohne der Berichterſtattung in 
dieſer Beziehung vorzugreifen, will ich auf einige Punkte hinweiſen, die 
dabei in Frage kommen könnten. 
a. In erſter Linie kommt der Inhalt der „Nachrichten“ in Betracht. 
Hier wäre beiſpielsweiſe zu prüfen, ob eine Erweiterung oder 
vielleicht im Gegenteil eine Einſchränkung des Stoffs anzu— 
regen ſein möchte, ferner ob Wünſche in Betreff ſeiner 
Beſchaffung und kritiſchen Sichtung geltend zu machen wären. 

b. Ein weiterer Punkt betrifft die Anordnung des Stoffs. Dabei 
könnte u. a. erörtert werden, ob eine noch weitergehende 
Trennung des Stoffs nach Berufsgruppen und vielleicht die 
Herausgabe beſonderer Blätter für einzelne Zweige zweckmäßig 
ſein möchte, wie das gegenwärtig bereits für die Kohlen— 
förderung und den Kohlenhandel geſchieht; weiterhin, ob die 
Mitteilungen aus dem Inlande und Auslande getrennt zu 
behandeln oder für jeden Gewerbezweig zuſammenzufaſſen ſein 
werden. 

c. Auch die Begrenzung des Kreiſes derjenigen, welchen die 

„Nachrichten“ zugänglich zu machen ſind, könnte zu Anregungen 
Anlaß bieten z. B. in der Richtung, ob ſie lediglich Kauf— 
leuten, Gewerbetreibenden, Fach- und Tagesblättern oder auch 
ſolchen Perſonen mitzuteilen ſein möchten, die nur ein 
theoretiſches Intereſſe daran haben.““ 

Wir erwiderten darauf: 

„Ew. Excellenz berichten wir gehorſamſt, daß die im Reichsamt 
des Innern zuſammengeſtellten Nachrichten für Handel und Induſtrie 
bisher für unſern Bezirk nur in geringem Umfange Verwertung finden 
konnten, da die Nachrichten in der Hauptſache Mitteilungen enthielten, 
die für unſre Firmen von geringem Intereſſe waren. Unſre in 
größerem Umfange für den Export arbeitenden Produktionszweige, die 
Spiritus: und Zuckerfabriken, gehören dazu noch fait ausſchließlich 
größeren Verbänden an, auch haben ſie ihre Fachſchriften, aus denen 
ſie die benötigten Daten ſchnell und ſicher erfahren. Soweit in den 
Nachrichten Mitteilungen erſchienen, von denen wir annehmen konnten, 
daß ſie für einzelne Betriebe von Intereſſe ſeien, haben wir dieſen die 
betreffenden Ausführungen entweder direkt überſandt oder ihnen 
anheim geſtellt, auf unſerm Bureau davon Einſicht zu nehmen. 
Sollten einmal Mitteilungen von allgemeinem Intereſſe in den Nach— 
richten enthalten ſein, ſo werden wir zu ihrer Verbreitung uns der 


Tagespreſſe bedienen. Für die Verhältniſſe unſres Bezirks erſcheint 
uns dieſe Art und Weiſe, die Nachrichten zu benutzen, die zweckmäßigſte 
zu ſein, auch iſt hierfür die bisherige Anordnung des Stoffs über- 
ſichtlich genug. 
Den Ausbau der Nachrichten für Handel und Induſtrie durch 
Einbeziehung von Mitteilungen über inländiſche Produktions- Abſatz— 
und Marktverhältniſſe glauben wir nicht empfehlen zu können. Jeden— 
falls wird die hierfür aufzuwendende Mühe nicht im Verhältnis zu 
dem zu erreichenden Nutzen ſtehen. Soweit ſolche Erhebungen ſtatt— 
finden, werden ihre Reſultate in den techniſchen Zeitſchriften ꝛc. den 
intereſſierten Kreiſen bereits jetzt zur Kenntnis gebracht; neues Material 
| aber, namentlich wenn es exakter Natur ſein ſoll, durch Erhebungen 
ſeitens der einzelnen Handelsvertretungen zu gewinnen, erſcheint uns 
| wenig erfolgverſprechend. 

Wir können daher unſer Urteil dahin zuſammenfaſſen, daß man 
am beſten die Nachrichten in der bisherigen Weiſe weiter erſcheinen 
läßt und nur die uns näher liegenden Abſatz- und Bezugsgebiete, 
namentlich Rußland, etwas eingehender berückſichtigt.“ 


Heizerkurſe. 

Ende Juni überſandte uns der hieſige Magiſtrat nachſtehenden 

Erlaß des Herrn Handelsminiſters zur Außerung: 
„Mit Bezug auf meinen Erlaß vom 1. April d. Is. IIa (Min. 
Bl. S. 138) teile ich Ihnen mit, daß ich den Lehrer für die Heizer⸗ 
kurſe dem Direktor Köhler der vereinigten Maſchinenbauſchule Elberfeld— 
Barmen in Elberfeld unterſtellt und letzteren angewieſen habe, die 
weiteren Verhandlungen mit den Behörden und Induſtriellen durch 
Ihre Vermittelung zu führen. Sie wollen ihn hierbei nach Möglichkeit 
unterſtützen und das Zuſtandekommen der Kurſe auch dadurch fördern, 
daß die Gewerbeauſſichtsbeamten derjenigen Bezirke, in denen Kurſe 
zu ſtande kommen, angewieſen werden, die Induſtriellen für die 
Beteiligung ihrer Heizer zu intereſſieren. Es wird zunächſt nicht möglich 
ſein, mit nur einer Lehrkraft allen Anforderungen zur Abhaltung von 
Kurſen zu entſprechen. Der Direktor Köhler iſt daher angewieſen 
worden, zunächſt diejenigen Orte zu berückſichtigen, für welche die 
Wahrſcheinlichkeit ausreichender Beteiligung (20 Schüler für einen 
Kurſus) vorliegt, und danach zu ſtreben, die Kurſe möglichſt gleichmäßig 
auf die Provinzen nach der Dichtigkeit der Induſtrie zu verteilen. Ich 
behalte mir weitere Mitteilung für den Fall vor, daß in Ihrem Bezirk 
für dieſes Jahr lein Kurſus abgehalten werden Tann, damit Sie die 
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beteiligten Kreiſe davon verjtändigen können, daß ihre Münſche möglichſt 
im nächſten Jahre erfüllt werden ſollen. 

Es iſt mir ferner von Wert, die Auffaſſung der beteiligten Kreiſe 
darüber zu hören, ob Bedenken dagegen obwalten, wenn am Schluß 
der Kurſe fakultative Examina abgehalten werden, und denjenigen 
Heizern, die es beſtehen, neben der allgemein zu erteilenden Beſcheinigung 
über die Beteiligung am Kurſus auch eine ſolche über den „erfolg— 
reichen“ Beſuch, ohne Bezeichnung der Leiſtungen im einzelnen 
behändigt wird. Bei einer Reihe der beſtehenden Heizerſchulen, 
namentlich im Oſten, ſind ſolche Zeugniſſe ſchon üblich, ſodaß die 
Beteiligung an den ſtaatlichen Kurſen darunter leiden könnte, wenn 
bei ihren Teilnehmern anders verfahren würde. Da mir jedoch wohl 
bekannt iſt, daß in den beteiligten Kreiſen der Induſtrie zum Teil 
Bedenken gegen ſolche Zeugniſſe beſtehen, ſo behalte ich mir meine 
Entſchließung über dieſe Frage, ſowie darüber, ob den Kurſen etwa 
die Bezeichnung „Meiſterkurſe“ zu geben ſein möchte, bis zum Eingang 
Ihrer gutachtlihen Außerungen vor. Die vorgeſchlagene Bezeichnung 
liegt deshalb nahe, weil nur ſolche Heizer bei den ſtaatlichen Kurſen 
Aufnahme finden ſollen, die bereits längere Praxis hinter ſich haben, 
und weil die Heizer und Maſchiniſten in vielen Betrieben bereits jetzt 
mit dem Titel „Meiſter“ angeredet zu werden pflegen. Sollte die 
Entwicklung des Heizerunterrichts etwa ſpäter dazu führen, von den 
Heizern und Maſchiniſten einen obligatoriſchen Nachweis ihrer Befähigung 
zu verlangen, ſo würde in größeren Betrieben noch mehr als jetzt ſchon 
der Fall iſt, ein Unterſchied zwiſchen verantwortlichen Heizern — den 
Meiſtern und den allmählich zu Heizern anzulernenden „Feuer— 
leuten“ ſich herausbilden, dem es entſprechen würde, wenn der am 
Keſſel vorgebildete Feuermann den „Meiſterkurſus“ abſolviert, um 
ſeine Befähigung zum verantwortlichen Meiſter darzutun. Auch hierbei 
verkenne ich indeſſen die Bedenken nicht, die ſich in der Induſtrie 
gegen den Vorſchlag geltend machen könnten, ſodaß ich auch in dieſer 
Frage mir meine Entſchließung vorbehalte.“ 

Wir gaben hierzu das folgende Gutachten ab: 

„Dem Magiſtrat erwidern wir unter Rückgabe des Schreibens 
vom 30. v. Mts. ergebenſt, daß man in den Kreiſen der von uns 
befragten Induſtriellen der Abhaltung von Heizerkurſen durchaus 
ſympathiſch gegenüberſteht, auch halten die meiſten der von uns 
Befragten die Ablegung einer fakultativen Prüfung und die Erteilung 
eines Zeugniſſes über den erſolgreichen Beſuch des Kurſus für zweck— 
mäßig. Dagegen haben ſich, bis auf einen Betrieb, alle gegen die 
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Erteilung des Meiſtertitels an dieſe Heizer ausgeſprochen. Die in den 
Betrieben des Oſtens verwendeten Heizer beſitzen meiſt nur eine 
geringe Ausbildung als Schloſſer, ſehr häufig ſind ſie ſogar einfache 
Arbeiter ohne jede weitere Vorbildung. Es würde daher gänzlich 
unangebracht jein, dieſen Leuten nach einem A tägigen Kurſus den 
Meiſtertitel zu verleihen, da dieſer Titel mit der Stellung der Heizer 
in den Betrieben ganz und gar nicht in Einklang ſteht. Hier im Oſten 
werden die Maſchinenmeiſter, die zugleich die Oberaufſſicht über die 
Keſſel und deren Wärter haben, als Meiſter angeſprochen, was auch 
ſeine vollkommene Berechtigung hat, da dieſe „Meiſter“ wirkliche Hand— 
werker ſind und als ſolche immer ihre ordentliche Meiſterprüfung 
abgelegt haben. 

Es könnte ferner der Fall eintreten, daß ein nicht geprüfter und 
betitelter Heizer ſeiner Leiſtungen wegen Vorgeſetzter eines zur Führung 
des Meiſtertitels berechtigten Heizers würde, wodurch große Unzuträg— 
lichkeiten entſtehen könnten. Auch fürchtet man, daß die Heizer, die 
den Meiſtertitel erhalten haben, ſich ſchwerer dazu hergeben würden, 
den Bedarf an Kohlen ſelbſt herbeizuſchaffen.“ 

In Thorn haben in der Zeit vom 24. April bis 8. Mai d. Is. 
Heizerkurſe ſtattgefunden, die gut beſucht worden ſind und hoffentlich 
die erwarteten Folgen haben. 


verkehr mit Kleie. 


Der Deutſche Handelstag überſandte im September ſeinen Mit— 
gliedern ein Rundſchreiben, worin es heißt: 

„Die Handelskammer zu Graudenz beſchäftigte ſich am 30. Juni 
mit der Frage einer Feſtlegung des Begriffes „Kleie“. Der Bericht— 
erſtatter der Kammer führte aus: „Im Kleiehandel beſtehen Miß— 
ſtände, die den Müllern und Händlern nicht allein viel Verdruß, 
Geſchäftsſchädigungen und pekuniäre Verluſte bereiten, ſondern geeignet 
ſind, ihre Ehre zu gefährden. Die Mißſtände haben größtenteils ihren 
Grund in der verſchiedenen Auffaſſung über den Begriff „Kleie“. 
Während von altersher unter Kleie die Rückſtände marktgängigen 
Getreides verſtanden werden, die nach Abſcheidung des Mehles ver— 
bleiben, haben die Landwirte in letzter Zeit dieſen Begriff wiederholt 
zu verſchieben verſucht, indem ſie die durch Schäl-, Spitz, Bürſt— 
maſchinen, Quetſchſtühle und Trieure gewonnenen Abgänge als fremde 
Beimengungen und Verunreinigungen der Kleie bezeichnen. Da nun 
die unter ihrem Einfluß ſtehenden landwirtſchaftlichen Unterſuchungs— 
ſtationen ihre Gutachten auch in dieſem Sinne abgeben, ſo wird die 
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Rechtſprechung natürlich dadurch beeinflußt. Ein Kleielieferant kommt 
heute auf dieſe Weiſe leicht in die unangenehme Lage, Kleie zurück— 
zunehmen oder ſich Abzüge gefallen laſſen zu müſſen und außerdem 
noch in ſeinem Ruf ſchwer geſchädigt zu werden. Es darf nicht 
zugegeben werden, daß infolge einſeitiger Stellungnahme etwas als 
Verunreinigung angeſehen wird, was von altersher allgemein als zur 
Kleie gehörig betrachtet wurde. Es iſt irrig von den Landwirten, 
wenn ſie die durch die vorher genannten Maſchinen gewonnenen 
Abgänge auf eine Stufe mit den durch die üblichen landwirtſchaftlichen 
Getreide-Reinigungsmaſchinen gewonnenen ſtellen, denn während letztere 
für die tieriſche Ernährung tatſächlich ſo gut wie wertlos ſind, bilden 
erſtere, wie Bruchkörner, Keime, feingemahlene Sämereien dc, recht 
wertvolle Beſtandteile der Kleie. Die durch die landwirtſchaftlichen 
Reinigungsmaſchinen aus dem Getreide ausgeſchiedenen Teile ſtellen 
allerdings eine Verunreinigung des Getreides dar, hingegen ſind die 
durch Müllereimaſchinen gewonnenen Abgänge größtenteils Beſtand— 
teile des Getreides ſelber. Die mittelſt der Müllereimaſchinen vor— 
genommene ſogenannte Reinigung iſt eben keine Getreidereinigung im 
eigentlichen Sinne, ſondern iſt der Anfang der Vermahlung. Wenn 
die moderne Müllerei aus Zweckmäßigkeitsgründen das Getreide erſt 
ſortiert, ſchält, bürſtet und quetſcht und dann zerkleinert, während die 
ältere Müllerei es erſt zerkleinert und dann das Mehl ausſcheidet, ſo 
ſind die durch erſteres Verfahren gewonnenen Rückſtände darum nicht 
weniger zur Kleie gehörig, weil ſie zuerſt gewonnen werden. Die 
Handelskammer faßte ſolgende Beſchlüſſe: 1. darauf hinzuwirken, daß 
in ihrem Bezirk unter „Kleie“ ein Produkt zu verſtehen ſei, welches 
die Rückſtände eines marktgängig gereinigten Getreides nach Aus— 
ſcheidung des Mehles enthalte, 2. mit den anderen Handelskammern, 
dem Verband deutſcher Müller und dem Verein deutſcher Handels— 
müller in Verbindung zu treten zu dem Zwecke, den Begriff „Kleie“ 
in gleichem Sinne allgemein feſtzulegen. 

Die Handelskammer teilte mit Schreiben vom 13. Auguſt dem 
Deutſchen Handelstag dieſe Beſchlüſſe mit, zugleich mit der Bitte, durch 
eine Rundfrage bei den übrigen Handelskammern feſtzuſtellen, ob auch 
in ihren Bezirken das Bedürfnis nach einer genauen Beſtimmung des 
Begriffes „Kleie“ vorhanden ſei und ob ſie ſich mit dem Beſchluß der 
Kammer einverſtanden erklärten. 

Dem Vorſtand des Deutſchen Handelstags würde es demgemäß 
erwünſcht ſein, Außerungen der Mitglieder des Deutſchen Handelstags 
über die vorſtehende Frage zu erhalten.“ N 
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Wir erwiderten darauf, daß wir uns der Definition der Graudenzer— 


Handelskammer anſchlöſſen. 
Ausſtellungsweſen. 


Auf eine Anfrage des Herrn Regierungspräſidenten über Aus, 


wüchſe im Ausſtellungsweſen erwiderten wir, daß bei den wenigen 
Ausſtellungen, die in den letzten Jahrzehnten in unſerm Bezirke ſtatt— 
gefunden hätten, keinerlei Auswüchſe hervorgetreten wären und wir 
daher nicht in der Lage ſeien, aus eigener Erfahrung beurteilen zu 
können, welche Maßnahmen ſich zur Beſeitigung von Mißſtänden im 
Ausſtellungsweſen empfehlen dürften. 

überwachung von Dampfkeſſeln. 

Als uns im Sommer v. Is. das Gerücht zuging, der Weſt— 
preußiſche Verein zur Überwachung von Dampfkeſſeln beabſichtige, eine 
Teilung ſeines Bureaus vorzunehmen, wandten wir uns an den Vor— 
ſitzenden dieſes Vereins mit der Bitte, als Sitz die Zweigſtelle Thorn 
ins Auge zu faſſen. Darauf erhielten wir die Mitteilung, daß ein 
Beſchluß über die etwa vorzunehmende Teilung des Bureaus bisher 
noch nicht gefaßt ſei, doch werde man unſern Wunſch nach Möglichkeit 
berückſichtigen. 

Feuerverſicherung. 


Unter dem 24. Februar beſchwerten wir uns bei der Tarif— 
Vereinigung der Feuerverſicherungs-Geſellſchaften über den ungerecht— 
fertigt hohen Prämienſatz, zu dem ein Teil der hieſigen größeren 
Schuppen veranlagt iſt, indem wir ſchrieben: 

„Es ſind uns in letzter Zeit wiederholt Klagen zugegangen 
darüber, daß die Feuerverſicherungs-Geſellſchaften die Prämientarife für 
die großen Speicher in Thorn weit über den Maximaltarif erhöht 
haben. Wir haben dieſe Angelegenheit geprüft und gefunden, daß die 
Klagen allem Anſcheine nach durchaus berechtigt ſind, umſomehr, als 
in andern Städten, z. B. in Danzig, die gleiche Kategorie von 
Gebäuden einen bedeutend niedrigeren, den Maximaltarif nicht über— 
ſteigenden Satz bezahlen. Während nach dem Maximaltarif für maſſive 
Speicher 1½ %, für Steinfachwerk 2 / und für Holzfachwerk 3 9% 
zu erheben ſind, müſſen die hieſigen Speicherbeſitzer 2½, 3½ und 5 "oo 
bezahlen, ohne daß beſondere Gründe für ein erhöhtes Riſiko ſprächen. 
Die von einigen Seiten ausgeſprochene Vermutung, der abnorme Satz 
werde erhoben, weil in dieſen Speichern zuweilen Zucker gelagert 
habe, kann unmöglich zutreffen, denn es ſind auch ſolche Speicher 
erhöht worden, in denen nie Zucker lagerte, ferner halten wir dieſen 
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Grund auch deshalb für ausgeſchloſſen, weil Zucker doch keine beſonders 
feuergefährliche Ware iſt. Auch ſind uns Schuppen aus Holzfachwerk 
bekannt, die ausſchließlich zur Lagerung von Zucker dienen und doch 
nur eine Prämie von 3 % bezahlen. Allerdings befinden ſich dieſe 
Schuppen nicht in Thorn, ſondern in Danzig. 


Wir würden ja keine Veranlaſſung haben, dieſe an ſich rein 
privaten Beſchwerden zu einer Angelegenheit der Handelskammer zu 
machen, wenn nicht durch die Bildung des Syndikats der Feuer— 
verſicherungs-Anſtalten die Lage der einzelnen Verſicherungsnehmer 
zu ungünſtig geworden wäre. Jede Verſicherungsanſtalt hat ja 
an ſich den einzelnen Verſicherungsnehmern gegenüber eine gewiſſe 
Übermacht, indem naturgemäß die Verträge von den Anſtalten ent- 
worfen werden, wobei dieſe ſicherlich ihre Intereſſen in erſter Linie 
wahrnehmen. Dieſer Vorteil der Anſtalten wurde jedoch früher dadurch 
ausgeglichen, daß der Verſicherte, der ſich von einer Anſtalt benach— 
teiligt glaubte, ſich einer andern Verſicherungsanſtalt mit günſtigeren 
Bedingungen zuwenden konnte. Dies hat ſeit Bildung des Syndikats 
gänzlich aufgehört, und der Verſicherte muß ſich jetzt allen Bedingungen 
des Verbandes unterwerfen, ja es kann vorkommen, daß ſich die 
Anſtalten überhaupt ohne zureichenden Grund weigern, gewiſſe Ver- 
ſicherungen anzunehmen, wie dies jüngſt einem hieſigen größeren 
Betriebe ergangen iſt. Kommen nun begründete Beſchwerden über 
ungleiche Behandlung dazu, ſo erſcheint es nicht wunderbar, wenn 
auch in Kreiſen, die ſonſt energiſch gegen Verſtaatlichungsabſichten 
Front zu machen pflegen, die Anſicht auftritt, es würden derartige 
Unbilligkeiten im Falle der Verſtaatlichung der Feuerverſicherungs— 
Anſtalten nicht vorkommen können. Solchen Stimmungen entzieht man 
am beſten den Boden dadurch, daß man die berechtigten Beſchwerden 
beſeitigt. Um zunächſt ganz objektiv feſtſtellen zu können, ob die 
Klagen über die ungerechte Behandlungsweiſe begründet ſind, wenden 
wir uns an Sie mit der ergebenen Anfrage nach dem Grund der 
gegen den Maximaltarif für Speicher gerade in Thorn ſo hoch 
geſchraubten Prämien. Wir ſind natürlich gerne bereit, Ihnen, falls 
Sie es für notwendig halten, die Namen der von der Prämien- 
verſicherung betroffenen Speicherbeſitzer anzugeben.“ 


Die Tarifvereinigung iſt bereitwilligſt auf unſre Beſchwerden ein- 
gegangen und hat zu deren Prüfung im März eine Kommiſſion hierher- 
geſandt, ſodaß wir wohl auf eine Berückſichtigung unſrer Wünſche 
rechnen können. 


vereinigung oftdeuticher Handelskammern. 

Am 2. Mai fand in Breslau die vierte Tagung der Vereinigung 
oſtdeutſcher Handelskammern ſtatt, wobei wir durch unſern Vorſitzenden 
vertreten waren. Es wurden folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung, Reviſion der preußiſchen Kreis— 
ordnung für die öſtlichen Provinzen der Monarchie mit dem Ziele 
beſſerer Vertretung von Handel, Gewerbe und Induſtrie: 

Die „Vereinigung oſtdeutſcher Handelskammern“ ſtellt prinzipiell 
die Reviſionsbedürftigkeit der Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen 
der preußiſchen Monarchie im Sinne einer gerechten Verteilung der 
Laſten und Rechte feſt und beauftragt die Handelskammer für die 
öſtliche Niederlauſitz in Sorau N.L. mit der Abfaſſung einer Petition 
an die Regierung, in welcher aufgrund der von der IV. Tagung der 
Vereinigung betonten Geſichtspunkte und einer bezüglichen Enquete 
jener Überzeugung Ausdruck gegeben werden ſoll. 


Zu Punkt 2, Organiſation einer Vereinigung zur Bekämpfung 
von Schiffsdiebſtählen und Hehlerei im Stromgebiete der Oder und 
ihrer Nebenflüſſe: 

Es möge den Mitgliedern der oſtdeutſchen Handelskammer— 
Vereinigung empfohlen werden, die bereits beſtehenden, auf die Auf— 
deckung von Schiffsberaubungen abzielenden Vereinigungen zu unter— 
ſtützen, und je nach den Intereſſen ihrer Bezirke dieſen Vereinigungen 
beizutreten, daneben aber die Handelskammer zu Breslau zu erſuchen, 
die Organiſation einer ſolchen Vereinigung für das Stromgebiet der 
Oder und ihrer Nebenflüſſe in Erwägung zu ziehen und die 
Angelegenheit unter Zuziehung von Intereſſenten auch aus den außer— 
halb der oſtdeutſchen Handelskammer-Vereinigung ſtehenden Kreiſen 
weiter zu verfolgen. 

Zu Punkt 3, Zuſammenſetzung und Befugniſſe der Bezirks— 
Eiſenbahnräte: 

Die „Vereinigung oſtdeutſcher Handelskammern“ ſpricht ihre 
Sympathie aus zu den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes des Deutſchen 
Handelstags, betreffend die Zuſammenſetzung und die Befugnis der 
Bezirkseiſenbahnräte, ſieht aber mit Rückſicht auf die von jener Körper— 
ſchaft beſchloſſene Vorſtellung von weiteren Schritten vorläufig ab. 

Zu Punkt 5, Abänderung der neuen Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung über die geſetzliche Mindeſtruhezeit in offenen Verkaufsſtellen 
in Gemeinden mit mehr als 20000 Einwohnern ($ 139 Abſ. II 
d. G. O.): 
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Die heute verſammelten Vertreter von Mitgliedern der oſtdeutſchen 
Handelskammer Vereinigung empfehlen ihren Kammern, den Antrag 
der Handelskammer zu Breslau auf Streichung des zweiten Abſatzes des 
§ 139c der Gewerbeordnung zum Vermerk zu nehmen mit dem Anheim⸗ 
ſtellen, nach eigener weiterer Prüfung der Sachlage an der Hand der 
in den einzelnen Bezirken geſammelten Erfahrungen und unter Berück— 
ſichtigung der Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe geeigneten Falls 
in ähnlichem Sinne bei den zuſtändigen Stellen vorſtellig zu werden. 

Freizeichenermittelung. 

Das Kaiſerliche Patentamt überſandte uns unter dem 26. November 
folgendes Schreiben, was wir zwar bereits in unſrer Sitzung zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht haben, des allgemeinen Intereſſes wegen 
aber auch hier zum Abdruck bringen: 

8 „In Warenzeichenſachen wird, wenn es ſich um Freizeichen⸗ 
ermittelungen oder Löſchungsſachen handelt, es häufig erforderlich, 
urkundliches Material, wie Kataloge, Preisliſten, Etiquetten u. dergl. 
zum Beweiſe der Verwendung von Zeichen, deren Freiheit behauptet 
iſt, zu beſchaffen. Die meiſten der dem Patentamt überreichten Kataloge 
und Preisliſten tragen im Druck nicht das Datum, das die Zeit ihres 
Erſcheinens erkennen läßt; ſie ſind deshalb meiſtenteils — nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Patentamts — als Beweismaterial nicht 
verwendbar; auch die nachträglich für die Zwecke des patentamtlichen 
Verfahrens hinzugefügten ſchriftlichen Angaben genügen nicht, ſchon 
deshalb nicht, weil erſt wieder bewieſen werden muß, von wem und 
wann und ob mit Recht die Vermerke gemacht worden ſind. Die 
Folge davon iſt, daß in zahlreichen Fällen zu zeugeneidlichen Ver⸗ 
nehmungen geſchritten werden muß. Dieſe werden aber von einem 
großen Teil des intereſſierten Publikums als Beläſtigung empfunden; 
dazu kommt, daß ſie eine unerwünſchte Verzögerung der Erledigung 
ſolcher Freizeichenermittelungen, mitunter über Jahresfriſt hinaus, nach 
ſich ziehen, da nicht ſelten die allein über die einſchlägigen Fragen 
informierten Perſönlichkeiten der Terminsladung zunächſt nicht Folge 
leiſten können u. ſ. w. Es ſcheint deshalb, als liege es im eigenen 
Intereſſe der Fabrikanten und Kaufleute ſelbſt, wenn ſie ſich ent— 
ſchließen würden, von vornherein bei der Ausgabe von Katalogen, 
Proſpekten u. dergl. grundſätzlich an ſichtbarer Stelle deren Erſcheinungs⸗ 
zeit durch den Druck anzugeben. 

Das Patentamt würde es deshalb für dankenswert erachten, 
wenn man dort dieſe Anregung zur allgemeinen Kenntnis der 
zugehörigen Gewerbetreibenden bringen würde.“ 
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verkaufsſyndikat der Kaliwerke, 


Unter dem 10. November richteten wir nachſtehende Eingabe an 
den Herrn Handelsminiſter: 


„Ew. Excellenz iſt es bekannt, daß man ſchon ſeit Jahren, aus“ 
gehend von ganz falſchen Vorausſetzungen, den Verſuch macht, den 
Handel in ſeiner berechtigten, volkswirtſchaftlich nützlichen Tätigkeit 
mehr und mehr zu beſchränken, und leider geſchieht dies nicht nur 
von privater Seite, ſondern auch unter Beihilfe ſtaatlicher Inſtitute. 
So müſſen wir heute Ew. Excellenz einen Fall zur Kenntnis bringen, 
der in geradezu klaſſiſcher Weiſe zeigt, wie man unter Mithilfe des 
Staates verſucht, den Handel auszuſchalten. Das Verkaufsſyndikat der 
Kaliwerle in Leopoldshall-Staßfurt, in dem die Königliche Berg— 
inſpektion, wenn wir nicht irren, die Majorität der Stimmen beſitzt, 
gewährt z. B. bei dem Hauptprodukt, dem Kainit, den Händlern zwar 
ganz auskömmliche Rabatte, nämlich je nach der Größe des jährlich 
abgenommenen Quantums bis zu 6 9%, doch dürfen nach § 3 der 
Zuſatzbedingungen die Zwiſchenhändler an Konſumenten und land— 
wirtſchaftliche Vereine von dieſer Vermittelungsgebühr nichts abgeben. 
Dagegen werden den landwirtſchaftlichen Vereinen nicht nur höhere 
Rabatte, nämlich bis 8 9%, und außerdem 3 % Propagandazuſchuß 
gewährt, ſondern es iſt ihnen auch geſtattet, den Konſumenten einen 
Teil dieſes Rabatts zu gute kommen zu laſſen, und dies geſchieht auch 
durchgehends in Höhe von 4—5 9%. Ahnlich wie bei dem Kainit 
verhält es ſich auch bei den übrigen Produkten des Kaliſyndikats. Die 
Händler ſind ſonach völlig außer ſtande, die genannten Produkte den 
Konſumenten ebenſo billig zu liefern, wie die landwirtſchaftlichen 
Vereine, und die natürliche Folge iſt ein Rückgang des Umſatzes unſrer 
Düngemittelhändler trotz ſteigenden Verbrauchs an Düngemitteln 
genannter Art ſeitens der Landwirte. Wenn unſre Kaufleute bei 
Lage der Sache überhaupt noch im ſtande ſind, den Verkauf der 
Produkte des Kaliſyndikats zu betreiben, ſo geſchieht dies nur, weil ſie 
Kredit gewähren, doch muß ja bei Beibehaltung der jetzigen Syndilats- 
bedingungen der Handel mehr und mehr zurückgehen und ſchließlich 
völlig ausgeſchaltet werden. 


Eine ſolche Geſchäftspraxis iſt jedenfalls für ſtaatliche Werke ganz 
unzuläſſig, und wir bitten daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, hoch⸗ 
geneigteſt darauf hinwirken zu wollen, daß in Zukunft das Verkaufs- 
ſyndikat der Kaliwerke an Händler zu den gleichen Bedingungen ver— 
kaufe, wie an landwirtſchaftliche Vereine.“ 
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Submiſſionsweſen. 


Im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten und im Handels— 
miniſterium ſind kürzlich neue Beſtimmungen über die Vergebung von 
Staatsbauten, Leiſtungen oder Lieferungen entworfen worden. Der 
Entwurf iſt den Regierungs-Präſidenten mit nachſtehendem Erlaß vom 
11. Februar d. Is. zugegangen: 

„Durch Erlaß vom 17. Juli 1885 ſind für den Geſchäftsbereich 
des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten allgemeine Beſtimmungen, 
betreffend die Vergebung von Leiſtungen oder Lieferungen, eingeführt 
worden, deren Grundſätzen ſich die übrigen preußiſchen Reſſorts 
angeſchloſſen haben. 

Die auf dem Gebiete des Verdingungsweſens inzwiſchen geſammelten 
Erfahrungen laſſen es geboten erſcheinen, eine Reviſion und weitere 
Ausgeſtaltung der Beſtimmungen herbeizuführen. Es iſt daher ein 
Entwurf zu neuen allgemeinen Beſtimmungen, betreffend die Ver— 
gebung von Staatsbauten, Leiſtungen oder Lieferungen, ausgearbeitet 
worden, welcher in einigen Abdrücken hier beigefügt iſt. Zur 
Erleichterung der Überſicht über die vorgenommenen Anderungen und 
Ergänzungen ſind in den Abdrücken die neuen Beſtimmungen dem 
Text des Erlaſſes von 1885 und der zugehörigen Nachträge gegen— 
über geſtellt. 

Abgeſehen von der Übernahme einiger Vorſchriften des Begleit⸗ 
erlaſſes von 1885 in die neuen Beſtimmungen ſind in dieſen die 
nachträglich ergangenen ergänzenden Vorſchriften berückſichtigt, auch die 
nach der gegenwärtigen Lage der Geſetzgebung und nach den Anträgen 
der Intereſſenten in Frage kommenden weiteren Vorſchriften vor— 
geſehen. 

Eine Anderung der den Verträgen zu grunde zu legenden 
allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Staatsbauten und 
für die Ausführung von Leiſtungen oder Lieferungen iſt z. Zt. nicht 
in Ausſicht genommen, zumal ſie in ihrer jetzigen Faſſung erſt vor zwei 
Jahren feſtgeſtellt ſind. Wenn jedoch die eingehenden Außerungen 
einen ausreichenden Anlaß zu Anderungen bieten ſollten, ſo ſind auch 
hierüber, indeſſen für ſich geſondert, Vorſchläge den Berichten beizufügen.“ 

Abſchrift des Erlaſſes und einen Abdruck des Entwurfs erhielten 
wir zur Außerung, doch ſollte von der Erörterung über Verlängerung 
der vertraglichen Friſten bei eintretenden Ausſtänden abgeſehen werden. 

Wir berichteten darauf dem Herrn Regierungs- Präſidenten unter 
dem 30. April: 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß wir den 
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Entwurf der allgemeinen Beſtimmungen über die Vergebung von 
Staatsbauten, Leiſtungen oder Lieferungen unter Hinzuziehung von 
Intereſſenten einer eingehenden Prüfung unterzogen haben, wobei wir 
zu dem Reſultat gelangt ſind, daß die neu aufgenommenen 
Beſtimmungen, die teilweiſe allerdings nur bereits beſtehende Gebräuche“ 
ſanktionieren, durchweg im Intereſſe der Submittenten liegen. Wir 
können uns daher mit den Abänderungen des neuen Entwurfs ein— 
verſtanden erklären bis auf einen Punkt, der an ſich zwar unweſentlich 
doch vielleicht Erwägung verdient. Nach Nr. IV Punkt 5 Abſatz 1 
(Seite 11 des Entwurfs) ſind die Koſten der Überwachung und der 
Abnahme der Leiſtungen und Lieferungen der Regel nach von der 
Verwaltung zu tragen. Wir geſtatten uns vorzuſchlagen, daß dieſe 
Koſten ſtets von der Verwaltung zu tragen ſind, denn wenn es auch 
an und für ſich gleichgiltig erſcheint, wer dieſe Koſten trägt, da ſie der 
Submittent ja, falls ſie ihm zugeſchoben werden, bei ſeinem Angebot 
in Rechnung ſetzen könne, ſo iſt doch in Betracht zu ziehen, daß dieſe 
Koſten, namentlich wenn der Regierungskommiſſar nicht an dem Orte 
der Ausführung der Leiſtung wohnt, ſchwer mit Genauigkeit zu 
kontrollieren ſind, was namentlich bei kleineren Objekten den Unter- 
nehmer erheblich ſchädigen kann. 

Nach Nr. IV Punkt 1 ſollen die Zahlungen aufs äußerſte 
beſchleunigt werden und es ſollen nach der unter Abſatz 4 neu ein— 
gefügten Beſtimmung dem Unternehmer keine Nachteile durch die 
Verzögerung der Prüfung und Feſtſtellung der von ihm rechtzeitig 
eingereichten Rechnung und der dadurch bedingten Anweiſung der 
Schlußzahlung erwachſen. Dieſe Beſtimmung iſt gewiß freudig zu 
begrüßen, denn jetzt zogen und ziehen ſich die Schlußzahlungen zum 
großen Schaden des Unternehmers oft monate- ja jahrelang hin. Es 
muß nun aber ſtreng darauf gehalten werden, daß die neue Beſtimmung 
auch Geltung erhält, und das kann in der Hauptſache nur durch 
ſtändige Aufjiht von oben geſchehen, denn dem Unternehmer wird es 
bei ſeiner doch etwas abhängigen Stellung nicht immer leicht, ſein 
Recht mit aller Energie zu verfolgen. 

Schließlich wäre es noch wünſchenswert, daß noch mehr als bisher 
ſolche Angebote von der Berückſichtigung ausgeſchloſſen würden, die 
eine in offenbarem Mißverhältnis zu der Leiſtung oder Lieferung 
ſtehende Preisforderung enthalten, damit die zum Schaden des Staates 
und der Unternehmer ausfallenden Unterbietungen möglichſt in Wegfall 
kommen. Die vorgeſehenen Beſtimmungen geben ja dem Staate 
hierfür eine genügende Handhabe.“ 
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II. Verkehrsweſen. 
ö 1. Eiſen bahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. 

Für die Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats vom 28. Juni war 
folgender Antrag eingebracht worden: 

„An den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt ſeitens des 
Bezirkseiſenbahnrats das Erſuchen zu ſtellen, bei wichtigen Anderungen 
beſtehender Tarife ſowohl im Güterverkehr wie im Perſonenverkehr 
bezw. Erſtellung von Ausnahmetarifen, auch ſogenannten Notſtands— 
tarifen, die Gutachten der Bezirkseiſenbahnräte, möglichſt auch des 
Landeseiſenbahnrats, oder wenigſtens der Ausſchüſſe dieſer Körper— 
ſchaften rechtzeitig einzuholen. a 

Die Begründung hierzu lautete: 

Das, was dieſer Antrag bezweckt, verſteht ſich eigentlich von ſelbſt; 
er würde ſich daher als überflüſſig erweiſen, wenn nicht der Herr 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten wiederholt die Beſtimmungen der 
S$ 6 und 14 des Geſetzes vom 1. Juni 1882, betreffend die Einſetzung 
von Bezirkseiſenbahnräten und eines Landeseiſenbahnrats, unberück— 
ſichtigt gelaſſen hätte. Ich beſchränke mich auf zwei Beiſpiele: 

Es wurde am 6. Februar 1901 ein Notſtandstarif für Futter— 
mittel und Streumittel eingeführt, unter Ausſchaltung des mit dieſen 
Waren handelnden Kaufmannsſtandes, indem die in dieſem Tarife 
vorgeſehenen Frachtermäßigungen nur den Verbrauchern und land— 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften bei direktem Bezuge zugebilligt wurden. 

Allerdings wurde dieſe Einſchränkung nachträglich zum großen 
Teile gemildert, dürfte aber vorausſichtlich von vornherein garnicht 
vorgeſehen geweſen ſein, wenn man nach § 6 bezw. § 14 des oben— 
angezogenen Geſetzes die Bezirkseiſenbahnräte bezw. den Landeseiſen— 
bahnrat gehört hätte, wozu hinreichende Zeit war, da die Notſtände 
bereits im vorangegangenen Herbſt vollauf bekannt waren. 

Die für den Perſonenverkehr ſehr wichtige Maßregel der Aus— 
dehnung aller Rückfahrkarten auf 45 Tage dürfte gewiſſermaßen als 
erſte Abſchlagszahlung auf die mit Recht ſo vielſeitig geforderte Reform 
der Perſonentarife des Beifalls auch der Bezirkseiſenbahnräte und des 
Landeseiſenbahnrats ſicher geweſen ſein, wenn nicht gleichzeitig eine 
Reihe anderer Erleichterungen in Fortfall gekommen wären, die je 
nach lokalen Verhältniſſen mehr oder weniger ſchwer empfunden wurden; 
erſt nachträglich trat durch neue Verordnungen zum Teil Remedur ein. 
Bei vorheriger Anhörung der Bezirkseiſenbahnräte dürfte das, was 
ſeitens des Herrn Miniſters nachträglich als richtig und gut durch ſeine 


Maßnahmen anerkannt worden iſt, höchſtwahrſcheinlich ſogleich bei Ein- 
führung der 45 tägigen Giltigkeitsdauer berückſichtigt worden ſein. 

Aus dieſen Beiſpielen ergiebt ſich zur Genüge die Berechtigung 
vorſtehenden Antrags. 

Der Antrag wurde unter Weglaſſung der Worte „oder wenigſtens“ 
der Ausſchüſſe dieſer Körperſchaften“ mit großer Stimmenmehrheit 
angenommen.“ 

Unſer Vertreter hatte beantragt, daß ſich der Bezirkseiſenbahnrat 
für die allgemeine Einführung von Umwegskarten für den Perſonen— 
verkehr ausſprechen möge, und begründete dieſen Antrag, wie folgt: 

„Durch Einführung der Umwegskarten, wie ſie bei einer Reihe 
deutſcher Eiſenbahnen bereits beſtehen, würde ein ſeit langer Zeit 
empfundener Übelſtand beſeitigt werden. Sowohl bei Rückfahrkarten, 
als auch bei zuſammengeſtellten Rundreiſeheften iſt ein beſtimmter 
Weg für Hin- und Rückfahrt vorgeſchrieben. Beſonders bei der Rüd- 
fahrt, die erſt nach 45 oder 60 Tagen angetreten zu werden braucht, 
macht ſich häufig das Verlangen fühlbar, eine andere Reiſeroute 
wählen zu können, und es kann ſchon jetzt nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften die kürzere Strecke benutzt werden. Durch Einführung der 
Umwegskarten würde auch die längere Strecke zur Rückfahrt benutzt 
werden können, ſofern der Fahrpreis für die mehr durchfahrenen Kilo— 
meter nachgezahlt würde. So würde z. B. bei einer Rückfahrkarte 
Thorn Berlin (396 km), wenn die Rückreiſe über Stettin (523 km) 
angetreten wird, für 127 km der Fahrpreis nachgezahlt werden müſſen, 
woraus der Eiſenbahnverwaltung unzweifelhaft Vorteile erwachſen 
dürften.“ 

Der Bezirkseiſenbahnrat war der Anſicht, daß hier allerdings ein 
Übelſtand vorliege, doch ſprach er ſich nicht für die Einführung von 
Umwegskarten aus, ſondern nahm folgenden Antrag an, dem auch 
unſer Vertreter zuſtimmte: 

„Der Bezirkseiſenbahnrat bittet die Eiſenbahn verwaltung, bei 
Erſtattung des Fahrgeldes für zur Rückfahrt nicht benutzte Fahrkarten, 
ſofern die Rückreiſe auf einem anderen weiteren Wege erfolgt iſt, 
geeigneten Falls die nach der Rückfahrkarte bereits bezahlten Kilo- 
meter zu dem kilometriſchen Fahrpreiſe für Rückfahrkarten anzurechnen.“ 

Über die Erweiterung des Getreideausnahmetarifs vom 13. Dezember 
1897 lag nachſtehender Antrag vor: 

„Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beſchließen, den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten zu bitten, den Getreideausnahmetarif C! 
vom 13. Dezember 1897, welcher nur für die Hafenplätze Danzig, 
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Königsberg und Memel beſteht, auf alle Binnenſtädte Oſtpreußens, 
Weſtpreußens und Poſens, in denen ſich Handelsmühlen befinden, die 
nachweislich Getreide von außerhalb beziehen müſſen, ſofort aus— 
zudehnen. 

Begründung: 

Bereits am 6. Juni 1900 iſt ein ähnlicher Antrag von Herrn Haupt— 
mann von Lukowitz beim Bezirkseiſenbahnrat eingebracht und abgelehnt 
worden. Inzwiſchen haben ſich die Verhältniſſe ſo zu Ungunſten der 
Oſtpreußiſchen, Weſtpreußiſchen und Poſenſchen Mühlen infolge der 
ungünſtigen letzten Ernte geſtaltet, daß der Notſchrei der Müller nach Ver— 
allgemeinerung des Ausnahmetarifs C! ein immer größerer geworden iſt. 
Wir mußten es anſehen, daß im Herbſt und Winter v. Js. die wenigen 
Beſtände, welche die ſchlechte Ernte der Landwirtſchaft gebracht, an 
unſern Türen vorbei zu dem billigen Tarifſatz in die geldkräftigen 
und ſtapelfähigen Haupthandelsplätze Königsberg, Danzig und Stettin 
verfrachtet wurden, während jetzt faſt ſämtliche Mühlen ihren Früh— 
jahrs- und Sommerbedarf aus dieſen Städten mit einem ca. 33 % 
höheren Frachtſatz einkaufen müſſen. Auch die Vertreter der Landwirt— 
ſchaft werden anerkennen müſſen, daß hier eine ſchreiende Ungerechtig— 
keit vorliegt und der Landwirtſchaft nur dadurch Vorteil erwachſen 
kann, wenn dieſe in ihrem Intereſſe erlaſſenen Tarife auf die vorhin 
genannten Landplätze verallgemeinert werden. Se. Excellenz der Herr 
Handelsminiſter hat gelegentlich ſeiner Anweſenheit in Elbing mit den 
Vertretern der Elbinger Kaufmannſchaft über dieſen Punkt Rückſprache 
genommen und ſoll das Reſultat dieſer Beſprechungen geweſen ſein, 
daß der Stadt Elbing in Ausſicht geſtellt worden iſt, in den gleichen 
Beſitz der Vergünſtigung des Ausnahmetarifs C | zu gelangen. Bei 
Einführung dieſer Tarife auch auf die Stadt Elbing treten weitere 
Schädigungen der außer Elbing liegenden Mühlenetabliſſements ein, 
ähnlich wie es bei den Danziger Mühlen der Fall war, welch letzteren 
bis auf einen beſtimmten Rayon gleichfalls dieſe Tarife eingeräumt 
worden. 

Der Oſtpreußiſche Mühlenverband hat daher den Unterzeichneten 
beauftragt, nochmals zu verſuchen, eine Gleichberechtigung der ſämt— 
lichen Mühlen auf dieſen Tarif anzuſtreben, und bittet der Unter— 
zeichnete daher ergebenſt, vorſtehenden Antrag zu unterſtützen.“ 

Der Antrag wurde angenommen mit der einzigen Abänderung, 
daß man anſtatt des Wortes „Binnenſtädte“ „Stationen“ ſetzte. 


Unter Fahrplanangelegenheiten wurde u. a. auch folgender Antrag 
unſres Vertreters beraten: 
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„Der Bezirkseiſenbahnrat wolle bei den beteiligten Eijenbahn- 
Direktionen beantragen, daß an den abends 8 Uhr 7 Minuten von 
Breslau in Inowrazlaw eintreffenden Zug D 15 ein Anſchluß nach 
Thorn geſchaffen werde. 

Begründung: . 

Während man von Thorn aus an den D-Zug Königsberg— 
Danzig —Poſen Breslau (D 16) guten Anſchluß hat, iſt der Anſchluß 
in der Richtung Breslau Danzig ganz ungenügend. 

Trifft man 8 Uhr 7 Minuten in Inowrazlaw ein, jo kann man 
erſt 2 Stunden ſpäter 10 Uhr 3 Minuten — nach Thorn weiter⸗ 
fahren. Der D-Zug wird deshalb auch in der Richtung Breslau — 
Danzig — Königsberg verhältnismäßig wenig benutzt. 

Dies würde ſich vollſtändig ändern, wenn der Zug über Thorn 
und die Weichſelſtädtebahn geführt werden würde, denn durch die 
Berührung der Städte Thorn, Kulmſee, Graudenz, Marienwerder und 
Marienburg würde ihm ein viel größerer Verkehr erwachſen, als durch 
die Überführung über Bromberg. Dirſchau, zumal da die Gegend 
zwiſchen Laskowitz und Dirſchau äußerſt verkehrsarm genannt werden 
muß. Ferner würde auch für die nach Königsberg weiterfahrenden 
Reiſenden die Fahrt um etwa 18 km abgekürzt werden. Ehe die 
Weichſelſtädtebahn aber in eine Vollbahn umgewandelt worden iſt, 
wird ein D-Zug dort nicht verkehren können. Einſtweilen erſcheint es 
aber doch mit Rückſicht auf eine Stadt wie Thorn billig, den bean— 
tragten Anſchlußzug zu gewähren, wobei man vielleicht den Gegenzug 
ſo legen könnte, daß er Thorn vormittags zwiſchen 9 und 10 Uhr 
verließe, denn jetzt hat man zwiſchen 6 Uhr 36 Minuten und 11 Uhr 
47 Minuten keine Gelegenheit, nach Inowrazlaw zu fahren.“ 

Auf die Ausführungen des Antragſtellers erwiderte der Vertreter 
der Eiſenbahndirektion Bromberg, daß die Beſtrebungen auf Her- 
ſtellung eines unmittelbaren Anſchluſſes in Inowrazlaw vom D-Zuge 15 
nach Thorn, mit Rücksicht auf die Annehmlichkeit wohl berechtigt ſein 
mögen, daß aber ein dringendes Bedürfnis dafür vorliege, könne 
gewiß nicht behauptet werden. Der D-Zug 15 ſei im Oktober v. Is. 
zwiſchen Poſen und Inowrazlaw täglich mit 47, im Dezember mit 32 
und im Februar d. Is. mit 40 Perſonen beſetzt geweſen, der Durch— 
gangsverkehr zwiſchen den Endſtationen des Zuges ſei ein äußerſt 
geringer, er betrage nur ½ bis 2½ Perſonen im Durchſchnitt täglich, 
ſodaß den überwiegenden Verkehr der Ortsverkehr bilde. Für den 
Ortsverkehr reiche aber der Perſonenzug 53 vollſtändig aus. Die 
Eiſenbahndirektion beobachte fortgeſetzt den Verkehr und werde der 
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Einlegung der angejtrebten Verbindung näher treten, ſobald die Ent- 
wicklung des Verkehrs dies erfordere. 

Unſer Vertreter erklärte hierauf, daß er keinen Wert darauf lege, 
daß über ſeinen Antrag abgeſtimmt werde, er behalte ſich aber vor, 
die Angelegenheit in anderer Weiſe zu verfolgen. 

Der Sitzung vom 25. November lag folgender Antrag vor: 

„Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beſchließen, die Eiſenbahn-Ver⸗ 
waltung zu erſuchen, die Verbilligung der Fahrpreiſe für Arbeiter— 
transporte nach dem Weſten aufzuheben. 

Begründung. 

Als in den weſtlichen Provinzen mit Einführung der intenſiven 
Wirtſchaft und ſpeziell des Rübenbaues der Arbeitermangel für die 
dortigen Landwirte immer fühlbarer wurde, ſetzten ſie es durch, daß 
ein beſonders billiger Ausnahmetarif (1,5 Pf. pro km) für Arbeiter— 
transporte aus dem Oſten nach dem Weſten eingeführt wurde. Die 
Landwirte des Oſtens, wo derzeit noch genug Arbeiter waren, machten 
ſich die Tragweite dieſer Einrichtung nicht genügend klar und ließen 
dieſelbe geſchehen. Heute aber, nachdem auch bei uns ſchon großer 
Arbeitermangel eingetreten iſt, ſtellt ſich dieſe Einrichtung als direkte 
Benachteiligung der Landwirte des Oſtens zu Gunſten derer im 
Weſten dar, und es liegt durchaus kein Grund vor, dieſelbe länger 
beizubehalten. Ja, wenn ſich die Herren nur mit ausländiſchen 
Arbeitern begnügten, aber ganz ungeniert ſchlagen ſie Plakate auf 
unſern Bahnhöfen an und geben offen zu, daß ſie lieber Arbeiter aus 
unſern Oſtprovinzen als aus Rußland ꝛc. nehmen. 

Auf den erſten Blick ſollte man nun meinen, daß von der Ver— 
billigung der Reiſe die Arbeiter Vorteil hätten. Das iſt aber durchaus 
nicht der Fall; vielmehr tragen die Reiſekoſten ganz allein die Arbeit— 
geber, das ſind die Landwirte der weſtlichen ꝛc. Provinzen oder die 
Unternehmer. Kommen wir nun einmal mit irgend einem Wunſche, 
wie z. B. Verbilligung der Getreide- oder Obſtfracht nach dem Weſten, 
ſo ſteht der ganze Weſten wie ein Mann gegen uns. Da müſſen wir, 
die wir ſo weit von dem Hauptkonſumtionsgebiete unſrer Produkte 
wohnen, nun endlich auch einmal Front gegen Maßnahmen machen, 
die uns einerſeits direkt benachteiligen, andererſeits vielleicht einmal als 
Kompenſationsobjekt dienen können. 

Übrigens wird ja nicht nur die Landwirtſchaft im Oſten durch 
die Verbilligung der Arbeitertransporte nach dem Weſten geſchädigt, 
nein ebenſo auch die Induſtrie und der Handel, kurz jeder, der 
Arbeiter braucht. 
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Den Bezirkseiſenbahnrat bitte ich deshalb, meinem Antrage 
zuſtimmen zu wollen. 

Schließlich bemerke ich noch, daß ich gern billigere Transportſätze 
für ausländiſche Arbeiter meinen Berufsgenoſſen im Weſten zubilligen 
will, aber ich fürchte, daß ſich das nicht machen läßt, weil von der- 

Eiſenbahn keine Kontrolle verlangt werden kann.“ 

Nach längerer Debatte wurde bei der Abſtimmung, die eine 

namentliche war, dem Vorſchlage des Ausſchuſſes gemäß der Antrag, 
zu erklären, daß bei Reiſen von Arbeitern in größerer Anzahl, 
die ihres Erwerbes wegen vorübergehend einer auswärtigen 
Arbeit innerhalb des Deutſchen Reiches nachgehen oder von 
dieſer in ihre Heimat zurückkehren, ein öffentliches Intereſſe 
nicht anzuerkennen und deshalb die im § 11 Zuſatz⸗ 
beſtimmung IV® der Verkehrsordnung vorgeſehene Fahrpreis— 
ermäßigung nicht zu gewähren ſei, 

von der Mehrheit (mit 18 gegen 16 Stimmen) angenommen. 

Unſer Vertreter hat gegen den Antrag geſtimmt. 
Uferbabn, 

Im März d. Is. wurde unſerm wiederholt geſtellten Antrag 
entſprochen und die Thorner Uferbahn in eine Halteſtelle für den 
Wagenladungsverkehr umgewandelt. Die Ausführung des Betriebes 
erfolgt nach wie vor durch die Stadt. Die Überführung der Sendungen 
nach und von der Uferbahn geſchieht zu den für Thorn Uferbahn 
beſtehenden Frachtſätzen, doch müſſen die ankommenden Wagen bereits 
mit der Frachtbriefvorſchrift „Thorn Uferbahn“ hier eingehen, oder die 
Anträge auf Überführung vor Eingang der Wagen in Thorn geſtellt 


werden, ſonſt wird für die Überführung eines jeden beladenen Wagens 7 
eine Gebühr von 2 Mt. erhoben. 
weichſelſtädtebahn. 


Mit dem 1. Oktober iſt auf der Eiſenbahnſtrecke Thorn — Marien 
burg Vollbahnbetrieb eingerichtet worden. Der von der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung nach Anhörung der Intereſſenten eingeführte Fahrplan 
zeigte zwar erhebliche Verbeſſerungen, genügte aber doch den Erwar— 
tungen nicht ganz, und wir ſahen uns deshalb genötigt, der König⸗ 
lichen Eiſenbahndirektion in Danzig unſre Wünſche in nachſtehendem 
Schreiben vom 23. Dezember vorzutragen: 

„Als wir von der Königlichen Eiſenbahnverwaltung die Umwand— 
lung der Weichſelſtädtebahn in eine Vollbahm erbaten, ſo geſchah dies 
in der Hoffnung, durch den Umbau ſchnellere Züge und damit beſſere 
Verbindung der Weichſelſtädte unter einander und mit der Provinzial⸗ 
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hauptſtadt Danzig zu erhalten. Auch rechneten wir darauf, daß wir 
dann auch einen Zug bekommen würden, der ſpät abends, vielleicht 
gegen 11 Uhr, von Thorn abgehen würde, wodurch es dann den 
Bewohnern der benachbarten Orte, namentlich der Städte Kulmſee, 
Kulm und Graudenz möglich wäre, den Abend in Thorn zuzubringen. 
Dieſes letzte Ziel iſt ja nun durch den neuen Fahrplan mit dem Zuge 
513 und 540 erreicht, dagegen können wir nicht leugnen, daß uns die 
in dem Plane vorgeſehenen Schnellzüge etwas enttäuſcht haben, da 
der ſchnellſte, nämlich Zug 503, nur eine Reiſegeſchwindigkeit von 
48 km in der Stunde hat. Immerhin war gegen den bisherigen 
Zuſtand eine namhafte Verbeſſerung erreicht, und da nach Mitteilung 
der Königlichen Eiſenbahnverwaltung bei den Steigungs- und Kurven— 
verhältniſſen der Bahn, wie ſie nach dem Umbau noch geblieben, eine 
größere Zuggeſchwindigkeit nicht angängig war, ſo mußte man ſich mit 
dem Erreichten begnügen und konnte nur hoffen, daß durch allmähliche 
weitere Verbeſſerung der Strecke ſpäter auch die Züge eine größere 
Geſchwindigkeit erhalten würden. 

Wie faſt ſtets bei neuen Fahrplänen ſtellte es ſich aber bald 
heraus, daß einzelne Intereſſen doch gegen früher benachteiligt waren 
und zwar handelte es ſich in der Hauptſache um die Anwohner der 
kleinen Stationen, an denen die Züge 503, 505 und 506 nicht 
anhalten. Bei der Bedeutung der Landwirtſchaft dieſer Gegenden und 
der regen Beziehungen zwiſchen Städten und Land war dies ein 
Nachteil, deſſen Beſeitigung im allgemeinen Intereſſe dringend erwünſcht 
war. Was im beſonderen unſern Bezirk anbetrifft, ſo machte ſich hier 
der Fortfall des früher kurz nach 2 Uhr nachmittags abgehenden 
Zuges ſtörend bemerkbar, da der um 4 Uhr 13 Minuten abgehende 
Schnellzug auf den kleinen Stationen nicht hält. Eine kleine Abhilfe 
ſchaffte dann die Eiſenbahnverwaltung ſelbſt durch Anhängung eines 
Perſonenwagens an den 1 Uhr 22 Minuten von hier abgehenden 
Güterzug, jedoch nur für die Strecke Thorn — Kulmſee, ſodaß die 
darüber hinausliegenden kleinen Stationen nach wie vor unberück— 
ſichtigt blieben. Da auch von andern Orten aus Wünſche nach 
Abänderung des Fahrplanes geäußert wurden, ſo führte dies zu der 
zweiten Fahrplankonferenz in Graudenz. Wir fühlen uns nun aber 
gezwungen, zu den dort geäußerten Wünſchen, ſoweit ſie unſre 
Intereſſen berühren, und beſonders zu den von dem Herrn Vertreter 
der Königlichen Eiſenbahndirektion gemachten Abänderungsvorſchlägen 
Stellung zu nehmen. Wir ſind vollſtändig damit einverſtanden, daß 
der Zug 505, der jetzt 6 Uhr 22 Minuten früh von Thorn abgeht, 
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auf den Nachmittag verlegt wird mit einer Abgangszeit von vielleicht 
2 Uhr 30 Minuten, denn dadurch würde ja den in unjerm Kreiſe 
geäußerten Wünſchen entſprochen werden. Nun muß aber für die 
kleinen Stationen zwiſchen Thorn —Graudenz früh Erſatz geſchaffen 
werden, da der um 6 Uhr 13 Minuten abgehende Schnellzug an 
dieſen Stationen nicht hält. Dies kann nun entweder dadurch geſchehen, 
daß man einen neuen Zug einlegt, oder dadurch, daß der Zug 503 
auf allen Stationen zwiſchen Thorn und Graudenz hält. Letzteres iſt 
ja nun von der Königlichen Eiſenbahnverwaltung ins Auge gefaßt 
worden, und wir würden dagegen dann nichts einzuwenden haben, 
wenn es gelingen würde, den Zug ebenſo ſchnell über die Geſamt— 
ſtrecke Thorn. Danzig als durchgehenden Zug zu führen. Sollte dies 
jedoch nicht möglich ſein, ſollte vielmehr, wie aus den Debatten in 
Graudenz hervorgeht, das Halten dieſes Zuges auf den kleinen 
Stationen eine Verlängerung der Fahrzeit um 40 Minuten und 
außerdem die Unmöglichkeit, ihn direkt durchzuführen, zur Folge haben, 
ſo müßten wir darin eine ganz bedeutende Verſchlechterung unſrer 
Verkehrsverhältniſſe erblicken, gegen die wir uns mit aller Energie ver— 
wahren müſſen. Die Fahrzeit des Zuges 503 darf auf keinen Fall 
verlängert und der Zug muß auch direkt durchgeführt werden, ſonſt 
geht uns eine der Haupterrungenſchaften der Umwandlung der Bahn 
einfach verloren. Wenn dies nicht möglich iſt beim Haltenlaſſen des Zuges 
auf den kleinen Stationen, ſo muß notwendigerweiſe für dieſe ein 
neuer Zug zwiſchen Thorn und Graudenz eingelegt werden, denn die 
Intereſſen des Landes bedürfen natürlich ebenfalls der Berückſichtigung. 
Wir ſprechen daher die Hoffnung aus, daß die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion bei einer Abänderung des Fahrplans unſre Wünſche 
berückſichtigen und jedenfalls den Schnellzügen 503 und 505 die jetzige 
Fahrzeit belaſſen wird. 

Bei dieſer Gelegenheit müſſen wir auch noch unſrer Verbindung 
mit Kulm erwähnen. Unter Benutzung der Strecke Kulm —Korna— 
towo Thorn können die Kulmer erſt 12 Uhr 35 Minuten in Thorn 
ſein, wenn ſie nicht in Kornatowo 3 Stunden warten wollen. Es 
bleibt ihnen freilich die Möglichkeit über Unislaw —Kulmſee nach Thorn 
zu fahren, doch müſſen ſie dann ſchon früh 5 Uhr 5 Minuten von 
Kulm abreiſen. Hier wäre eine Verbeſſerung dringend notwendig. 
Zufriedenſtellend iſt dagegen die Abendverbindung von Thorn 
nach Kulm, da der Zug 513 in Kornatowo Anſchluß hat. Dieſer 
Anſchluß muß uns aber auch erhalten bleiben, und es darf 
leinesfalls der Zug 540, der jetzt 12 Uhr 10 Minuten nachts von 
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Kornatowo nach Kulm geht, jo verlegt werden, daß er Anſchluß an 
den 9 Uhr 51 Minuten von Graudenz kommenden Zug 514 erhält. 
Unſre Beziehungen zu Kulm ſind durch die Bahn Kulm-Unislaw, 
die ja leider immer noch nicht bis Thorn weitergeführt iſt, ſchon ſchlecht 
genug geworden, und ſie dürfen uns daher nicht noch weiter ver— 
kümmert werden. Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion 
ganz ergebenſt, den an ſich wohl berechtigten Wunſch eines direkten 
Anſchluſſes nach Kulm an den Zug 514 nicht auf Koſten unſrer 
Beziehungen zu Kulm gewähren zu wollen.“ 

Da auch von verſchiedenen anderen Städten und Körperſchaſten 
Anträge auf Abänderung des Fahrplans eingebracht worden waren, 
ſo wurde der Fahrplan Anfang Februar umgeſtaltet, hierbei uns 
jedoch der Anſchluß von Kornatowo nach Kulm an den letzten von 
Thorn abgehenden Zug genommen, weshalb wir unter dem 20. März 
an die Danziger Direktion ſchrieben: 

„Der neue Fahrplan der Weichſelſtädtebahn vom 10. Februar 
hat uns mit Zug 515 die gewünſchte Nachmittagsverbindung mit den 
benachbarten kleinen Stationen gebracht, ferner noch beſſere Ver— 
bindung mit Elbing, und wir können mit Befriedigung feſtſtellen, daß 
es der Eiſenbahnverwaltung gelungen iſt, verſchiedene von den kleinen 
Stationen angeſtrebte Verbeſſerungen zu erreichen, ohne dadurch die 
Reiſedauer der Züge 503 und 505 von Thorn nach Danzig zu ver— 
längern. Mit großem Bedauern mußten wir aber aus dem neuen 
Fahrplan erſehen, daß der Zug 540 künftig ſchon 10 Uhr abends von 
Kornatowo nach Kulm abgehen ſoll, wodurch die Abendverbindung 
zwiſchen Thorn und Kulm abgeſchnitten iſt. Dieſe Abendverbindung 
mit Kulm war ein Wunſch, den wir der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion ſchon ſeit Jahren vorgetragen haben, und immer wurden 
wir bei den darauf erfolgenden Ablehnungen darauf hingewieſen, daß 
erſt nach Umgeſtaltung der Weichſelſtädtebahn unſerm Wunſche Rechnung 
getragen werden könne, wie dies denn auch mit dem 1. Oktober 
v. Is. geſchah. Leider haben wir uns aber nur 4 Monate lang 
dieſer guten Einrichtung erfreuen können, trotzdem wir in unſrer 
Eingabe vom 23. Dezember v. Is. auf die an ſich ſchon jo mangelhafte 
Verbindung zwiſchen Thorn und Kulm hingewieſen und gebeten 
hatten, den allerdings berechtigten Wunſch eines Anſchluſſes in Kornatowo 
nach Kulm an den Zug 514 nicht auf Koſten unſrer Beziehungen zu 
Kulm zu gewähren. So iſt denn jetzt unſre Verbindung mit Kulm 
nach einem für uns verhängnisvollen Schluß noch weiter verſchlechtert 
worden: Weil wir ſchlechte Verbindung mit Kulm hatten, konnte ſich 
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kein rechter Verkehr dorthin entwickeln, und weil der Verkehr ſo gering 
war, wurde uns auch noch die Abendverbindung entzogen zu Gunſten 
von Graudenz. 

Wir können nun unmöglich annehmen, daß uns die Abend— 
verbindung für immer wieder genommen ſein ſollte, denn dann hätten 
wir ja von der Umgeſtaltung der Weichſelſtädtebahn, wenigſtens was 
unſern Verkehr mit Kulm anbetrifft, nur Nachteile erlangt. Wir geben 
uns vielmehr der feſten Hoffnung hin, daß die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion bereits im nächſten Sommerfahrplan wieder einen Anſchluß 
nach Kulm an den Zug 513 herſtellen wird und zwar entweder über 
Kornatowo, oder falls dies nicht angängig fein ſollte, über Kulmſee — 
Unislaw. Dieſe letzte Route iſt ja in der der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion unter dem 10. März zugegangenen Eingabe des Kulmer 
Magiſtrats vorgeſchlagen worden. Aus dieſer Eingabe geht jedenfalls 
hervor, daß auch Kulm ſelbſt ein lebhaftes Intereſſe an einer Abend— 
verbindung mit Thorn beſitzt. Zwar würde durch den Kulmer Antrag 
keine gerade ideale Verbindung hergeſtellt werden, da man bei einer 
Abreiſe von Thorn um 11 Uhr Kulm erſt 2 Uhr 10 Minuten anſtatt 
wie bisher 12 Uhr 42 Minuten erreichen würde, doch da gleichzeitig 
eine Abendverbindung Kulms mit Bromberg ins Auge gefaßt iſt, die 
wir im Intereſſe Kulms befürworten müſſen, ſo wäre die Anderung 
immerhin als Notbehelf zu begrüßen umſomehr, da dadurch auch 
wieder eine gute Abendverbindung zwiſchen Thorn und den Stationen 
der Strecke Kulmſee Fordon geſchaffen werden würde. Jetzt geht 
der letzte gute Zug für dieſe Stationen nachmittags 4 Uhr 13 Minuten 
hier ab, denn der Zug 511, der abends 6 Uhr 36 Minuten abgeht, 
hat zwar auch Anſchluß, doch entſteht dabei ein Aufenthalt in Kulmſee 
von 3½ Stunden, ſodaß dieſe Verbindung nur in den äußerſten 
Notfällen benutzt wird. Früher war der Anſchluß für die erwähnten 
Stationen beſſer, denn der abends 8 Uhr von Thorn abgehende Zug 
gelangte 8 Uhr 44 Minuten nach Kulmſee und von dort ging 9 Uhr 
19 Minuten ein Zug in der Richtung nach Fordon ab. 

Wir bitten nach alledem die Königliche Eiſenbahndirektion ganz 
ergebenſt und dringend, in dem nächſten Fahrplan einen Anſchluß 
nach Kulm an den Zug 513 wieder herzuſtellen entweder über 
Kornatowo oder gemäß der Eingabe des Kulmer Magiſtrats über 
Kulmſee — Unislaw.“ 

Darauf teilte uns die Direktion unter dem 23. April mit, daß 
die Erhebungen wegen der Einrichtung eines weiteren Zugpaares auf 
der Strecke Kulm —Unislaw —Kulmſee noch nicht zum Abſchluß gebracht 
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worden ſeien. Sobald dies gejchehen, würden wir weitere Mit: 
teilungen erhalten. 


Zugverbindung 


der Städte Strasburg und Cautenburg. 


Im Oktober ſchrieben wir an die Königliche Eiſenbahndirektion 
in Danzig: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion geſtatten wir uns einige 
Wünſche, die uns aus den Erwerbskreiſen der Städte Strasburg und 
Lautenburg zugegangen ſind und beſſere Zugverbindungen betreffen, 
mit der Bitte um geneigte Berückſichtigung ergebenſt vorzutragen. Es 
handelt ſich in erſter Linie um eine beſſere Verbindung dieſer beiden 
Städte mit Danzig, Der früheſte Zug (2 802), der aber nicht von 
Lautenburg, ſondern von Strasburg abgelaſſen wird, erreicht Graudenz 
um 8 Uhr 57 Minuten, ſodaß die Reiſenden unter Benutzung des 
Zuges Z 505 um 12 Uhr 41 Minuten nach Danzig kommen. Wollen 
ſie an dem gleichen Tage wieder zurückfahren, ſo müſſen ſie bereits 
3 Uhr 43 Minuten Danzig verlaſſen. Da aber von 1-3 Uhr in 
allen Danziger Geſchäften Kontorſchluß herrſcht, jo iſt dieſer Aufenthalt, 
ganz abgeſehen von der ſehr kurz bemeſſenen Zeit, für das handel— 
treibende Publikum von geringem Wert. Man wünſcht daher, daß 
von Lautenburg ein Zug ſo früh abgelaſſen werde, daß er noch in 
Graudenz den Zug Z 503 erreicht, mit dem man dann bereits um 
10 Uhr in Danzig ſein würde, ſodaß man die notwendigen Geſchäfte 
bequem abwickeln könnte. 

Als großer Mißſtand wird es von den Lautenburgern empfunden, 
daß ſie in der Richtung von Lautenburg nach Gollub und Strasburg 
überhaupt keinen Anſchluß haben: 8 Uhr 46 Minuten, 2 Uhr 
55 Minuten und 8 Uhr 1 Minute kommen die Züge aus Lautenburg 
in Strasburg an und 7 Uhr 48 Minuten, 1 Uhr 47 Minuten und 
7 Uhr 3 Minuten gehen die Züge von Strasburg nach Gollub, alſo 
alle etwa eine Stunde früher, ab. Wir glauben, daß ſich hierbei wohl 
ohne große Schwierigkeit, wenigſtens bei dem einen oder andern Zuge, 
eine beſſere Verbindung herſtellen ließe. 

Die Königliche Eiſenbahndirektion würde uns zu beſonderem 
Dank verpflichten, wenn die angängigen Abänderungen des Fahrplans 
möglichſt noch für das laufende Winterhalbjahr angeordnet werden 
würden.“ 

Im Februar erhielten wir darauf nachſtehenden Beſcheid: 

„Infolge Ihrer Eingabe werden wir mit Beginn des Sommer— 
Fahrplans zwiſchen Strasburg und Graudenz einen Zug vorſehen, der 


etwa um 5 Uhr 35 Minuten früh aus Strasburg abfahren wird und 
in Graudenz einen Anſchluß an den Schnellzug 503 nach Danzig 
vermittelt. 5 

Der z. Zt. um 6 Uhr 30 Minuten früh aus Strasburg fahrende 
Zug 802 ſoll vom gleichen Zeitpunkt ab zwiſchen Strasburg und 
Jablonowo in Fortfall kommen. 

Die Anſchlüſſe von der Strecke Soldau Strasburg in der 
Richtung Gollub werden dadurch eine Verbeſſerung erfahren, daß 
Zug 954 erſt um 8 Uhr 48 Minuten vormittags aus Strasburg fahren 
und den Anſchluß vom Zuge 804 aus Soldau aufnehmen ſoll. In 
der umgekehrten Richtung wird Zug 953 aus Schönſee um 1 Uhr 
33 Minuten mittags fahren und den Anſchluß an Zug 805 nach 
Soldau erreichen, der um 1 Uhr 45 Minuten nach Strasburg fährt. 

Die weitergehenden Anträge müſſen wir z. Zt. ablehnen, da ein 
hinreichendes Verkehrsbedürfnis nicht nachgewieſen iſt und beſonders 
bei dem beantragten Frühzuge Lautenburg — Strasburg ſeiner 
ungünſtigen Lage wegen auf eine einigermaßen genügende Beſetzung 
nicht gerechnet werden kann.“ 

Halten der D-Züge 55 und 56 
in Brieſen. 

Im vorigen Jahresbericht teilten wir bereits mit, daß die König— 
liche Eiſenbahndirektion in Danzig auf unſern wiederholten Antrag 
erwidert hat, das Halten der Schnellzüge 55 und 56 in Brieſen ſei von 
dem Herrn Miniſter endgiltig abgelehnt worden. Auf die ſtändig 
wiederkehrenden Klagen aus Brieſen ſahen wir uns nun trotzdem ver— 
anlaßt, eine Eingabe der Brieſener Kaufmannſchaft an den Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten zu unterſtützen, indem wir ſchrieben: 

„Ew. Excellenz iſt unter dem 5. d. Mts. eine von den nam— 
hafteſten Gewerbetreibenden der Stadt Brieſen Wpr. unterſchriebene 
Eingabe zugegangen, worin gebeten wird, die auf der Strecke Berlin — 
Poſen Thorn Inſterburg verkehrenden D-Züge 55 und 56 auf der 
Station Brieſen halten zu laſſen. Den gleichen Antrag haben wir 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Danzig ſowohl unter dem 
1. Oktober 1900 als auch unter dem 15. Juli 1901 unterbreitet, doch 
ſind wir beide Male mit der Begründung abgewieſen worden, daß 
die genannten Züge in erſter Linie für den durchgehenden Verkehr 
beſtimmt ſeien, weshalb ſie vom Nahverkehr zwecks beſchleunigter 
Durchführung tunlichſt entlaſtet bleiben müßten. Wir müſſen ja dieſe 
Begründung als prinzipiell richtig anerkennen, möchten aber dennoch 
bitten, daß im vorliegenden Falle dem Wunſche der Stadt Brieſen 
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entſprochen werde, zumal da keine Gefahr vorliegt, daß bei Bewilligung 
des Brieſener Wunſches auch noch andere Stationen der Strecke 
Anſpruch auf gleiche Berückſichtigung machen könnten, denn die Orte, 
an denen die D- Züge 55 und 56 jetzt nicht anhalten, ſtehen ſämtlich 
ihrer Bedeutung nach weit hinter Brieſen. In Brieſen beſitzen wir 
eine Reihe recht rühriger Gewerbetreibender, denen ja auch der Bau 
der elektriſchen Bahn zwiſchen Stadt und Station Brieſen zu danken 
iſt, und die Königliche Staatsregierung könnte hier ohne Koſten die 
Verkehrsverhältniſſe Brieſens verbeſſern und damit zum weiteren Fort— 
ſchreiten der dortigen induſtriellen und Handelstätigkeit beitragen. 
Daß es ſich aber bei Brieſen wirklich um eine aufblühende Stadt 
handelt, beweiſen die nachſtehenden Zahlen, die wir der von der 
Königlichen Eiſenbahndirektion Danzig herausgegebenen Verkehrs— 
ſtatiſtik entnommen haben. Darnach ſind die Einnahmen der Station 
Brieſen aus dem Perſonen- und Gepäckverkehr von 57401 Mk. im 
Jahre 1897 auf 68 282 Mk. im Jahre 1901, die Einnahmen aus dem 
Güter⸗ und Viehverkehr von 206129 Mk. im Jahre 1897 auf 
287699 Mk. und die Anzahl der verkauften Fahrkarten von 45094 
im Jahre 1897 auf 53572 im Jahre 1901 geſtiegen. Schließlich muß 
man doch auch noch in Betracht ziehen, daß die D-Züge die einzigen 
auf der Strecke Thorn. Inſterburg verkehrenden Schnellzüge ſind. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, dem Wunſche 
der Stadt Brieſen entſprechend anordnen zu wollen, daß in Zukunft 
die D-Züge 55 und 56 auf der Station Brieſen halten.“ 

Dieſem Wunſche wurde zwar auch jetzt nicht entſprochen, doch 
verſchaffte man in dem Sommerfahrplan den Brieſenern eine kleine 
Erleichterung durch Einlegung eines Zuges Schönjee Goßlershauſen, 
der Nachmittag 4 Uhr 46 Minuten, alſo 10 Minuten nach Abgang 
des D-Zuges, von Schönſee abgeht. 

Weiterführung der Eijenbabn Kulm UAnislauwꝛ. 

Unter dem 6. Dezember richteten wir folgende Eingabe an den 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Ew. Excellenz bitten wir gehorſamſt, verfügen zu wollen, daß 
die Koſten für die Weiterführung der Eiſenbahnſtrecke Kulm —Unislaw 
bis Thorn und Miſchke in den nächſten Etat aufgenommen „werden. 

Es iſt nicht das erſte Mal, daß wir dieſem Wunſche Ausdruck 
geben, denn bereits unter dem 15. Juni 1898 richteten wir an 
Se. Excellenz Herrn Staatsminiſter von Thielen die Bitte um Fort— 
führung der Strecke Kulm Unislaw bis Thorn und wiederholten 
dieſen Antrag im Februar 1900, als der Herr Miniſter, der es zunächſt 
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abgelehnt hatte, unſern Wunſch zu erfüllen, in einer unſerm Vor: 
ſitzenden gewährten Audienz uns die nochmalige Einbringung der 
Petition anheimgeſtellt hatte. Im April 1900 erhielten wir dann durch 
den Herrn Oberpräſidenten von Goßler den Beſcheid, daß der Herr 
Miniſter auch jetzt noch nicht in der Lage ſei, unſerm Antrage näher 
zu treten, doch ſei er nicht abgeneigt, den Bau der Strecke der Privat— 
induſtrie zu überlaſſen, behalte ſich jedoch die endgiltige Entſcheidung 
hierüber vor. Wir erwiderten darauf im März 1901, daß nach unjrer 
Überzeugung die Strecke Unislaw. Thorn nicht als Privatbahn aus— 
geführt werden könne, weil ſie ein notwendiges Zwiſchenglied ver— 
ſchiedener Staatsbahnſtrecken ſei und nur als Staatsbahn den größten 
Nutzen gewähren könne. Gleichzeitig baten wir, auch die Fortführung 
der Strecke Kulm-Unislaw über Kulm nach Miſchke in Erwägung zu 
ziehen. Unſerm Antrage ſchloß ſich auch der Magiſtrat zu Thorn an, 
ebenſo unterſtützte der Kreis Thorn unſer Vorgehen, allein unter dem 
26. Januar 1902 lehnte der Herr Miniſter es wiederum ab, auf den 
Antrag einzugehen, worauf wir unter dem 6. März erneut unſre 
Bitte vorbrachten. Es iſt uns daraufhin bis jetzt noch kein Beſcheid 
zugegangen, und Ew. Excellenz wollen aus dem Umſtande, daß wir 
heute ſchon wieder den gleichen Antrag einzubringen uns erlauben, 
erſehen, für wie notwendig wir den Bau der fraglichen Strecke halten. 
Es kommt noch hinzu, daß mit dem 1. Oktober die Bahn Kulm 
Unislaw eröffnet wurde, wodurch nun die Ablenkung des Kulmer 
Verkehrs von Thorn nach Bromberg zur Tatſache geworden iſt. 

Wenn wir trotz der wiederholten Ablehnungen die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben haben, daß die Königliche Staatsregierung 
unſerm Antrage doch noch näher treten werde, ſo ſchöpfen wir ſie aus 
dem Umſtande, daß man bisher keine Einwendungen gegen die 
Begründung unſres Antrages erhoben hat, ſodaß wir wohl annehmen 
können, man habe die Durchführung unſres Projekts bloß wegen 
anderer dringenderer Arbeiten vorläufig zurückgeſtellt. Vielleicht dürfte 
aber nunmehr unſer Antrag Berückſichtigung finden, umſomehr, als 
ja gerade in der letzten Zeit die Königliche Staatsregierung wiederholt 
die feſte Abſicht ausgeſprochen hat, die öſtlichen Provinzen wirt— 
ſchaftlich zu heben, was doch in allererſter Linie und mit der größten 
Ausſicht auf Erfolg durch Verbeſſerung der Verkehrseinrichtungen 
geſchehen kann. 

Die von uns beantragte Bahnlinie würde aber eine erhebliche 
Verbeſſerung unſres Verkehrs herbeiführen, indem ſie zunächſt Kulm 
und Thorn, die beiden größten Städte unſres Bezirks, in eine 
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direftere Verbindung brächte und damit auch die durch die Bahn 
Kulm⸗Unislaw heraufbeſchworene Gefahr, daß der Verkehr Kulms und 
des Kulmer Landes von Thorn ab nach Bromberg gezogen würde, 
einigermaßen beſeitigte. Es iſt eine Lebensfrage für die Stadt Thorn, 
daß ihr das an und für ſich ſchon ſehr geringe Hinterland nicht noch 
mehr als bisher beſchränkt wird, nachdem ſie ſeit Einführung des 
Getreidezolls im Jahre 1879 ihre zentrale Stellung im Getreidehandel 
verloren hat und ihr ferner durch die Bahn Schönſee — Fordon 
Bromberg ein großer Teil ihres Verkehrs entzogen worden iſt. Wenn 
Thorn nicht gänzlich iſoliert werden ſoll, ſo müſſen Bahnlinien gebaut 
werden, die ihm neuen Verkehr zuführen, und dazu iſt der Ausbau 
der Bahn Kulm Unislaw bis Thorn vorzüglich geeignet. Der Bau 
käme aber auch unſrer Landwirtſchaft in hervorragender Weiſe zu 
gute, denn durch die Bahn Unislaw Thorn würde ein äußerſt frucht— 
barer Landſtrich erſchloſſen werden, in dem ſchon jetzt in großem Um— 
fange Zuckerrüben, Getreide und Kartoffeln gebaut werden. Der 
Anbau würde hier aber nach Fertigſtellung der Bahn noch viel inten— 
ſiver werden, da die in dieſer Gegend gelegenen Güter dann ihre 
Rüben nach den Zuckerfabriken in Unislaw und Kulmſee, ihr Getreide 
nach den großen Mühlen von Thorn und Umgegend und ihre Kar— 
toffeln nach der Thorner Stärkefabrik viel bequemer und mit viel 
geringeren Unkoſten verfrachten könnten, ebenſo wie ſie im ſtande 
wären, ihren Bedarf an Kohlen, Düngemitteln u. a. m. durch die 
Bahn billiger zu decken. Wir haben ſchon in unſrer erſten Eingabe 
vom 15. Juni 1898 nachgewieſen, daß allein die an der Linie 
Unislaw— Thorn gelegenen großen Güter jährlich mindeſtens 725000 
Zentner verfrachten würden, wodurch wohl ſchon die Rentabilität der 
Bahn gewährleiſtet ſein würde. Es kommt aber noch hinzu, daß durch 
den einheitlichen Betrieb auf der Geſamtſtrecke Thorn Unislaw— Kulm — 
Miſchke die Generalunkoſten verhältnismäßig vermindert und dadurch 
auch die bereits fertiggeſtellte Bahn Kulm —Unislaw rentabler werden 
würde. Schließlich möchten wir aber nicht verfehlen, darauf hinzu- 
weiſen, daß die beantragte Bahn auch in militäriſchem Intereſſe liegt, 
da ſie den Weg von der Feſtung Thorn nach der Brücke bei Fordon 
bedeutend abkürzt. 

Neue Gründe für unſern Antrag haben wir ja nicht geltend 
machen können, wir müſſen uns vielmehr auf die in unſern früheren 
Eingaben gemachten Darlegungen beziehen, glauben aber auch, darin 
die Notwendigkeit und Nützlichkeit des von uns befürworteten Projekts 
hinreichend erwieſen zu haben. 
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Eine Karte mit eingezeichneter Trace ſowie des Längennivellements 
der Strecke Unislaw— Thorn, das wir bereits unjrer erjten Eingabe 
beigelegt hatten, gejtatten wir uns, Ew. Excellenz in der Anlage zu 
überreichen mit der gehorſamſten Bitte, das Projekt zu prüfen und die 
Koſten für den Ausbau der Bahn hochgeneigteſt in den nächſten 
Etat einſtellen zu wollen.“ 


Annahmefriſt für Stückgüter. 


Als im Februar v. Is. durch Verfügung der Eiſenbahndirektion 
Bromberg der Schluß für die Annahme von Stückgütern auf den 
Stationen Thorn und Mocker von 7 Uhr auf 6 Uhr abends verlegt 
worden war, wurden wir dagegen vorſtellig, weil wir in der Maß— 
regel eine Schädigung der Stückgutverſender erblickten. Auf unſre 
Eingabe erwiderte die Eiſenbahndirektion unter dem 4. Juni: 

„Die aus Anlaß Ihres Schreibens vom 18. Februar d. Js. 
Nr. 378 angeſtellten Erhebungen haben ergeben, daß ſich der Schluß 
der Annahme von Frachtſtückgut auf 6 Uhr nachmittags inſofern gut 
bewährt hat als es jetzt möglich iſt, die am Nachmittage aufgelieferten 
Stückgüter mit den nächſten Anſchlußzügen am ſelben Tage weiter zu 
befördern, während dieſes früher nicht immer durchzuführen war, weil 
die Auflieferung meiſtens erſt gegen Schluß der Dienſtſtunden erfolgte 
und die Stückgüter ſich dann ſo anhäuften und die Bodenräume ſo 
überfüllten, daß eine ordnungsmäßige Verladung und Weiterbeförde— 
rung mit den Anſchlußzügen, ſelbſt bei Verlängerung der Dienſtſtunden 
der Beamten und Arbeiter nicht möglich war. 

Die Feſtſetzung des Schluſſes der Annahme für Stückgüter auf 
6 Uhr nachmittags war daher ſowohl im Intereſſe des allgemeinen 
Verkehrs als auch aus wirtſchaftlichen Gründen inſofern geboten, als 
es nicht angängig war, die Arbeiter und Beamten täglich längere Zeit 
über die Dienſtſtunden hinaus zu beſchäftigen. 

Im übrigen bemerken wir ergebenſt, daß bisher Klagen über den 
Annahmeſchluß um 6 Uhr nachmittags nicht laut geworden ſind. 

Einer der größten Stückgutverſender in Thorn hat erklärt, daß 
der frühere Schluß der Annahme weiter keine Folgen für ihn habe 
als daß er ſeine Wagen jetzt früher nach dem Bahnhof ſenden müſſe 
und er etwaige am ſpäten Nachmittage eingehende Beſtellungen nicht 
immer erledigen könne. Die Folgen der ſpäteren Beſtellung müſſe 
aber der Beſteller tragen. 

Wir bedauern hiernach, den Antrag auf Aufhebung des 6 Uhr— 
Schluſſes ablehnen zu müſſen.“ 
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Thorner CTranſitſätze für Kleie. 


Unter dem 22. April erhielten wir nachſtehendes Schreiben von 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Bromberg: 

„Durch die Tranſitſätze für Thorn, welche auf dortigen Antrag 

vergl. Eingabe an den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 
vom 11. Juli 1899 Nr. 1101 — ſ. Zt. für die aus Rußland kommenden 
und in Thorn zur Aufſackung gelangenden Kleieſendungen eingeführt 
worden ſind, glaubt ſich die Danziger Kaufmannſchaft in ihrem Abſatz— 
gebiet bedroht und wünſcht, daß die Giltigkeit der Thorner Tranſitſätze 
durch die Linie Soldau Jablonowo -Graudenz Laskowitz. Konitz 
Neuſtettin —Kolberg derart begrenzt wird, daß alle an dieſer Linie 
ſowie öſtlich und nördlich von derſelben gelegenen Stationen von der 
eingeführten Vergünſtigung ausgeſchloſſen ſein ſollen. 

Bevor wir hierzu Stellung nehmen, erſuchen wir die geehrte 
Handelskammer ergebenſt um möglichſt baldige Außerung, ob und 
welche Bedenken gegen eine derartige Beſchränkung geltend zu machen 
ſind. Wir bemerken hierbei ergebenſt, daß es bei Annahme dieſer 
Beſchränkung nur erübrigen würde, die an der erwähnten Linie und 
öſtlich und nördlich davon gelegenen Stationen direkt von Alexandrowo 
unter Aufſackung der Sendungen in Thorn bedienen zu laſſen. Bei 
dieſer Abfertigungsweiſe, welche übrigens trotz der Thorner Tranſitſätze 
noch vielfach jetzt gewählt wird, dürften den Intereſſenten Nachteile 
irgend welcher Art nicht erwachſen.“ 

Wir ſchrieben darauf zurück: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
wir es im höchſten Maße bedauern müßten, wenn die Eiſenbahn— 
Verwaltung dem Antrage der Danziger Kaufmannſchaft ſtattgeben 
würde. Die Zulaſſung der Umadreſſierung der von Alexandrowo 
kommenden Kleie in Thorn ohne Frachtverteuerung iſt uns, wie Ihnen 
ja bekannt iſt, erſt nach vieler Mühe gelungen, nachdem die anfangs 
widerſtrebende Landwirtſchaftskammer ſelbſt eingeſehen hatte, daß die 
von uns angeſtrebte Verkehrserleichterung im Intereſſe der Landwirte 
liege. Erſt durch die Möglichkeit, die Waren hier zu beſichtigen und 
darnach die erforderlichen Dispoſitionen zu treffen, kann der hieſige 
Händler die Garantie übernehmen, daß der Käufer die gewünſchte 
Ware erhält, und würde die Umadreſſierung künftig für alle Stationen, 
die jenſeits der Linie Soldau— Jablonowo —Graudenz — Laskowitz.— 
Konitz Neuſtettin — Kolberg liegen, nicht geſtattet werden, jo erwüchſen 
den hieſigen Intereſſenten und ihren Käufern, alſo hauptſächlich den 
Landwirten, allerdings große Nachteile, denn wenn auch die Frachten 
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die gleichen blieben, jo würde doch bei Fortfall der jetzigen Abfertigungs— 
weiſe das Geſchäft erheblich erſchwert werden. 

Welchen Vorteil allerdings die Danziger Händler von der 
Erſchwerung des hieſigen Geſchäfts haben ſollen, iſt uns unklar, denn 
ſelbſtverſtändlich müßte man dann hier darauf verzichten, für die in 
den für Danzig reſervierten Gebieten liegenden Stationen die Beſtim— 
mung erſt hier zu treffen und die teurere Fracht des gebrochenen 
Verkehrs zu zahlen. Es bliebe, wie ja die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion zutreffend bemerkt, den Thorner Händlern nur übrig, den 
Alexandrowo'er Tranſittarif zu benutzen. Dies würde freilich die 
Reklamationen vermehren, weil den Käufern nicht immer die gewünſchte 
Qualität geliefert werden könnte, und ſo würde das hieſige Geſchäft 
wohl geſchädigt werden, doch ohne irgendwelchen Nutzen für die 
Danziger Kaufmannſchaft. 

Wir müſſen geſtehen, daß uns ein ſo eigenartiger Antrag, wie 
der von Danzig eingebrachte, noch nicht vorgekommen iſt. Wir können 
es verſtehen, wenn man Frachtvorteile, die ein anderer hat, auch für 
ſich in Anſpruch nimmt, doch hier handelt es ſich lediglich um einen 
Vorteil der Lage, den Thorn vermöge der Nähe der ruſſiſchen Grenze 
beſitzt. Danzig beſitzt durch die billigen ruſſiſch-deutſchen Tranſitſätze 
große Frachtvorteile, für die wir ſchon eher berechtigt wären, einen Aus— 
gleich zu verlangen, ohne daß uns dies jemals eingefallen wäre. 
Noch viel weniger natürlich würden wir jemals verlangen, daß Danzig 
auf irgend einen Vorteil, den es vermöge ſeiner Lage beſitzt, Verzicht 
leiſte. 

Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ganz ergebenſt, 
den Antrag der Danziger Kaufmannſchaft, der ihr keinen Nutzen uns 
aber nur Schaden bringen kann, abzulehnen.“ 


2. Waſſerſtraßen. 


Strombereiſung. 


Die Bereiſung der Weichſel durch die Weichſelſtrom-Schiffahrts— 
Kommiſſion fand am 23. und 24. Juli ſtatt. Wir waren dabei durch 
unſern Vorſitzenden vertreten. Im Anſchluß an die Bereiſung fand 
eine Sitzung ſtatt, in der u. a. Mitteilungen über die in den Jahren 
1900 und 1901 ausgeführten und über die im Jahre 1902 im Bau 
begriffenen Bauten auf dem Weichſelſtrome gemacht wurden. Darnach 
wurden in den für uns in Betracht kommenden Waſſerbauinſpektionen 
Thorn und Kulm die folgenden Neu- und Ergänzungsbauten aus— 
geführt: 
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a. Waſſerbauinſpektion Thorn. 
43 Buhnen, 
21 Zwiſchenbuhnen, 
2000 m Rauſchen (rejp. Flechtzäune), 
1477 m Deckwerk und 
10 Durchlagen. 

Unter dieſen Bauausführungen iſt hervorzuheben: 

Die Vollendung des Scharnau'er (km 45) und die Herſtellung 
des Brahemünder Deckwerks (km 54), der Bau der Ladebuhne 
Penſau- Gr. Böſendorf (km 37) und die teilweiſe Abtragung der 
Otterau'er Kämpe zur Herſtellung eines beſſeren Hochwaſſerquerſchnitts 
bei km 50. 

In Zlotterie (km 10), Grätz (km 37) und Schulitz (km'46) ſind 
Waſſerbauwartdienſtgehöfte erbaut. 

b. Waſſerbauinſpektion Kulm. 
33 Buhnen und Buhnenverlängerungen, 
4 Coupierungen (Geſamtlänge von 4564 m), 
1 Parallelwerk von 962 m Länge, 

auf der in den Jahren 1899 und 1900 erbauten 
Grundſchwelle, zwiſchen der Schöneich'er Herrenkämpe 
und der Bratwin'er Kämpe km 109 bis 111, 

44 Buhnenköpfe alter Konſtruktion ausgebaut und 

abgepflaſtert, 

Unter den Bauausführungen iſt hervorzuheben: 

Die vom Deichverbande der Kulm'er Amtsniederung erbaute 
Verladeſtelle bei Kokotzko iſt ſeit dem Herbſt 1900 im Betriebe. 

Die für die Schiffahrt bei Hochwaſſer beſchwerlichen Einrichtungen 
der Maſtenkrahnanlage in Fordon ſind im Laufe des Jahres 1901 
ergänzt und verbeſſert durch: 

1. Verlängerung des Deckwerks oberhalb der oberen Majten- 
krahnanlage um 90 m und Verlegung der Verladeſtelle zur beſſeren 
Ausnutzung des Deckwerks für die am Krahn anlegenden Kähne. 

2. Verlängerung des Deckwerks unterhalb des unteren Majten- 
krahns um 160 m bis zur Hafeneinfahrt zu gleichem Zwecke. 

3. Aufhöhung des Terrains hinter dem Deckwerk in ganzer Länge 
bis zum hohen Ufer auf + 40 m am Pegel zu Kulm, entſprechend 
dem höchſten ſchiffbaren Waſſerſtande, zur Verhütung der früher 
hinderlichen Querſtrömungen. 

4. Herſtellung eines feſten Treidelweges. 

5. Verlängerung der Maſtenkrahndämme ſoweit, daß die mechaniſche 
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Treidelvorrichtung auch bei höchſtem ſchiffbaren Waſſerſtande betriebs⸗ 
fähig bleibt. 

6. Einrichtung einer großen Zahl von Anbinderingen auf dem 
hochgelegenen und Vermehrung deren Zahl auf dem tiefgelegenen 
Treidelſtege. 


7. Erſatz der Bojen zum Feſtlegen der die Maſtenkrähne auf * 


der Talfahrt benutzenden Kähne durch ein 18,5 m langes und 3,10 m 
breites, mit 8 Anbinderingen verſehenes Floß. 

Im Vorjahre waren folgende Bauausführungen geplant: 

a. Im Bezirk der Waſſerbauinſpektion Thorn. 
Es ſollen beendet werden: 

1. Die Arbeiten von 15 Werken und Verlängerung von 6 Werken, 
die Arbeiten an den Zwiſchenbuhnen bei Gurske, Wimislowo, Wodek, 
Schulitz, Otteraue, Scharnau und Steinort. 

Neu begonnen werden: 

1. Die Verlängerung des Ottlotſchiner Deckwerks. 

2. Die Regulierung der Drewenz von Antoniewo bis zur Mündung. 

3. Die Verlängerung der Werke Rudak. Podgorz 22 bis 29 und 
des Rudak'er Deckwerks ſowie der Neubau des Werks Rudak— Podgorz 
Nr. 30. 

4. Der Neubau von 4 Zuwiſchenwerken bei Schloßkämpe 
Kleinkämpe. 

Außerdem iſt ein Vorverſuch für eine Regulierung des Niedrig— 
waſſerquerſchnitts durch Längswerke in Ausſicht genommen worden. 
b. Im Bezirk der Waſſerbauinſpektion Kulm. 

In der Ausführung ſind begriffen: 

1. Der Bau von 7 neuen Buhnen am linken Ufer von Fordon 
bis Grabowo (km 56 bis 74). 5 

2. Die Fertigſtellung von 5 Buhnen auf beiden Ufern der vor— 
bezeichneten Stromſtrecke. 

3. Der Neubau von 3 Buhnen und Fertigſtellung von 7 Buhnen 
aus dem Vorjahre auf beiden Ufern von km 77 bis 9555. 

4. Der Neubau von 7 Buhnen gegen Bienkowko am rechten 
Ufer km 79 bis 82. 

5. Die Fertigſtellung von 4 Buhnen aus dem Vorjahre gegen 
Schöneich'er Herrenkämpe am linken Ufer km 106 bis 108 und 

6. Der Neubau von 700 m Deckwerk an der Bratwin'er und 
Michlau'er Kämpe, linkes Ufer km 112 bis 116. 

Ferner kam auf der Sitzung ein Antrag, der auch uns ſchon 
beſchäftigt hat, zur Beſprechung. Die Handelskammer in Bromberg 


— 
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57 
und der Verein deutſcher Holz- und Flößerei-Intereſſenten zu Brom— 
berg beantragten, den Zollbeamten des Grenzzollamts Schillno 
geeignete Dampfbarkaſſen zur Verfügung zu ſtellen, damit ſie jederzeit 
und überall an die Holztraften herankommen und dieſe erforderlichen 
Falls bei Hochwaſſer, Sturm ꝛc. bis zur ermöglichten Lagerſtelle 
begleiten können, um hier die etwa erforderliche Reviſion oder Abferti— 
gung der Floßhölzer vorzunehmen. 

Der Referent begründete den Antrag wie folgt: 

„Bei Schillno beſteht für die Flöße die Vorſchrift, zwiſchen 
beſtimmt ſeſtgelegten Grenzen anzuhalten, damit die zollamtliche Unter— 
ſuchung ſtattfinden kann. 

Da die Flußſohle dort ſteinig und die Strömung ſtark iſt, gelingt 
das Anhalten häufig nicht. Hieraus erwachſen den Flößern häufig 
große Unannehmlichkeiten, indem ſie wegen Nichtbefolgung der polizei— 
lichen Vorſchriften belangt werden, obgleich ſie doch durch höhere 
Gewalt am Anhalten verhindert würden. 

Es iſt deshalb durchaus erforderlich, daß den Beamten zur 
Erleichterung des Zollverkehrs Dampfbarkaſſen überwieſen werden.“ 

Der Herr Oberpräſident wurde gebeten, die Flößer in dieſer 
Sache zu unterſtützen. 


Bolzhafen. 


Dem Herrn Oberpräſidenten ging Ende April nachſtehender 
Miniſterialerlaß zu: 

„Entſprechend dem von unſern, des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten und des Finanzminiſters, Kommiſſaren vertretenen Stand— 
punkte in der am 3. d. Mts. hier ſtattgefundenen Verhandlung mit 
dem Erſten Bürgermeiſter und dem Vorſitzenden der Handelskammer 
zu Thorn erklären wir uns vorbehaltlich der Bereitſtellung der erforder⸗ 
lichen ſtaatlichen Mittel durch den Staatshaushaltsetat bereit, die 
Herſtellung eines Holzhafens bei Thorn durch eine zu gründende 
Aktiengeſellſchaft in der Weiſe zu fördern, daß der Staat bei der 
Gründung nicht bevorzugte Stammaktien im Betrage von 1500000 Mk 

einer Million fünfhundert Tauſend Mark — unter folgenden 
Bedingungen übernimmt: 

1. Das Grundkapital der mit dem Sitze in Thorn zu errichtenden 
Aktiengeſellſchaft zur Herſtellung und zum Betriebe des Holzhafens bei 
Thorn iſt auf 3000000 Mk. — Drei Millionen Mark — feſtzuſetzen. 

2. Das Grundkapital iſt in 1500 Vorzugsaktien und 1500 Stamm⸗ 
aktien über je 1000 Mk. auf den Inhaber zu zerlegen. 
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3. Die Vorzugsaktien gewähren den Anſpruch auf eine vorzugs— 
weiſe Beteiligung an dem jährlichen Reingewinn der Aktiengeſellſchaft 
gemäß Ziffer 4. Außerdem ſind für die auf die Vorzugsaktien ein- 
gezahlten Beträge vom Tage der Einzahlung bis zum Tage der Betriebs— 
eröffnung des Holzhafens jährliche Bauzinſen in Höhe des Reichs— 
bankdiskonts, höchſtens aber 4% zu entrichten. = 

4. Aus dem jährlichen Reingewinn, der nach Deckung aller Ver— 
waltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie der Verzinſung 
und planmäßigen Tilgung der etwa ausgegebenen Schuldverſchreibungen 
ſich ergibt, ſind zunächſt die geſetzlich vorgeſchriebenen Rücklagen zum 
Reſervefonds zu machen. 

Sodann erhalten die Inhaber der Vorzugsaktien bis zu 2 % 
des Nennwertes ihrer Aktien als Gewinnanteil. 

Der dann vom Reingewinn noch verbleibende Betrag wird auf 
die Inhaber der einzelnen Vorzugs- und Stammaktien gleichmäßig bis 
zu 2 9% des Nennwertes ihrer Aktien verteilt. Sodann fällt den 
Inhabern der Stammaktien ein weiterer Gewinnanteil bis zu 1 “% des 
Nennwertes ihrer Aktien zu. Jedoch wird während der erſten ſieben 
Jahre nach der Betriebseröffnung des Holzhafens den Inhabern der 
Vorzugsaktien zunächſt ein Gewinnanteil bis zu 4 %, des Nennwertes 
ihrer Aktien und dann erſt den Inhabern der Stammaktien ein 
Gewinnanteil bis zu 3 % des Nennwertes ihrer Aktien gewährt. 

Des weiteren iſt ein Betrag bis zu 15000 Mk. (d. i. 1 % des 
Nennwertes der urſprünglich vorhandenen Vorzugsaktien) zur Ein— 
ziehung der Vorzugsaktien zu verwenden. 

Der Überreſt des Reingewinnes iſt unter die Inhaber der Vor— 
zugsaktien aufzuteilen, bis dieſe einen Gewinnanteil von 5 “% des 
Nennwertes ihrer Aktien erlangt haben. i 

Der ſchließlich dann noch übrig bleibende Betrag hat zur weiteren 
Einziehung der Vorzugsaktien Verwendung zu finden. 

Sind jedoch Erlöſe aus dem Verkauf von Gelände erzielt, ſo iſt 
der nach Abzug der Rücklagen zum Reſervefonds verbleibende Rein— 
gewinn bis zum Betrage dieſer Erlöſe an erſter Stelle, alſo vor 
Gewährung von Gewinnanteilen an die Inhaber der Vorzugs- und 
Stammaktien zur außerordentlichen Tilgung zunächſt der etwa aus— 
gegebenen Schuldverſchreibungen und dann zur Einziehung der Vorzugs— 
aktien zu verwenden. 

5. Die Einziehung der Vorzugsaktien kann ſowohl mittelſt Ankaufs 
als auch mittelſt Auslooſung und Kündigung erfolgen, wie im Geſell— 
ſchaftsvertrag ausdrücklich vorzuſehen iſt. 


6. Inſoweit die Vorzugsaktien nicht von der Stadtgemeinde 
Thorn oder andern öffentlichen Verbänden übernommen werden, hat 
dieſe Stadtgemeinde für ihre volle Einzahlung Seitens der Zeichner 
Bürgſchaft zu leiſten. 
7. In dem Geſellſchaftsvertrag iſt der Erwerb der ganzen Kor— 
zeniec-Kämpe und die laſtenfreie und unentgeltliche Übereignung des— 
jenigen Teils derſelben, welcher ſtromſeitig des hochwaſſerfreien Hafen- 
deichs liegt, an den Staat vorzuſehen. 
8. Schließlich iſt in dem Geſellſchaftsvertrag für den Staat, 
ſolange er ſich im Beſitze der bei der Gründung übernommenen Aktien 
befindet, auszubedingen, daß 
J. ſofern nicht ein vom Staat beauftragter Beamter als Mitglied 
dem Aufſichtsrat angehört, der Staat berechtigt iſt, einen Ver⸗ 
treter zu benennen, der an allen Sitzungen des Aufſichtsrates 
mit beratender Stimme Teil zu nehmen befugt und zu den 
Sitzungen einzuladen iſt und, daß 

II. die Genehmigung des Staates erforderlich iſt 


a. 


zu Abänderungen des Geſellſchaftsvertrages, 


b. zu Abweichungen von dem beiliegenden bei der Nach— 


h. 


prüfung auf 3300000 ME. feſtgeſtellten Koſtenanſchlage 
vom März 1901 und zu Veränderungen und Erweite- 
rungen des Holzhafens, 


zu Verträgen über die Herſtellung und Ausrüſtung des 


Holzhafens und zur Abnahme des letzteren aufgrund 
dieſer Verträge, 


. für den Etat der Betriebsausgaben und deſſen Über— 


ſchreitung, 


zur Aufnahme von Anleihen und zur Verpfändung des 


Holzhafens im ganzen oder von Teilen desſelben, 


für Verträge, durch welche der Betrieb des Holzhafens 


einem Dritten übertragen werden ſoll, 


. zur Veräußerung des Holzhafens im ganzen oder ein— 


zelner zu demſelben gehöriger Grundſtücke, 

zur Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen, 
zur Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der Aktien— 
geſellſchaft. 


Den weitergehenden Wünſchen, welche dahin gingen, den Vor— 
zugsaktien vorweg einen Gewinnanteil von 4% dauernd oder 
wenigſtens für zehn Jahre von der Betriebseröffnung des Holzhafens 
ab zuzugeſtehen, kann nicht ſtattgegeben werden. Denn nach der vor— 


3. 


gelegten Rentabilitätsberechnung von dem Holzhafen iſt anzunehmen, 
daß das in den Vorzugsaktien anzulegende Kapital ſchon bei Gewährung 
der diesſeits zugebilligten Vorteile eine ſichere, ausreichende Verzinſung 
erfahren wird.“ 

Eine Abſchrift dieſes Erlaſſes erhielt die Geſellſchaft zur Förderung 
des Holzhafenbaues durch den Herrn Regierungspräſidenten mit der“ 
Aufforderung, ſo ſchleunig wie möglich für die Unterbringung des nach 
Abzug des ſtaatlichen und ſtädtiſchen Koſtenanteils verbleibenden 
Koſtenreſtes zu ſorgen und ſpäteſtens bis zum 25. Juni nachzuweiſen, 
in welcher Weiſe die Einzahlung dieſes Reſtes ſicher geſtellt ſei. 

Die Geſellſchaft wandte ſich hierauf in folgendem Rundſchreiben 
an diejenigen Firmen, bei denen man ein Intereſſe an dem Holzhafen 
vorausſehen konnte: 

„Auf Veranlaſſung der Handelskammer zu Thorn iſt unter Leitung 
und Beauſſichtigung des Königlichen Waſſerbau-Inſpektors Herrn 
Baurat Nieſe für die Anlage eines Holzhafens auf der Korzeniec— 
Kämpe bei Thorn ein Projekt aufgeſtellt worden, das nach dem dazu 
gefertigten Koſtenanſchlage einſchließlich der Koſten für die Ver— 
längerung des Neſſau'er Niederungsdeiches und für den Ankauf der 
Korzeniec-Kämpe einen Geſamtaufwand von 3000000 Mk. erfordert. 
Das Projekt ſieht ein Haupthafenbecken von 45 Hektar zur Aufnahme 
von 150 durchſchnittlich 3000 Quadratmeter umfaſſenden Traften vor. 
Der tote Weichjelarm, die Hafenſtraße und die Hafeneinfahrt mit 
etwa 24 Hektar gewähren Raum für ungefähr 80 Traften, ſodaß das 
zur Verfügung ſtehende Hafenwaſſer rund 230 Traften aufzunehmen 
geeignet iſt. Davon werden im Haupthafen und im toten Weichjel- 
arm mit 48 Hektar ſtändig ohne Störung des Hafenbetriebes 160 
Traften untergebracht werden können, während die ferneren 70 Traften 
nur in Notfällen, alſo beſonders bei drohendem Hochwaſſer in der 
Hafenſtraße und der Hafeneinfahrt Unterkunft finden dürfen. Als 
durchſchnittliches Lagergeld wird von uns aufgrund weitgehender 
Ermittelungen und Erörterungen vorbehaltlich einer ſpäteren Tarifierung 
im einzelnen ein Betrag von 30 Mk. pro Traft und Woche für billig 
und angemeſſen erachtet. Die Höhe der Belegung wird für 26 Wochen 
im Sommer und Herbſt auf 160 Traften, für die anderen 26 Wochen 
im Winter und Frühling mit 50 Traften in Anſchlag gebracht. 

Werden dieſe Ziffern zu ke m jo ergibt ſich ein Lagergeld 
von 160 mal 30 mal 26 .. . 124800 Mk. und 
von 50 mal 30 mal 2. 5 .. . 39 000 Mk. 


zuſammen 163 800 Mk. 


Eine unabhängig von dieſer Ermittelung jeitens hieſiger Sach— 
verſtändiger getroffene Feſtſtellung, die eine anderweite Abgrenzung 
der einzelnen Lagerperioden vornimmt, kommt annähernd zu demſelben 
Reſultat, nämlich auf einen Ertrag von 164700 Mk. 

Es wird darnach abgeſehen von etwaigen Einnahmen aus Holz— 
lagerplätzen ꝛc. mit einer jährlichen Einnahme von rund 164000 Mk. 
zu rechnen ſein. 

Die Königliche Staatsregierung iſt bereit, unter den in dem 
umſeitig abgedruckten Erlaß vom 25. April d. Is. ausgeſprochenen 
Bedingungen die zweite Hälfte des erforderlichen Kapitals mit 
1500000 Mk. ihrerſeits zur Verfügung zu ſtellen. f 

Die erſte Hälfte mit 1500000 Mk. ſoll anderweitig aufgebracht 
werden. Zur Erleichterung deſſen wird ſie während der Bauzeit aus 
Mitteln des Koſtenanſchlages verzinſt und demnächſt dahin bevorzugt, 
daß ihre Verzinſung während der erſten 7 Betriebsjahre mit vollen 
4 %, für die fernere Zeit mit 20% den ſtaatlichen 1500000 Mk. vor⸗ 
angeht und mit weiteren 2 “% gleichmäßig mit den ſtaatlichen Geldern 
konkurriert, für welche letzteren dann erſt noch 1 %, alſo 3 % in 
maximo in Anſatz kommen. Für das Vorzugskapital kann zudem eine 
Steigerung der Verzinſung bis zu 5 % erreicht werden. 

Dies vorausgeſchickt ſteht der Einnahme von 164000 Mk. folgende 
Ausgabe gegenüber: 

I. Betriebs- und Unterhaltungskoſten nach den ver— 

ſchiedenen Erörterungen in EEE dc. feſt⸗ 


zuſetzen auf jährlich .. . 40000 Mk. 
2. Geſetzlicher Beitrag zum Reſervefonds circa. 6000 Mk. 

3. Verzinſung von 1500000 Mk. à 4 % und 
1500000 Mk. à 3 % mmm. 105 000 Ml. 
151000 Mk. 


Der Reſt verbleibt zur Tilgung und eventl. zu weiterer Verfügung. 

Alle Aufſtellungen bei den Einnahmen ſind äußerſt vorſichtig 
gemacht, die Betriebs- und Unterhaltungskoſten dürften reichlich 
bemeſſen ſein. Eine Rentabilität des Unternehmens erſcheint darum 
zweifellos, eine Verzinſung des geſamten Anlagekapitals iſt geſichert. 
Darnach muß die Beteiligung an den erſten, bevorzugten 1500000 Mk. 
als unbedingt ſichere Kapitalsanlage bezeichnet werden. 

Es iſt ja allgemein bekannt, daß für den Holzhandel und die 
Holzinduſtrie Oſtdeutſchlands der Hafen ganz bedeutende Vorteile 
bieten wird. Er wird den Holzimporteuren einen ſicheren Aufenthalt 
ihrer Hölzer auf der Weichſel gewährleiſten und dadurch die Einfuhr 
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von ruſſiſchen und galiziihen Hölzern vermehren, ſodaß die oſtdeutſche 
Holzinduſtrie mit Zuverſicht auf dauernde für ihre Exiſtenz notwendige 
Zufuhren rechnen kann. 

Von ausſchlaggebender Bedeutung wird auch der Hafen für die 
wirtſchaftliche Entwicklung der Stadt Thorn ſein, wie dies ja durch 
die ſympathiſche Stellungnahme der Stadt zu dem Projekt dokumentiert. 
wird. 

Uns iſt nun eine Abſchrift des nebenſtehend abgedruckten 
Miniſterialerlaſſes von der Königlichen Regierung in Marienwerder 
mit dem Erſuchen zugegangen, nunmehr ſo ſchleunig wie möglich für 
die Unterbringung des nach Abzug des ſtaatlichen und ſtädtiſchen 
Koſtenanteils verbleibenden Koſtenreſtes zu ſorgen und ſpäteſtens bis 
zum 25. Juni d. Is. nachzuweiſen, in welcher Weiſe die Einzahlung 
dieſes Reſtes ſicher geſtellt ſei. Der ſtädtiſche Koſtenanteil iſt aller- 
dings bis jetzt noch nicht feſtgeſtellt worden, doch iſt ſicher, daß die 
Stadt Thorn, entſprechend ihrem Intereſſe an dem Hafen, ſich mit 
einer beträchtlichen Summe beteiligen wird. Unſre Aufgabe wird es 
daher ſein, einen möglichſt hohen Betrag aus Privatkreiſen aufzu— 
bringen, und zwar wenden wir uns an alle diejenigen, die ein 
Intereſſe an der Herſtellung des Hafens haben. Wir fordern daher 
auch Sie ganz ergebenſt auf, Sich an dieſem Unternehmen, deſſen 
Solidität ja durch die Beteiligung des Staates und der Stadt Thorn, 
gewährleiſtet iſt, ebenfalls zu beteiligen und zwar dadurch, daß Sie 
Sich zunächſt uns gegenüber verpflichten, im Falle der Gründung 
einer Aktiengeſellſchaft zum Bau eines Holzhafens bei Thorn mit den 
in dem Miniſterialerlaß vom 25. April 1902 feſtgeſetzten Beſtimmungen 
eine gewiſſe Anzahl Aktien à 1000 Mk. zu zeichnen. Damit wir 
möglichſt bald über den Umfang der Beteiligung aus Privatkreiſen 
unterrichtet ſind, bitten wir ergebenſt, den beiliegenden Verpflichtungs⸗ 
ſchein auszufüllen und ihn uns bis ſpäteſtens zum 20. d. Mts. zugehen 
zu laſſen. Dieſe Beſchleunigung iſt notwendig, damit der Kojten- 
anteil des Staates noch in den Etat des nächſten Jahres aufgenommen 
werden kann. N 

Falls Sie über irgend einen Punkt nähere Auskunft haben 
wollen, ſind wir hierzu natürlich gerne bereit, bitten aber nochmals, 
Ihre Entſchließung möglichſt zu beſchleunigen.“ 0 

Leider erfolgte darauf nur eine wider Erwarten geringe Beteiligung, 
ſodaß ſich die Stadt Thorn veranlaßt ſah, das geſamte fehlende 
Aktienkapital zu übernehmen, damit das Projekt nicht zum Scheitern 
komme. Daraufhin iſt auch die erſte Rate des Staates in Höhe von 
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400000 Mk. in den Etat aufgenommen und bewilligt worden, ſodaß 
der Bau im Laufe dieſes Sommers hoffentlich begonnen wird. 


Verkehr auf der Drewenz. 


Von dem Herrn Regierungspräſidenten ging uns im September 
folgende Anfrage zu: 

„Ich erſuche um eine baldgefällige Auskunft, ob eine Bahnlinie 
von Oſterode über Gilgenburg in der Richtung auf Soldau auf den 
zur Zeit auf der Drewenz ſtattfindenden Verkehr von Einfluß ſein, 
und in welcher Richtung derſelbe vorausſichtlich liegen würde.“ 

Unſre Antwort lautete: 

„Ew. Hochwohlgeboren erwidern wir gehorſamſt, daß eine Bahn— 
linie von Oſterode über Gilgenburg in der Richtung auf Soldau auf 
den zur Zeit auf der Drewenz ſtattfindenden Verkehr, der ſich in der 
Hauptſache ja nur auf wenige Holzflöße beſchränkt, von keinem Einfluß 
ſein würde. Ein größerer Güterverkehr wird ſich auf der Drewenz nur 
dann entwickeln können, wenn ſie ſchiffbar gemacht werden würde, wie 
dies ja ſchon vor Jahrzehnten von der Königlichen Staatsregierung 
projektiert war. Eine ſolche Regulierung würde auf das Wirtſchafts— 
leben von Weſt- und Oſtpreußen einen äußerſt wohltätigen Einfluß 
ausüben namentlich dann, wenn man die Drewenz durch einen Kanal 
mit dem maſuriſchen Seengebiet verbinden würde. Da die Drewenz 
zwiſchen Strasburg und Leibitſch Grenzfluß iſt, ſo würde allerdings 
zu ihrer Schiffbarmachung ein Staatsvertrag mit Rußland nötig ſein, 
doch glauben wir nicht, daß man hierbei auf große Schwierigkeiten 
ſtoßen würde, denn Rußland hat ja auch mit Oſterreich-Ungarn einen 
Staatsvertrag über die Regulierung der Weichſel, ſoweit dieſe Grenz— 
fluß zwiſchen Rußland und Oſterreich iſt, abgeſchloſſen. Auch die 
jüngſten Verhandlungen zwiſchen Preußen und Rußland über die 
Regulierung der Weichſel haben erwieſen, daß Rußland in dieſen 
Fragen heute eine entgegenkommendere Stellung einnimmt als früher, 
und es ſcheint daher jetzt der günſtigſte Zeitpunkt gekommen zu ſein 
ſich auch wegen der Drewenzkanaliſierung mit Rußland ins Ein— 
vernehmen zu ſetzen. Wir würden es daher mit Freuden begrüßen, 
wenn Ew. Hochwohlgeboren dieſe Frage höheren Orts zur Sprache 
bringen würden. Daß im Falle der Schiffbarmachung der Drewenz 
eine Eiſenbahnlinie Oſterode —Gilgenburg — Soldau von günſtigem 
Einfluß auf den Drewenzverkehr ſein würde, ſcheint fraglos, ohne daß 
wir freilich im ſtande wären, über die Größe dieſes Einfluſſes irgend— 
welche nähere Angaben machen zu können.“ 


ANogat⸗Abſchluß 


Das Bureau für den Nogat-Abſchluß ſchrieb uns unter dem 
27. März: 

„Zur Zeit wird hier in dem von der Königlichen Weichſel— 
Strombauverwaltung und der hieſigen Königlichen Waſſerbauinſpektion 
reſſortierenden Bureau eine amtliche Denkſchrift über den Abſchluß der 
Nogat bearbeitet. Hierbei ſoll die Kanaliſierung dieſes Mündungs— 
armes in Ausſicht genommen werden, der dadurch zu einer leiſtungs— 
fähigen Schiffahrtſtraße zur Vermittlung des Verkehrs der dortigen 
Gegend wird ſowohl mit den an ihm gelegenen Ortſchaften als auch 
vor allem mit den darüber hinaus gelegenen Handelsplätzen Elbing, 
Königsberg, Pillau, Memel, Tilſit und den am Pregel, Gr. Friedrichs 
graben und Memel gelegenen Ortſchaften. 

Wenngleich abgeſehen von dem für die Schiffahrt z. Zt. über- 
haupt kaum in Betracht kommenden Nogatſtrom nach den genannten 
Gegenden hin der Waſſerverkehr gegenwärtig nur mit Fahrzeugen von 
etwa 150 Tonnen und auf dem Umwege durch die Elbinger Weichſel 
möglich iſt, ſo wird ſich vorausſichtlich der Nogatſtrom von vornherein 
ſo geſtalten laſſen, daß auf ihm Schiffe von mindeſtens 400 Tonnen 
Ladefähigkeit verkehren können, und daß er ſich damit in das durch 
die waſſerwirtſchaftliche Vorlage ſ. Zt. geplante Waſſerſtraßennetz des 
preußiſchen Staats als wichtiges Glied vollkommen einfügen wird. 

Zur Gewinnung tatſächlicher Unterlagen über den auf der Nogat 
zu erwartenden Verkehr wäre eine Auskunft ſehr erwünſcht 

a. über die Größe des Schiffsverkehrs in den letzten 5 Jahren 
mit den genannten Gegenden, 

b. welche Güter, die z. Zt. auf die Eiſenbahn angewieſen ſind, 
nach Kanaliſierung der Nogat vorausſichtlich auf den Waſſer— 
weg übergehen werden, und in welcher Menge dies ſchätzungs— 
weiſe jährlich zu erwarten ſteht. 

Die Handelskammer wird ergebenſt gebeten, zur Förderung dieſer 
Angelegenheit die gewünſchten Annen tunlichſt bald geneigteſt mit- 
teilen zu wollen.“ 

Wir erwiderten darauf: 

„In der Anlage überſenden wir Ihnen ergebenſt eine Nachweiſung 
des Güterverkehrs der Flußfahrzeuge in den Jahren 18971901 
zwiſchen Thorn und Königsberg, wobei wir jedoch bemerken müſſen, 
daß die genannten Fahrzeuge auf ihrer Fahrt einen Teil ihrer Ladung 
auf den Zwiſchenſtationen gelöſcht haben, ohne daß wir im ſtande 
wären, die Größe dieſer Gütermengen anzugeben. 
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Nachweiſung 


des Güterverkehrs der Flußfahrzeuge in den Jahren 1897-1901 zwiſchen Thorn und Königsberg: 
a. von Thorn nach Königsberg. 
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Daß nach Kanaliſierung der Nogat dieſer Verkehr ſich jteigern 
wird, erſcheint uns fraglos, doch iſt es uns gänzlich unmöglich anzu— 
geben, welche Güter, die z. Zt. auf den Eiſenbahnweg angewieſen ſind, 
dann auf den Waſſerweg übergehen werden und in welchem Umfange 
dies geſchehen wird. Da jedoch die Verkürzung der Fahrt durch die 
Nogatkanaliſierung ganz erheblich ſein wird und auch durch die Ver-“ 
wendung tragfähigerer Fahrzeuge eine bedeutende Frachtermäßigung 
entſtehen muß, ſo wird es ſich dabei um ganz beträchtliche Güter— 
mengen handeln.“ 


III. Zoll- und Steuerweſen. 


Bandelsverträge. 


Im April forderte der Deutſche Handelstag jeine Mitglieder auf, 
die in Bezug auf den Abſchluß neuer Handelsverträge gehegten 
Wünſche zu äußern. Wir beſchränkten uns hierbei auf den einzigen 
für uns in Betracht kommenden Handelsvertrag, dem mit Rußland, 
und äußerten zu den einzelnen Punkten folgende Wünſche: 


Gewerbliche Niederlaſſung und Ausübung des Gewerbebetriebs. 

Es muß darauf hingewirkt werden, daß deutſche Untertanen 
moſaiſcher Religion nicht auch weiterhin ungünſtiger behandelt werden, 
als die übrigen Deutſchen. Jetzt erhalten Juden, die nach Rußland 
reiſen wollen, nur dann das Viſum eines ruſſiſchen Konſulats, wenn 
ſie nachweiſen, daß ſie im Auftrage einer im Handelsregiſter ein— 
getragenen Firma reiſen. Es erhält alſo nur der jüdiſche Kaufmann 
die Erlaubnis, Rußland zu betreten, aber auch dieſer wird gegenüber 
den übrigen Ausländern ungünſtiger behandelt, namentlich bezüglich 
der erhobenen Steuern. Juden, die nicht Kaufleute ſind, dürfen ſelbſt 
zum Beſuch von Verwandten nicht nach Rußland kommen, auch iſt 
z. B. jüdiſchen Ärzten, die zur Konſultation nach Rußland berufen 
werden, die Überſchreitung der Grenze verwehrt. Allerdings kann der 
Miniſter des Innern in einzelnen Fällen Ausnahmen geſtatten, doch 
dauert es oft wochenlang, ehe auf ſelbſt telegraphiſche Anfrage hin 
ein Beſcheid erteilt wird. 

Vaß weſen. 


Jeder deutſche Untertan, der auf einen Paß hin nach Rußland 
reiſen will, hat zunächſt dieſen Paß von einem ruſſiſchen Konjul 
viſieren zu laſſen, doch gilt dieſes Paßviſum nicht für die ganze Zeit 
der Giltigkeit des Paſſes, ſondern nur ½ Jahr, für Juden ſogar nur 
½ Jahr. Derjenige Ausländer, der ſich ſodann auf dieſen Paß hin 
nach Rußland begeben hat, muß, einerlei wie lange er ſich dort auf— 
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hält, ehe ihm der Austritt wieder geſtattet wird, jeinen Paß zunächſt 
in Rußland viſieren laſſen. 

Dieſe Vorſchriften haben mannigfache Unbequemlichkeiten im 
Gefolge. Zunächſt iſt es mißlich, daß das einmal erteilte Viſum nicht 
für die Dauer der Giltigkeit des Paſſes, der meiſt für Jahresdauer 
ausgeſtellt iſt, in Geltung bleibt, da derjenige, der plötzlich nach Ruß— 
land reiſen muß und ſieht, daß ſein Viſum abgelaufen iſt, dadurch oft 
die Reiſe verſchieben muß, während er den Termin zur Erneuerung 
des Paſſes ſelten verſäumen wird. Seine Begründung findet die 
Anordnung in innerruſſiſchen Vorſchriften, wonach ein Ausländer, der 
ſich ein halbes Jahr auf einen Auslandspaß in Rußland aufgehalten 
hat, nach dieſer Zeit ſeinen Paß bei den ruſſiſchen Behörden deponieren 
muß. Er erhält dann dafür einen ruſſiſchen Paß. 

Das Viſum müßte überhaupt abgeſchafft werden, denn Deutſch— 
land verlangt ja auch nicht von den hierher kommenden Ruſſen, daß 
ihre Päſſe von deutſchen Konſuln viſiert werden. 

Falls jedoch Rußland nicht auf die Erteilung des Viſums durch 
den Konſul verzichten will, ſo wäre wenigſtens zu beantragen, daß 
das Viſum für die Dauer des Paſſes gilt. 

Mißlich it ferner die Einholung des Paßviſums in Rußland vor 
dem Wiederaustritt, beſonders wenn es ſich um einen kurzen Aufenthalt 
von 1—3 Tagen handelt. Das Viſum iſt häufig nicht an dem Orte 
zu erhalten, an dem ſich der Fremde aufhält, ſodaß er gezwungen iſt, 
nur der Viſierung halber in die Kreisſtadt zu fahren und dadurch 
ſeinen Aufenthalt ohne Nutzen zu verlängern, zumal da Sonntags 
ein Viſum überhaupt nicht erteilt wird. Es müßte daher die Beſtim— 
mung getroffen werden, daß man im Falle eines Aufenthalts von 
höchſtens 3 Tagen ein Viſum überhaupt nicht einzuholen brauchte. 

Zur Erleichterung des Grenzverkehrs wäre ferner zu wünſchen, 
daß in Rußland die Grenzlegitimationskarten, die jetzt nur in den 
Kreisſtädten zur Ausgabe gelangen, in allen größeren Ortſchaften des 
Grenzbezirks erteilt werden dürfen. 

Ausbefferungsverkeßr. 

Die Behandlung der zur Ausbeſſerung von Rußland nach 
Deutſchland geſandten Waren entſpricht nicht den Intereſſen des Handels 
und der Induſtrie. Bei der umfangreichen Einfuhr deutſcher Maſchinen 
nach Rußland kommt es häufig vor, daß irgend ein Stück zerbrochen 
iſt und nach der deutſchen Fabrik zur Reparatur geſchickt werden muß. 
Die zollfreie Wiedereinfuhr, für die zunächſt die Erlaubnis des Finanz— 
miniſteriums eingeholt werden muß, iſt aber mit ſoviel Schwierigkeiten 
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verknüpft und die Identitätsfeſtſtellung iſt ſo kompliziert, daß gewöhnlich 
von den Abſendern auf dieſes Benefizium verzichtet wird. Hier wäre 
eine Vereinfachung dringend nötig. 

Wiederausfuhrverkehr. 

Es muß unbedingt angeſtrebt werden, daß das Deckungs- und 
Befeſtigungsmaterial keiner Verzollung unterliegt. Es kommen hierbei“ 
beſonders die Muſterkoffer von Reiſenden in Frage, denn jetzt wird 
häufig nicht nur die Verzollung des Inhalts verlangt, ſondern auch 
des Koffers ſelber. Ferner werden jetzt den Verladern von Waren, 
die in offenen Wagen bis an die ruſſiſche Grenze gehen und mit 
Privatplänen bedeckt ſind, bei der Zurückſendung dieſer Pläne große 
Schwierigkeiten bereitet, und es dauert oft monatelang, bis die Pläne 
zurückkommen. Es liegt dies teilweiſe an den Zollvorſchriften, teilweiſe 
an der Behandlung dieſer Retourware durch die Bahnorgane. Die 
Zollkammer verlangt jetzt, daß dieſe Pläne beſonders deklariert werden, 
und erhebt hierfür die üblichen Deklarationsgebühren. 

Zollabfertigung. 

Zur Hebung des Verkehrs auf der Weichſel wäre es nötig, daß 
die obligatoriſche Verzollung der auf dem Strom ankommenden 
Sendungen in Nieszawa wegfiele und die von Neufahrwaſſer und 
Danzig nach Ruſſiſch-Polen beſtimmten Güter tranſito auf dem Waſſer— 
wege nach Warſchau fahren und dort verzollt werden könnten. Ebenſo 
müßte ein Tranſitverkehr zwiſchen den ruſſiſchen Häfen über Danzig 
nach Wloclawek und Warſchau und umgekehrt eingeführt werden. 

Boldeklaration. 

Über die Zolldeklaration ſind beſondere Klagen nicht zu führen. 
Der derzeitige Zuſtand iſt durch das neue ruſſiſche Zollgeſetz den 
Anforderungen des Verkehrs angepaßt und verbeſſert gegenüber der 
Deklarationspflicht, wie ſie in früheren Jahren angeordnet war. Es 
iſt wünſchenswert, daß die beſtehenden Handhabungen auch bei Abſchluß 
des neuen Handelsvertrags feſtgelegt werden, nur müßte die Ver— 
pflichtung, ausländiſche Fakturen zu ſtempeln, in Wegfall kommen. 

Arſprungszeugniſſe. 

Zu erſtreben iſt die Befreiung aller Atteſte (Urſprungsatteſte, 
Desinfektionsatteſte, ärztlicher und polizeilicher Atteſte) von jeder 
Stempelabgabe ſowohl in Deutſchland als in Rußland. Wir bemerken 
hierzu, daß z. Zt. die in Deutſchland ausgeſtellten Urſprungsatteſte der 
Beglaubigung durch ein ruſſiſches Konſulat nicht mehr bedürfen, dagegen 
erhebt an Orten, an denen keine Handelskammern zur Beglaubigung 
der Unterſchrift der Fabrikanten beſtehen, die Polizeibehörde noch häufig 


einen Stempel von 1,50 Mk. Ferner genügt für Desinfeltionsattejte 
die Beglaubigung durch die deutſche Behörde nicht, ſondern es wird 
noch die Legaliſierung durch ein ruſſiſches Konſulat verlangt, was 
beſonders an Orten, an denen kein ruſſiſcher Konſul wohnt, mit 
Schwierigkeiten und Koſten verknüpft it. Das Gleiche gilt für die 
ärztlichen Atteſte, wobei beſonders die tierärztlichen bei Einfuhr von 
Vieh nach Rußland in Frage kommen. 

Tara. 

Die geſetzliche Tara genügt wohl in den meiſten Fällen den tat- 
ſächlichen Verhältniſſen, und es wäre Sache der Fachkreiſe, auf etwaige 
Differenzen hinzuweiſen. Nach den in unſerm Bezirk gemachten 
Erfahrungen iſt bei Baumwolle amerikaniſcher Packung die Tara um 
% 9%, bei gewaſchener Wolle um 1%, zu niedrig angeſetzt. Es kann 
nun allerdings durch Vorlegung einer Faktura mit Brutto- und 
Nettogewichten Verzollung laut der wirklichen Tara herbeigeführt 
werden, doch müßte, um dieſe Art der Verzollung praktiſch verwerten 
zu können, geſetzlich beſtimmt werden, daß auch bei Nettoverzollung 
mit Vorlegung der Faktura nur eine probeweiſe Verwiegung vor— 
genommen werde, da ſonſt wieder die Artellſpeſen zu groß ſein würden. 

Ferner wäre es wünſchenswert, daß bei Baumwolle und ebenſo 
bei Wolle, die aus Karboniſieranſtalten kommen, ein gewiſſer Prozentſatz 
für die Feuchtigkeit, die dieſe in vollſtändig ausgetrocknetem Zuſtande 
zur Verladung gelangenden Waren während des Transports bis zur 
Grenze anziehen, in Abzug gebracht werde. Da z. Zt. eine derartige 
Beſtimmung nicht beſteht, kommen häufig größere Differenzen vor, die 
nur auf die natürliche Zunahme des Gewichts zurückzuführen ſind, von 
der Zollkammer aber als falſche Deklarationen behandelt werden. 

Valuta. 

Bei der Annahme verſchiedener Valuten zeigt Rußland genügendes 
Entgegenkommen, doch iſt mindeſtens die Feſtlegung des gegenwärtigen 
Zuſtandes zu erſtreben, da die betreffenden Beſtimmungen ſonſt jederzeit 
vom ruſſiſchen Finanzminiſter abgeändert werden können. 

Zollſtreitverfahren und Strafen. 

Die Angabe, daß Reklamationen nur angenommen werden, wenn 
die Waren die Zollager noch nicht verlaſſen haben, iſt nicht zutreffend, 
denn man kann auch die Ware unter Zahlung des höheren Zolles 
abnehmen und ein Muſter beim Zoll Departement in St. Petersburg 
einreichen. Die Lagerung der Ware kommt alſo nur dann in Frage, 
wenn die Einfuhr zu dem höheren Zollſatz überhaupt unmöglich wäre 
und das Riſiko einer etwaigen ungünſtigen Entſcheidung nicht über- 


nommen werden könnte. Es wäre hauptſächlich anzuſtreben, daß im 
Falle einer günſtigen Entſcheidung die Ware von dem zur Eingabe 
erforderlichen Stempel und von dem durch die Lagerung in der Zoll— 
kammer erwachſenen Lagergeld befreit werde, da ja für die Folge einer 
unrichtigen Annahme durch die Zollbeamten, wodurch die Reklamationen 
und die damit verbundenen Koſten hervorgerufen ſind, nicht die Ware“ 
belaſtet werden dürfte. Ferner wäre es ſehr wichtig, daß ebenſo wie 
die Reklamationsfriſt vorgeſchrieben iſt, auch die Friſt für die Antwort 
des Zolldepartements feſtgeſetzt würde, denn heute muß man oft 
monatelang warten, bevor man Antwort aus Petersburg bekommt. 
Dadurch wird nicht nur in vielen Fällen die Ware an der Grenze 
feſtgehalten, ſondern die betroffenen Exporteure können auch keine 
weiteren Geſchäfte machen, bevor nicht der Zollſatz für die erſte Sendung 
feſtgeſtellt iſt. a 

Die Strafe für unrichtige und zu ſpäte Deklaration beträgt z. Zt. 
nur noch 3 %, doch wäre trotz der eingetretenen Ermäßigung eine 
weitere Milderung anzuſtreben, beſonders bei formalen Fehlern. Es 
wird nämlich jetzt auch Strafe erhoben, wenn durch die Abſender in 
den Frachtbriefen unrichtige Signaturen oder Nummern angegeben 
ſind. In dieſem Falle wird erſt an die Abgangsſtation Rückmeldung 
gemacht, und wenn die neuen Papiere nicht rechtzeitig eintreffen und 
die Sendung dem Empfänger zur Deklaration freigeſtellt wird, ſo iſt 
die Strafe von 3 % unerläßlich. Es müßte genügen, wenn die 
Empfänger die Identität feſtſtellen und ſich bereit erklären, die Ware 
innerhalb der geſetzlichen Friſt zu deklarieren. 

Sehr wünſchenswert wäre es, wenn man die den ruſſiſchen Zoll— 
beamten für Erhebung von Strafen zugebilligten Prämien abſchaffte, 
da dann die ſehr oft willkürliche Einreihung der eingeführten Ware 
bedeutend ſeltener werden würde. 


Erleichterung der Zollabfertigung. 


Die Zollabfertigung leicht verderblicher Waren müßte beſchleunigt 
und auch deren Vornahme im Paſſagier-Reviſionsſaal jederzeit geſtattet 
werden. 

Die Artellgebühren müßten herabgeſetzt werden, insbeſondere bei 
Wagenladungen, bei denen auch die vollſtändige Entladung möglichſt 
zu vermeiden wäre. Ferner müßte dem Artell eine größere Haftbarkeit 
auferlegt werden, denn dieſes hat jetzt bei der Zollbehandlung das 
Monopol für Entladen und Auspacken der Sendungen, und ſeine 
Dienſtleiſtungen ſind nicht zu umgehen. 
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Als beſondere Erleichterung wäre auch anzuſtreben, daß die 
ruſſiſchen Zollquittungen künftig nicht mehr die Frachtbriefe zu begleiten 
brauchten. Heute nimmt die Bahn an der Grenze keine Sendung zur 
Beförderung an, wenn nicht dem Frachtbrief die Zollquittung angeheftet 
iſt, die aber unterwegs häufig verloren geht oder dem Empfänger, der 
nicht genügend darauf achtet, bei der Einlöſung des Frachtbriefs nicht 
mit übergeben wird. Der Verluſt der Zollquittung bedeutet bei 
Sendungen, bei denen eine Reklamation eingeleitet iſt, die Unmög⸗ 
lichkeit, den etwa wieder zu erſtattenden Betrag abzuheben. Die 
erwähnte Beſtimmung iſt aber auch deshalb mißlich, weil die deutſchen 
Exporteure, von denen ja der Zoll häufig getragen wird, die Zoll— 
zahlung weigern, wenn ihnen nicht die Zollquittungen vorgelegt 
werden, was aber der Spediteur nicht tun kann, wenn die Quittung 
mit der Ware reiſen muß. 

Verſiehrsverbote. 

Es müßten, wie in Artikel 1 des Handelsvertrags mit Oſterreich⸗ 
Ungarn, die vertragſchließenden Teile ſich verpflichten, den gegen— 
ſeitigen Verkehr durch keinerlei Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr⸗ 
verbote zu hemmen. Sollte dies nicht zu erreichen ſein, ſo wäre 
wenigſtens eine Beſtimmung aufzunehmen, daß, falls die Grenze für 
einzelne Waren plötzlich abgeſperrt wird, wenigſtens die nachweislich 
vor Erlaß der betreffenden Verfügung vereinbarten Geſchäfte ihre 
kontraktliche Erledigung finden dürften. 

Verſiehrsweſen. 

Zur Erleichterung des Verkehrs wäre eine Telephonverbindung 
über die Grenze notwendig. Wir ſind jetzt nicht einmal in der Lage, 
mit Alexandrowo oder Warſchau telephoniſch zu verkehren, trotzdem 
dies doch bei dem regen Grenzverkehr durchaus erwünſcht wäre. 

Eiſenbahn. 

Dringend der Abhilfe bedarf die Handhabung der Fracht⸗ 
Reklamationen in Rußland. Während die Einreichung der Rekla— 
mationen an gewiſſe Friſten gebunden iſt, halten es die ruſſiſchen 
Bahnen jetzt nicht einmal der Mühe für wert, den Empfang der 
Reklamationen und die Einleitung der Recherchen den Beſchwerde— 
führern anzuzeigen, ſo wie es die deutſchen Bahnen ordnungsgemäß 
tun, und man hat ſpäter gar keine Beweismittel darüber, ob die 
Reklamation auch wirklich in Empfang genommen worden iſt. Die 
Erledigung der Reklamationen erfolgt in ſehr ſchleppender Weiſe, und 
zur Beendigung einer ſchwebenden Angelegenheit genügen oft nicht 
Monate, ſondern wir könnten Fälle nachweiſen, wo die Reklamanten 


23 Jahre auf endgiltige Entſcheidung warten mußten. Eine ſchnellere 
Erledigung der Reklamationen iſt aber um ſo notwendiger, als man 
in Rußland weit häufiger als bei uns Veranlaſſung zur Beſchwerde 
über falſche Frachtberechnung hat. Zum Teil iſt hieran die Ein- 
richtung der ruſſiſchen Tarife ſchuld, aus denen man nicht, wie bei uns, 
die geſamten Beförderungskoſten, ſondern nur die reinen Streckenſätze 
erſehen kann, während bei der Frachtberechnung noch eine ganze Reihe 
Nebenſpeſen in Frage kommen, über deren Berechnung ſich die ruſſiſchen 
Eiſenbahnbehörden ſelbſt häufig nicht einig ſind. Hierdurch wird 
natürlich die Kalkulation erſchwert, zumal da der Empfänger in den 
meiſten Fällen garnicht in der Lage iſt, die einzelnen, in dem Fracht— 
brief vermerkten Poſitionen auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Wie häufig 
die falſchen Berechnungen ſeitens der Bahnverwaltungen ſind, erhellt 
ſchon aus dem Umſtande, daß in Rußland beſondere private Rekla— 
mationsbureaux ins Leben getreten ſind, die die Frachtbriefe aufkaufen 
und die zuviel erhobenen Speſen reklamieren. Unſre Importeure ſind 
darauf angewieſen, die Dienſte dieſer Frachtbriefhändler zu benutzen, 
denn die Reklamationen der Firmen ſelbſt würden, wie auch ſchon aus 
dem oben Erwähnten hervorgeht, zu umſtändlich, zeitraubend und auch 
zu wenig erfolgverſprechend ſein. Die Reklamationsbureaux ſind 
dagegen wegen ihrer Erfahrung viel eher in der Lage, die unrichtige 
Erhebung nachzuweiſen. Daß es ſich dabei um ganz erhebliche Summen 
handelt, möchten wir an einem Beiſpiel nachweiſen. Eine hieſige 
Firma, die Futtermittel aus Rußland importiert, erhält jährlich von 
dieſen Frachtbriefhändlern für ihre Frachtbriefe ca. 4000 Rubel, wobei 
dieſe ſelbſt noch einen Nutzen von mindeſtens 2000 Rubel haben. 
Eine Anderung der ruſſiſchen Frachttarife nach dem Vorbilde der 
deutſchen könnte hier leicht Wandel ſchaffen. 

Einer Abhilfe bedarf auch der fortwährende Wagenmangel auf 
den ruſſiſchen Bahnen. Die den einzelnen Stationen zugeführten 
Waren müſſen oft wochen- ja monatelang lagern, dabei häufig allen 
Unbilden der Witterung ausgeſetzt, ehe ſie zur Verladung kommen. 
Verderben der Waren ſowie Diebſtähle ſind infolgedeſſen häufig. 
Außerdem erhält dadurch das Geſchäft mit Rußland den Charakter 
großer Unſicherheit, da man ſelbſt bei rechtzeitiger Auflieferung der 
Ware nicht wiſſen kann, wann ſie zur Verladung gelangt. Ein Aus— 
tauſch der Wagen unter den verſchiedenen ruſſiſchen Eiſenbahn— 
Verwaltungen findet nicht ſtatt, ſodaß es z. B. vorkommen kann, daß 
auf einer Station, die Endpunkt zweier Bahnverwaltungen iſt, gleich— 
zeitig Wagenmangel und Wagenüberfluß herrſcht. 
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Bei Beſprechung der Eiſenbahnen möchten wir auch der Kom— 
merziellen Agenturen der ruſſiſchen Eiſenbahnen erwähnen. Dieſe 
Agenturen beſchränken ſich nicht darauf, die laut § 10 des inter— 
nationalen Übereinkommens über den Eiſenbahn- Frachtverkehr der 
Bahn zugehenden Sendungen zollamtlich zu behandeln, ſondern ſie 
treten direkt als Konkurrenten der Privatſpediteure auf. In neuerer 
Zeit iſt durch eine Verfügung der ruſſiſchen Regierung dritten Perſonen 
geſtattet worden, daß, wie es bei uns ſchon längſt üblich iſt, bei 
direkten Sendungen, die laut § 10 des B. J. U. bisher ausſchließlich 
durch die Eiſenbahn bezw. die Kommerziellen Agenturen abgefertigt 
werden, die Zollzahlung ſelbſt vorzunehmen und der Zollbehandlung 
beizuwohnen, wenn eine diesbezügliche Vorſchrift im Frachtbrief ent— 
halten iſt. Dieſe Neuerung zeigt klar, daß es möglich wäre auch 
durchzuſetzen, daß die Zollbehandlung ſelbſt durch die im Frachtbrief 
vorgeſchriebene dritte Perſon erfolgen kann. Die Eiſenbahn übt die 
ihr zukommende Funktion trotzdem aus, da das Gut ununterbrochen 
im Gewahrſam der Bahn bleibt, und nicht etwa durch das Zollamt 
dieſer dritten Perſon ausgeliefert werden kann. Selbſtverſtändlich 
müßten dann auch die von der Agentur heute in Anſpruch genommenen 
Gebühren wegfallen, ebenſo wie ja auch die deutſchen Bahnen keine 
Proviſion für Zollabfertigung für die im direkten Verkehr eingehenden 
Sendungen erheben. 

Herſtellung direkter Tarife. 


Zur Vermeidung eines Monopols für gewiſſe Strecken müßte 
unbedingt nachſtehender Grundſatz durchgeführt werden: „Wenn für 
Ausfuhrwaren aus Rußland Ausnahmetarife nach den ruſſiſchen Häfen 
gewährt werden, ſo müſſen dieſe Tarife auf Grundlage des gleichen 
Einheitsſatzes nach ſämtlichen Grenzpunkten eingeführt werden.“ 

Vinnenſchiffahrt. 

Wenn auch die Frage der Flußregulierung meiſt in beſonderen 
Verträgen geregelt wird, ſo würde es ſich doch empfehlen, bei den 
Verhandlungen über den neuen Handelsvertrag die Angelegenheit der 
Regulierung der ruſſiſchen Weichſel mit zu behandeln. Ein Fluß, wie 
die Weichſel, könnte bei ſeiner Waſſermenge ſelbſt im trocknen Sommer 
ein ausreichendes Fahrwaſſer bieten, wenn in Rußland etwas für ſeine 
Regulierung getan würde, und dann würde auch der Umfang der 
Weichſelſchiffahrt nicht ſo unverhältnismäßig gering ſein. Auch würde 
erſt dann die Regulierung der preußiſchen Weichſel ihren Zweck voll— 
kommen erfüllen können. 


Verzollung von Kleie. 


Im Dezember gab uns die Handelskammer zu Breslau Kenntnis 
von nachſtehender an den Bundesrat gerichteten Eingabe über die 
Abgrenzung des Begriffes „Kleie“ zu Zwecken der Verzollung und bat 
um Unterſtützung ihres Vorgehens. 

„Dem Hohen Bundesrat beehren wir uns über die Feſtlegung 
des Begriffes „Kleie“ bei der Verzollung gehorſamſt folgendes vor: 
zutragen: 

In dem bisherigen Zolltarif wird in Nr. 1b für „Kleie“ ohne 
nähere Beſtimmung dieſes Begriffes Zollfreiheit ausgeſprochen; auch 
in dem amtlichen Warenverzeichnis iſt keine Umgrenzung des Begriffes 
„Kleie“ vorgenommen worden. In den zu dem Zolltarif beziehungs— 
weiſe dem Zolltarifgeſetze erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen ſind 
wohl Normen für die Unterſcheidung der „Kleie“ vom Mehl feſtgeſtellt 
worden, dagegen finden ſich auch darin keine näheren Beſtimmungen, 
von welchen landwirtſchaftlichen Produkten und bei welcher Art der 
Verarbeitung derſelben die Abgänge als „Kleie“ bei der Verzollung 
behandelt werden ſollen. 

Ebenſo bringt die Zolltarifvorlage der Regierung und der von 
dem Reichstage in dritter Leſung angenommene Zolltarifentwurf keine 
nähere Definition des Begriffes „Kleie“. Poſition 190, für die, wie 
bisher, Zollfreiheit beſchloſſen worden iſt, lautet nur: „Kleie, auch 
gepreßte Maiskleie (Maiskuchen) Reisabfälle (Abfälle beim Schälen 
und Polieren von Reis) ausſchließlich als Viehfutter verwendbar.“ 
Auch in der Begründung der Regierungsvorlage findet ſich nur die 
Bemerkung, daß die Abgrenzung der Begriffe Kleie und Mehl Sache 
der Ausführungsvorſchriften ſein werde; von welchen landwirtſchaft— 
lichen Produkten und bei welcher Art der Verarbeitung derſelben die 
Abgänge als „Kleie“ gelten ſollen, wird auch hier nicht näher aus— 
geführt. 

Unter „Kleie“ wird im Handelsverkehr das Nebenprodukt, das 
beim Mahlen oder Schälen von Getreide aller Art und Hülſenfrüchten 
abfällt, verſtanden, ſoweit es nicht zur menſchlichen Nahrung, ſondern 
nur als Viehfutter verwendbar iſt. Es fallen daher unter den Begriff 
„Kleie“ nicht nur die bei einem regelrechten Vermahlungsverfahren 
von Brotgetreide gewonnenen Nebenprodukte an Weizen- und Roggen— 
kleie, ſondern ebenſo auch die bei jedem Schälverfahren ſich ergebenden 
Abgänge, beiſpielsweiſe die Abgänge bei der Fabrikation von Gerſten— 
graupe, die Abgänge bei der Herſtellung von Haferfabrikaten aller 
Art, die Abgänge bei dem Schälen und Polieren von Hirſe (Hirſe— 
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ſchalen und Hirſepoliermehl) u. ſ. w. Für eine Reihe der zuletzt 
genannten Produkte wird gleichbedeutend mit dem Worte „Kleie“ die 
Bezeichnung „Futtermehl“ oder „Schale“ gebraucht. 

Dieſe Auslegung des Begriffes „Kleie“ iſt bis vor Kurzem von 
der Zollverwaltung allgemein als maßgebend angenommen worden. 
Es ſind daher alle die genannten Nebenprodukte als „Kleie“ zollfrei 
eingelaſſen worden. Von dem Herrn Finanzminiſter iſt in einem 
Streitfalle ausdrücklich die Auffaſſung vertreten worden, daß Neben— 
produkte der genannten Art, ſoweit ſie nicht zur menſchlichen Nahrung 
geeignet ſind, als „Kleie“ im Sinne der Nr. 1b des Zolltarifes bei 
der Verzollung zu behandeln ſind. In dem Erlaſſe des Herrn 
Finanzminiſters vom 19. März 1895 an die Provinzial-Steuerdirektion 
in Breslau (abgedruckt bei Appelt und Behrend, Kommentar zum 
Deutſchen Zolltarif, Anmerkung 5 zu Nr. 1b Ziffer 6) heißt es: 

Ew. pp. überſende ich auf den Bericht vom 14. v. Mts., betreffend 
die Zolltarifierung von Hirſefuttermehl, Abſchrift des Gutachtens, 
welches auf meine Veranlaſſung der Profeſſor Dr. Wittmack über die 
Beſchaffenheit der Warenproben unter dem 7. d. Mts. erſtattet hat. 
Nach dieſem Gutachten iſt das geſamte in Rede ſtehende Hirjefutter- 
mehl zur menſchlichen Nahrung ungeeignet, und ſeine zollfreie 
Ablaſſung als Kleie nach Nr. bb des Tarifes gerechtfertigt. 

In neueſter Zeit iſt nun vom Finanzminiſterium laut Verfügung 
vom 10. September 1901 dieſe Auslegung des Begriffes „Kleie“ ver— 
laſſen, und derſelbe dahin begrenzt worden, daß darunter nur die 
beim Mahlen auf der Mühle zerriſſenen Hülſen der Getreidekörner 
und Hülſenfrüchte zu verſtehen ſind, welche beim Beuteln des Mehles 
zurückbleiben. Aufgrund dieſer Auffaſſung ſind alle die Sendungen 
an Hirſepoliermehl und Hirſeſchalen, an Gerſtenkleie u. ſ. w., die die 
Abfälle eines Schälverfahrens darſtellen, von der Zollbehörde als zoll— 
pflichtig behandelt und gemäß der Anmerkung zu Nr. 1 des Zolltarifes 
mit dem für das Rohprodukt ſelbſt feſtgeſetzten Zolle belegt worden. 

Neben Roggen- und Weizenkleie fand bisher auch in Abfällen, 
die beim Schälverfahren von Getreide und Hülſenfrüchten gewonnen 
werden, in Gerſtenkleie, Hirſekleie und Hirſefuttermehl, ein namhafter 
Import, hauptſächlich aus Rußland, Ungarn und Galizien ſtatt. Dieſe 
Nebenprodukte werden durch die Belegung nach dem für das Roh— 
material geltenden Zolle von der Einfuhr faſt durchweg ausgeſchloſſen. 

Dieſe Auslegung des Begriffes „Kleie“ in dem Erlaß vom 
10. September 1901 ſteht nach dem Obigen im Widerſpruch zu der Aus— 
legung, die der Begriff „Kleie“ im Handelsverkehr allgemein erfährt. 
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Sie widerjtreitet aber aud) der Terminologie des Zolltarifes und 
dem Zwecke und der Tendenz desjelben. In dem Zolltarif (Poſ. 96 c) 
wird Hirſe dem Getreide zugerechnet. Das geſchälte Produkt fällt 
ebenſo, wie das gemahlene, unter die Mühlenfabrikate (Zolltarif 
Nr. 25 2 und amtliches Warenverzeichnis Seite 299) und wird 
demſelben Zollſatz unterworfen. Es iſt daher nur folgerichtig, daß 
auch das Nebenprodukt eines Schälverfahrens des Getreides, das dem 
gleichen Zwecke dient wie das Nebenprodukt eines Vermahlungs— 
prozeſſes, ebenſo wie dieſes klaſſifiziert wird. Die genannten Abfälle 
an Gerſtenkleie, Hirſeſchalen und Hirſefuttermehl dienen aber dem 
gleichen Zwecke, wie die bei der Vermahlung von Getreide und 
Hülſenfrüchte ſich ergebende Kleie. Sie find nur als Viehfutter ver— 
wendbar, wie in dem citierten Gutachten des Profeſſors Wittmack für 
Hirſepoliermehl ausgeſprochen und von Dr. Woy in einem Auſſatz in 
Heft 9, Jahrgang 1902 der „Zeitſchrift für öffentliche Chemie“ ein— 
gehend dargetan wird, und ſind zu dieſem Zwecke von entſprechendem 
Werte, wie die Abfälle bei der Vermahlung des Getreides und der 
Hülſenfrüchte. 

Es beſteht im Zolltarif und zwar nicht nur in dem bis— 
herigen, ſondern auch in dem von dem Reichstage angenommenen 
Entwurfe — der Grundſatz, daß alle derartigen für die Landwirtſchaft 
erforderlichen Futtermittel zollfrei eingelaſſen werden. Es iſt daher 
auch für die Abfälle bei dem Schälverfahren des Reis ausdrücklich die 
Zollfreiheit ausgeſprochen worden. Nur inſoweit, als dieſe Produkte 
nicht mehr als Abfälle, ſondern als Fabrikate anzuſehen und nicht 
mehr allein zur Viehfütterung, ſondern auch zur menſchlichen Nahrung 
verwendbar ſind, erſcheint uns darnach die Belegung derſelben mit 
einem Zolle als zuläſſig. 

An den Hohen Bundesrat richten wir daher ehrerbietigſt die 
Bitte, geeignete Schritte zu tun, damit alle die genannten Futter— 
mittel als „Kleie“ im Sinne des Zolltarifes behandelt und zollfrei 
eingelaſſen werden, und zu dieſem Zwecke ſowohl in dem amtlichen 
Warenverzeichnis zum gegenwärtig geltenden Zolltarife, als auch in 
dem zu dem neuen Zolltarif zu erlaſſenden amtlichen Warenverzeichnis 
den Begriff „Kleie“ in der oben angeführten Faſſung: 

Unter „Kleie“ iſt das Nebenprodukt, das beim Mahlen 
oder Schälen von Getreide aller Art und Hülſenfrüchten 
abfällt, zu verſtehen, ſoweit es nicht zur menſchlichen Nahrung, 
ſondern nur als Viehfutter verwendbar iſt 

oder in einer entſprechenden Faſſung zu erläutern.“ 
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Mir erwiderten darauf unter dem 26. Juni: 

„Der geehrten Schweſterkammer ſprechen wir für die Überſendung 
der an den Deutſchen Bundesrat gerichteten Eingabe unſern ver— 
bindlichſten Dank aus. Gewiß würde es zweckmäßig ſein, den Begriff 
„Kleie“ ſo feſtzuſetzen, daß die Intereſſenten abſolute Gewißheit 
beſäßen, was man unter „Kleie“ in zolltechniſchem Sinne verſteht, 
wenn wir auch geſtehen müſſen, daß uns aus dem Fehlen dieſer 
genauen Begriffsbeſtimmung bisher keine Mißhelligkeiten erwachſen 
ſind. Kleie, ſpeziell Gerſtenkleie iſt allerdings auch hier bisweilen 
beanſtandet worden, aber nur wenn man ſie für zu mehlreich hielt; 
traf dies bei näherer Unterſuchung nicht zu, ſo wurde die Kleie unver— 
zollt zugelaſſen. Einzig und allein bei Hirſekleie hat man eine Aus— 
nahme gemacht: von dieſer wird ſeit einiger Zeit ein Zoll von 10 Mk. 
für die Tonne erhoben, was zweifellos ungerechtfertigt iſt, denn Hirſe— 
kleie und Hirſeſchale gehören jedenfalls unter die Poſition Kleie. 
Für eine leichtere Einfuhr dieſes Produkts einzutreten, halten wir 
jedoch nicht für zweckmäßig, denn unſres Wiſſens wird Hirſekleie, deren 
Nährwert ganz minimal iſt, faſt ausſchließlich zur Verfälſchung von 
Weizenkleie und auch von Roggenkleie benutzt. Auch verwendet man 
ſie bisweilen bei der Melaſſebereitung, trotzdem die ſpröde, porenloſe 
Hirſeſchale hierzu kaum geeignet ſein dürfte. In den Kreiſen der 
Futtermittelhändler unſres Bezirks hielt man es daher ſogar für das 
beſte, wenn die Einfuhr von Hirſekleie ganz verboten wird, weil bei 
dem geringen Wert dieſes Produkts der Zoll von 50 Pf. für einen 
Zentner die Einfuhr nicht verhindert. Wir vermuten nämlich, daß die 
Einfuhr durch den Zoll verhindert werden ſollte, da einige Landwirt⸗ 
ſchaftskammern ſich über Verfälſchung von Weizen- und Roggenkleie 
durch die minderwertige Hirſekleie beſchwert haben ſollen. 

Sollten Sie in Ihrem Bezirk über die Verwendung von Hirſe— 
kleie andere Erfahrungen gemacht haben, ſo würden Sie uns durch 
eine gefällige Mitteilung zu Dank verpflichten.“ 

Darauf ſchrieb uns die Breslauer Kammer Ende Januar: 

„Der geehrten Handelskammer erwidern wir auf die gefällige 
Anfrage vom 26. d. Mts. — Nr. 20 ergebenſt, daß unſern an 
den Bundesrat gerichteten Anträgen, betreffend Abgrenzung des 
Begriffes „Kleie“ zu Zwecken der Verzollung, durch die Verfügung 
des Finanzminiſters vom 18. Dezember 1902 — ſiehe „Zentralblatt 
der Abgaben-Geſetzgebung und Verwaltung“ c. 1903 S. 12 folgende — 
entſprochen worden iſt. In dieſer Verfügung wird beſtimmt, daß 
auch die beim Schälen und Polieren von Hirſe entſtandenen Abfälle, 
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wie Hirſekleie, Hirſepoliermehl ꝛc. gleichwie Gerſtenkleie grundſätzlich als 
Kleie zu behandeln ſind. 

Was im übrigen Ihre Bemerkung über den geringen Wert der 
Hirſekleie betrifft, ſo dürfte ſich dieſelbe nur auf ſogenannte Hirſeſchale, 
nicht aber auf Hirſepoliermehl, um welches es ſich bei dieſer Frage 
hauptſächlich handelt, beziehen. Hirſepoliermehl iſt ein verhältnismäßig“ 
wertvolles Futtermittel, daß das Doppelte und mehr als Hirſeſchale 
koſtet. Wir verweiſen in dieſer Hinſicht auf den Aufſatz von Dr. Woy 
über die Zollbehandlung der Hirſeabfälle in Heft 9, Jahrgang 1902 
der Zeitſchrift für öffentliche Chemie.“ 


IV. Unterrichtsweſen. 
Raufmänniſche Fortbildungsſchulen. 

Nachſtehend geben wir die uns von den Leitern der kauf— 
männiſchen Fortbildungsſchulen in Thorn, Kulm und Brieſen zur Ver— 
fügung geſtellten Berichte über den Verlauf des letzten Schuljahres 
wieder. 

1. Bericht über die kaufmänniſche Jorthildungsſchule in Thorn. 

Das Schuljahr begann mit 83 Schülern, von denen 24 auf 
Klaſſe I, 25 auf II, 24 auf Ill und 10 auf IV entfielen; am Ende des 
Schuljahres belief ſich die Schülerzahl in den einzelnen Klaſſen der 
Reihe nach auf 11, 25, 35 und 20, das ſind zuſammen 91 Schüler. 
Von dieſen gehen 9 ab, teils weil ſie das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, teils weil ſie Thorn verlaſſen, ſodaß in das neue Schuljahr 
82 Schüler übernommen werden. 

Der Schulbeſuch war zufriedenſtellend; beſonders erfreulich iſt es, 
daß in nur ganz vereinzelten Fällen Strafanträge nötig geworden 
ſind. In den Monaten November, Dezember und Januar fehlten 
mehrere Schüler längere Zeit wegen Influenza oder Froſtbeulen an 
Händen und Füßen. Im übrigen war der Geſundheitszuſtand gut. — 
Das Betragen der Schüler hat nur höchſt ſelten zu Ausſtellungen 
Anlaß gegeben; nur gegen einen Schüler iſt Strafantrag geſtellt 
worden und zwar wegen unziemlichen Benehmens auf der Straße. — 
Auch die Ergebniſſe der Verſetzung befriedigen. Wurden im 
vorigen Jahre 75 %, und im vorletzten 71 % aus den unteren 
Klaſſen in die nächſt höheren befördert, ſo konnten im Berichtsjahre 
76 % verſetzt werden. Außerdem haben die Schüler der erſten Klaſſe 
mit nur ſehr wenigen Ausnahmen nach dem Urteile der Lehrer das 
Ziel der Anſtalt erreicht; nach den geltenden Beſtimmungen können 
von dieſen aber nur die zur Entlaſſung kommen, welche bis zum 
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Beginn des neuen Schuljahres das 18. Lebensjahr vollendet haben 
werden. 

Um den Unterricht in der Wechſel- und Handelslehre fruchtbarer 
zu geſtalten und beſonders um ſeine Ergebniſſe zu ſichern, hat die 
Königliche Regierung nach dem Vorſchlage des Lehrerkollegiums und 
auf den Antrag des Kuratoriums die Einführung des „Leitfadens der 
Handels- und Wechſellehre“ von Pfeifer genehmigt. 

Die Schülerbibliothek, die jetzt aus 57 Werken in 70 Bänden 
beſteht, wird fleißig benutzt; freilich erfreuen ſich Erzählungen größerer 
Beliebtheit als Fachſchriften. 

Am 19. März fand in Anweſenheit mehrerer Mitglieder des 
Kuratoriums eine Schlußfeier ſtatt. Nachdem der Leiter der Anſtalt 
den Jahresbericht erſtattet hatte, verteilte unter Worten der Aner— 
kennung, Belehrung und Anfeuerung Herr Kaufmann Laengner an 
7 fleißige Schüler Prämien, von denen 5 aus den dafür ausgeworfenen 
Haushaltsmitteln beſchafft, die beiden andern aber von Herrn Walter 
Lambeck, Mitglied des Kuratoriums, geſchenkt worden waren, wofür 
ihm auch an dieſer Stelle der Dank der Anſtalt ausgeſprochen ſei. 


2. Bericht über die kaufmänniſche Fortbildungsihule in Kulm. 


Das zu Ende gehende Schuljahr 1902 begann mit dem 7. April 
und wird mit einer Schlußfeier, verbunden mit Verteilung von 
Prämien an die beſten Schüler beider Klaſſen, am 2. April endigen. 

Die Anzahl der Schüler betrug: 

bei Beginn des Schuljahres: Kl. II: 121 


A l: 19/84 81, 

bei Beginn des Winterhalbjahres: Kl. II: 18 1. 
K l: 12 Sa. 30, 

gegenwärtig, am 20. März: Kl. II: 23 , 
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Im Laufe dieſes Schuljahres erfolgten 31 An- und 26 Abmeldungen. 
Von den austretenden Schülern hatten nur 6 das 17. Lebensjahr 
vollendet; ſie wurden bei der Entlaſſung der Vorſchrift gemäß mit 
Abgangszeugniſſen verſehen. Die meiſten der übrigen 20 Schüler 
gingen vorzeitig aus der Lehre und ſchieden damit auch aus der 
Schule. Die über das ganze Jahr verſtreuten Schülerab- und 
zugänge bringen ein unliebſames Element der Unruhe in den Unter— 
richt; doch dürfte dies Übel kaum abzuſtellen ſein. Hingegen iſt es 
ſehr wünſchenswert und wohl auch tunlich, daß die Herren Prinzipale 
ihre eben 17 Jahre alt gewordenen Lehrlinge nicht ſogleich abmelden, 


jondern wenigſtens bis zum nächſten Semeſterſchluſſe zur Schule 
ſchicken. 

Der Geſundheitszuſtand der Schüler war ein befriedigender. 
Ein Schüler mußte wegen kranker Augen oft den Unterricht ver⸗ 
ſäumen und dann aufgrund ärztlichen Atteſtes den Schulbeſuch ganz 
einſtellen. 1 

Gegen Ende Auguſt erkrankte ernſtlich der Lehrer Polley. Ver⸗ 
geblich verſuchte er es, anfangs November den Unterricht wieder auf⸗ 
zunehmen. Als Vertreter trat für ihn ein Realſchullehrer Ernſt 
Wilhelmy. 

Lehr- und Stundenplan ſind unverändert geblieben. 

Schulfeiern wurden veranſtaltet am Sedantage und am Geburts— 
tage Sr. Majeſtät des Kaiſers. 

Durch den vorjährigen Zuſchuß der Handelskammer zu Thorn 
kamen wir in die angenehme Lage, die Schülerbibliothek durch eine 
Reihe guter Bücher zu erweitern. Der gütigen Spenderin ſei auch an 
dieſer Stelle warmer Dank geſagt! Die Schüler benutzen die Bibliothek 
recht eifrig. Eine weitere Vermehrung des Bücherbeſtandes iſt ſehr zu 
erſtreben. Auch der Beſtand an Lehrmitteln konnte im vorigen Früh— 
jahr vergrößert werden. 

Vom 1. April 1902 ab übernahm die ſtädtiſche Verwaltung auf 
ihren Etat die Beleuchtung und eventl. Heizung der Schulräume, und in 
nächſter Zeit ſoll die Petroleumbeleuchtung durch Gasglühlicht erſetzt 
werden. Dieſe Neuerung wird nicht nur in ſanitärer, ſondern auch in 
unterrichtlicher Beziehung förderlich ſein. Der ſtädtiſchen Verwaltung 
danken wir hiermit aufs herzlichſte. 

Am 2. d. Mts. veranſtaltete im Saale des Kaijer-Wilhelm- 
Schützenhauſes der berühmte Rhetor Hugo Zahr-Berlin eine dramatiſche 
und feinhumoriſtiſche Soiree und gewährte zu derſelben allen Schülern 
unſrer Anſtalt freien Zutritt. Die jungen Leute fanden an den 
Darbietungen viel Vergnügen, und hoffentlich iſt ihnen daraus eine 
nachhaltige geiſtige Anregung erwachſen. — Herrn Zahr danken wir 
hiermit aufs verbindlichſte. 

Am 3. Juli ſtarb der Vorſitzende des Kuratoriums, unſer hoch— 
verehrter Bürgermeiſter Steinberg. Bis auf weiteres führt Stadtrat 
Otto Peters den Vorſitz. 


3. Bericht über die taufmänniſche Fortbildungsfhule in Briefen. 


Es iſt zunächſt über eine Anderung im Kuratorium der Schule 
zu berichten. Aus demſelben ſchieden der Vorſitzende Herr Landrat 
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Peterſen und das Mitglied Herr Kaufmann Bernſtein aus. Ihr 
Austritt wurde durch Verſetzung, bezw. Fortzug bedingt. An dieſer 
Stelle ſei dankend hervorgehoben, daß beide Herren ſich um die 
Gründung und Förderung der Anſtalt beſonders verdient gemacht 
haben, weshalb ihnen dieſelbe ein ehrendes Andenken bewahren wird. 
Den Vorſitz im Schulvorſtande übernahm der inzwiſchen zum Regierungs— 
rat ernannte Regierungsaſſeſſor Herr Volckart. Herr Bernſtein wurde 
durch Herrn Altmann von hier erſetzt. 

Das Schuljahr begann am 5. April und endigte am 28. März cr. 
Es umfaßte 41 Schulwochen mit 81 Schultagen zu je drei Unterrichts- 
ſtunden. Am Beginn des Berichtsjahres wurde die Schule von 
40 Schülern beſucht, wovon 22 auf die J. und 18 auf die Il. Klaſſe 
entfielen. Die Schülerzahl erfuhr eine fortgeſetzte Steigerung, ſodaß 
das Schülerverzeichnis am Ende des Schuljahres 53 Schüler aufwies, 
von denen 18 der I. und 35 der II. Klaſſe angehörten. Während ſich 
ſomit die Schülerzahl der J. Klaſſe um 4 verminderte, hat ſich die der 
II. Klaſſe faſt verdoppelt. Bezeichnend für den ganz außerordentlichen 
Wechſel im Schülermaterial der letzten Klaſſe iſt die Tatſache, daß von 
ihren 35 Schülern nur 11 den ganzen Jahreskurſus durchgemacht 
haben. Selbſtverſtändlich haben die zu jeder Zeit des Schuljahres 
erfolgten zahlreichen Zu- und Abgänge dem betreffenden Unterrichts— 
körper bezüglich ſeiner Leiſtungen und Fortſchritte den Stempel der 
Verſchiedenheit aufgedrückt und den Unterrichtserfolg ſtark beeinträchtigt. 
So ſah ſich der Berichterſtatter genötigt, im Winterhalbjahre die 
Schüler der II. Klaſſe im Rechnen in 2 getrennten Abteilungen zu 
unterrichten, was natürlich für den einzelnen Schüler eine bedeutende 
Kürzung der dieſem Unterrichtsfache bei normalen Verhältniſſen zur 
Verfügung ſtehenden Unterrichtszeit zur Folge hatte. Die aus dem 
häufigen Wechſel innerhalb des Schülermaterials und der Verſchieden— 
artigkeit ſeiner Vorbildung entſpringenden Übelſtände, welche den 
ſtetigen, gleichmäßigen Fortgang des Unterrichtsbetriebes ungemein 
ſtören und die Erreichung der geſteckten Ziele erſchweren, ja unmöglich 
machen, laſſen eine Umwandlung der zweiklaſſigen Schule in eine 
dreiſtufige Anſtalt äußerſt wünſchenswert erſcheinen. 

Der Schulbeſuch hat ſich, was hiermit beſonders hervorgehoben 
ſei, im Vergleich zum Vorjahre bedeutend gebeſſert. Die Verminderung 
der Schulverſäumniſſe war beſonders im verfloſſenen Winterhalbjahre 
wahrzunehmen. 

Der Unterricht erfolgte nach dem alten Lehr- und Stundenplane. 
Der planmäßige Unterrichtsbetrieb wurde außer durch die vor— 
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geſchriebenen Ferien nur durch den Ausfall des auf die Jahrmarkts— 
tage entfallenden Unterrichts unterbrochen. Die Ausſetzung desſelben 
an den großen Markttagen wird von der an dieſen Tagen beſonders 
ſtark beſchäftigten Kaufmannſchaft als eine ſehr wohltätige Einrichtung 
empfunden. 

Die Schülerbibliothek, welche wiederum einen erfreulichen Zuwachs 
erfahren hat, wird von den meiſten Schülern gern und fleißig benutzt. 
Die Schulkaſſe empfing im Berichtsjahre eine außerordentliche Zuwen— 
dung von der Handelskammer zu Thorn, wofür derſelben hiermit der 
Dank der Schule ausgeſprochen ſei. Dieſe Mittel geſtatteten die Ver— 
größerung der Bibliothek und die Beſchaffung des Rechenbuches von 
Heinemann und Schreyer in der für die Schule erforderlichen Anzahl 
von Exemplaren für die Hand der Fortbildungsſchüler. Dieſes Rechen— 
werk, welches auf Veranlaſſung der Handelskammer zu Braunſchweig 
von den genannten Verfaſſern herausgegeben worden iſt, hat ſich als 
ein äußerſt brauchbares und mit Nutzen in den kaufmänniſchen Fort— 
bildungsſchulen verwendbares Unterrichtsmittel bewährt. 

Das Schuljahr fand am 28. März mit einer gemeinſamen Schluß— 
feier ſeinen Abſchluß. Zur Entlaſſung kamen 3 Zöglinge der I. Klaſſe. 
Nach voraufgegangener Verjegungsprüfung wurden 10 Schüler der 
II. Klaſſe der J. überwieſen. Sechs Schüler wurden für Fleiß und 
Wohlverhalten durch Verleihung von Büchern ausgezeichnet. Möge 
das am 1. April beginnende Schuljahr in ſeinem Anfang, Verlauf und 
Ende recht geſegnet ſein. 


Abänderung des Ortsitatuts. 


Im März d. Is. ging uns folgendes Schreiben des Kuratoriums 
der hieſigen kaufmänniſchen Fortbildungsſchule zu: 

„In einer kürzlich ſtattgehabten Sitzung des Kuratoriums der 
hieſigen kaufmänniſchen Fortbildungsſchule iſt beſchloſſen worden, eine 
Anderung des Ortsſtatuts für die genannte Schule dahin zu empfehlen, 
daß Lehrlinge ꝛc. die mit Erfolg die erſte Klaſſe abſolviert haben, auch 
vor Vollendung des 18. Lebensjahres zu entlaſſen ſind, während 
andererſeits Lehrlinge ꝛc, bei denen jene Vorausſetzung nicht zutrifft, 
über das 18. Lebensjahr hinaus bis zum Schluß des laufenden Schul— 
jahres in der Schule zu verbleiben haben. 

Indem ich der Handelskammer von der Anregung der bezeichneten 
Anderung des Ortsſtatuts ergebenſt Mitteilung mache, erſuche ich, 
dieſe Frage dortſeits gleichfalls unter eventl. Hinzuziehung hieſiger 
Geſchäftsinhaber einer eingehenden Prüfung unterziehen und das 
Ergebnis mir ſodann ſehr gefälligſt mitteilen zu wollen.“ 


* 


83 


Wir erwiderten darauf: 

„Wir teilen Ihnen ergebenſt mit, daß wir mit der beabſichtigten 
Anderung des Ortsſtatuts für die kaufmänniſche Fortbildungsſchule 
durchaus einverſtanden ſind. Es liegt ſicher nicht im Intereſſe der 
Schüler, daß ſie mitten im Schuljahre, bloß weil ſie das 18. Lebens— 
jahr zurückgelegt haben, die Schule verlaſſen. Auch wird die Berufs— 
freudigkeit des Lehrers herabgedrückt, wenn im Laufe des Jahres ein 
Schüler nach dem andern formlos die Schule verläßt, ohne das vor— 
geſetzte Klaſſenziel erreicht zu haben. Andererſeits iſt es durchaus 
berechtigt, Schüler die die erſte Klaſſe mit Erfolg beſucht haben, auch 
dann zu entlaſſen, wenn ſie das 18. Jahr noch nicht vollendet haben. 
Für die Lehrlinge beſchäftigenden Kaufleute wird dadurch auch ein 
gewiſſer Ausgleich geſchaffen, und wenn infolge der neuen Beſtimmung 
Lehrlinge vorgezogen werden, die das Ziel der erſten Klaſſe früh 
erreichen, ſo liegt das nur im Intereſſe einer Verbeſſerung des kauf— 
männiſchen Nachwuchſes.“ 

Gewerbliche Fachſchulen. 

Im März v. Is. gab uns der Herr Regierungs-Präſident 
Kenntnis von nachſtehendem Erlaß des Herrn Miniſters für Handel 
und Gewerbe mit der Aufforderung, uns darüber zu äußern, ob wir 
Mittel zur Gewährung von Stipendien zur Verfügung ſtellen 
könnten: 

„Die ſtaatlichen und ſtaatlich unterſtützten niederen und mittleren 
gewerblichen Fachſchulen ſuchen die Unterweiſung ihrer Schüler ent— 
weder durch einen auf die Abende, den Sonntag oder einzelne 
Stunden des Tages beſchränkten Unterricht oder durch vollen Tages— 
unterricht zu erreichen. Im erſteren Falle iſt der Beſuch den am Sitze 
der Schule oder in ihrer Nähe in Stellung befindlichen jungen Leuten 
meiſt ohne größere Schwierigkeiten möglich, da ihr Erwerb dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. Im letzteren Falle iſt der Schulbeſuch von 
der Vorausſetzung abhängig, daß die Schüler zur Beſtreitung des 
Unterhalts und des Schulgeldes ohne Rückſicht auf gleichzeitigen 
Arbeitsverdienſt ſelbſt in der Lage ſind. Vielfach, namentlich da, wo 
es ſich um den Beſuch von ſogenannten mittleren Fachſchulen handelt, 
welche größere Vorkenntniſſe bei den Schülern vorausſetzen und deren 
Schülermaterial dementſprechend wohlhabenderen Schichten der Bevölke— 
rung entſtammt, wird es möglich ſein, daß die jungen Leute während 
der Schulzeit von den Eltern unterhalten werden. In andern Fällen 
wieder werden ſie die zum Schulbeſuch erforderlichen Summen ſich 
erſparen können. l 
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Immerhin aber bleibt es in hohem Grade erwünſcht, daß beſonders 
tüchtigen und würdigen jungen Leuten, welche die zum Schulbeſuch 
erforderlichen Mittel nicht ſelbſt aufbringen können, durch Bewilligung 
von Stipendien ausreichend Gelegenheit geboten wird, ihre Kenntniſſe 
und Fertigkeiten zu vervollkommnen. Denn die Erleichterung des 
Vorwärtskommens unbemittelter ſtrebſamer Perſonen liegt nicht nur im 7 
allgemeinen Intereſſe, ſondern bildet auch ein weſentliches Moment 
ſozialer Fürſorge. 

Bekanntlich ſtellt der Staat alljährlich Mittel zur Ausbildung 
von Gewerbetreibenden auf Fachſchulen zur Verfügung. Dieſe Mittel 
können indeſſen nur als eine Ergänzung deſſen, was von andrer Seite 
in dieſer Richtung geſchieht, angeſehen werden. Denn der Staat wird 
ſeine erſte Aufgabe ſtets in der Begründung und Unterſtützung von 
Fachſchulen, da wo für ſie ein Bedürfnis vorliegt, erblicken, die 
Gewährung von Unterſtützungen aber vornehmlich ſolchen Organen 
überlaſſen müſſen, welche ihrerſeits gleichfalls ein Intereſſe an der 
Förderung der Ausbildung tüchtiger junger Leute haben und welche 
andrerſeits den Verhältniſſen näher ſtehen und daher die Würdigkeit 
und Tüchtigkeit der Bewerber um Unterſtützungen am beſten zu prüfen 
im ſtande ſind. 

Während nun in einzelnen Bezirken ſchon jetzt von örtlichen 
Intereſſentenkreiſen Erhebliches zur Förderung des Beſuchs von gewerb— 
lichen Fachſchulen durch Gewährung von Unterſtützungen geleiſtet wird, 
iſt im allgemeinen die Fürſorge auf dieſem Gebiete noch wenig ent- 
wickelt. Ich ſehe mich daher veranlaßt, nachſtehend darauf hin— 
zuweiſen, in welcher Art eine Förderung des Beſuchs der gewerblichen 
Fachſchulen für würdige und tüchtige unbemittelte junge Leute 
möglich iſt. 

Zunächſt empfiehlt es ſich, an den Schulen ſelbſt die Bildung 
von Stiftungsfonds zu erſtreben, deren Verwaltung dem Kuratorium 
der Schule oder eigens dazu beſtellten Organen überlaſſen werden 
kann. Erfreulicher Weiſe mehren ſich in neuerer Zeit die Fälle, in 
denen derartige Stiftungen, ſei es von Todeswegen, ſei es durch 
Schenkungen unter Lebenden aus Anlaß beſonderer Gelegenheiten den 
Schulen zugewandt werden. Indeſſen gibt es noch zahlreiche Schulen, 
die ſolcher Stiftungsfonds völlig entbehren und im übrigen ſind ſie 
meiſt noch ſo wenig umfangreich, daß ihre Vermehrung freudig zu 
begrüßen ſein würde. N 

Weiterhin iſt es erwünſcht, daß in weſentlich größerem Umfange 
als bisher von öffentlichen Korporationen, insbeſondere Gemeinden 
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und Kreiſen, Handelskammern und Handwerkskammern, geeigneten Falls 
auch von Innungen Mittel für Gewährung von Stipendien an tüchtige 
und würdige junge Leute zur Verfügung geſtellt werden. Dabei 
kommen nicht nur diejenigen Korporationen in Betracht, in deren 
Bezirk gewerbliche Fachſchulen vorhanden ſind, ſondern vornehmlich 
gerade auch ſolche, die der Fachſchulen entbehren, da es ihren Angehörigen 
beſonders erſchwert iſt, ſich durch den Beſuch von Fachſchulen weiter 
auszubilden. 


In anerkennenswerter Weiſe haben mehrere Kreiſe im Regierungs— 
bezirk Arnsberg ſich der hier in Rede ſtehenden Aufgaben angenommen. 
So ſtellen jährlich durch den Kreishaushaltsetat der Landkreis Dort— 
mund 750 ME, der Landkreis Hagen 3000 ME, der Kreis Hörde 
1500 Mk., der Kreis Iſerlohn 600 Mk., der Kreis Olpe 1000 Mk. 
und der Kreis Schwelm 900 Mk. zur Verfügung. Dabei fordert der 
Kreis Olpe von den Bewerbern von Stipendien eine Erklärung, daß 
ſie ſich verpflichten, die auf der Schule erworbenen Kenntniſſe im 
Kreiſe Olpe zu verwerten oder das Stipendium zinslos zurückzuzahlen. 
Es würde in hohem Grade erwünſcht ſein, wenn das Vorgehen der 
genannten Kreiſe Nachahmung fände, und wenn insbeſondere auch 
größere Gemeinden, Handelskammern und Handwerkskammern ſich zu 
einem gleichartigen Vorgehen entſchließen würden. Die Verfügung 
über die Stipendien würden die genannten Organe ſelbſtverſtändlich 
ſich vorbehalten können. 


Endlich weiſe ich darauf hin, daß es in einzelnen Bezirken 
gelungen iſt, induſtrielle Vereine zur Bildung von Stipendienfonds 
oder zur Gewährung laufender Stipendien zu veranlaſſen.“ 


Wir erwiderten darauf dem Herrn Regierungspräſidenten unter 
dem 18. März d. Is. : 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß wir in 
unſrer letzten Sitzung beſchloſſen haben, vorläufig von der Gewährung 
von Stipendien für den Beſuch gewerblicher Fachſchulen abzuſehen. 
Dazu bewog uns einmal der Umſtand, daß unſer Etat jetzt ſchon durch 
jährliche Geldbewilligungen für die Thorner, Kulmer und Brieſener 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen und für die Thorner Schifferſchule 
verhältnismäßig ſchwer belaſtet iſt; ferner erſcheint uns aber die 
Gewährung von Stipendien ſolange wenig ausſichtsvoll, als in unſerm 
Bezirke ſelbſt keine gewerblichen Fachſchulen beſtehen. Sobald jedoch 
hier eine gewerbliche Fachſchule errichtet werden würde, würden wir 
auch dem Gedanken um Gewährung von Stipendien näher treten.“ 
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V. Innere Angelegenheiten der Kammer. 
Ergänzungswahlen. 

Im vergangenen Jahre haben keine Wahlen ſtattgefunden. Ende 

1903 ſcheiden folgende Herren aus: im Wahlkreiſe Thorn: E. Dietrich, 
. Gerjon (1. Abteilung der Wahlberechtigten), A. Born, C. Berendes 

(2. Abt.), im Wahlkreiſe Löbau: C. Cohn (1. Abt.), C. Landshut 

(2. Abt.), im Wahlkreiſe Strasburg: H. Wodtke (1. Abt.), W. Schindler 

(2. Abt.). Außerdem iſt für Herrn H. Loewenſon (2. Abt.), der im 

April d. Is. nach Berlin verzogen iſt, eine Erſatzwahl vorzunehmen. 
Fürſorge für die Bandelskammerbeamten. 

Die Handelskammer hat nunmehr mit der Geſellſchaft Wilhelma 
in Magdeburg einen Penſionsverſicherungsvertrag für ihren jeweiligen 
Sekretär abgeſchloſſen. 

vereidigungen. 

Aufgrund der erlaſſenen Vorſchriften ſind bisher von uns ver— 
eidigt worden: 

Manfred Kiber aus Thorn als Wäger, Daniel 
Wanzel und Robert Hellwig, beide aus Thorn, als 
Holzmeſſer. 

Vorſchriften für vereidigte Bücherreviſoren. 


Die im Anſchluſſe an den Verband mitteldeutſcher Handels— 
kammern beſchloſſenen Vorſchriften für vereidigte Bücherreviſoren lauten: 
A. Anſtellungs-Bedingungen. 

§ 1. Die öffentliche Anſtellung eines beeideten Bücherreviſors 
erfolgt auf jederzeitigen Widerruf und nur für ſolange, als er ſeinen 
Wohnſitz in dem Bezirke der Handelskammer hat. 

§ 2. Der von der Handelskammer angeſtellte Bücherreviſor hat 
dieſer rechtzeitig von Anderungen ſeines Wohnſitzes Kenntnis zu 
geben. 

§ 3. Der Bücherreviſor iſt verpflichtet, bei Meinungsverſchieden— 
heiten mit dem Auftraggeber über ſeine Tätigkeit oder ſeine Gebühren— 
forderung ſich der Entſcheidung der zuſtändigen Handelskammer zu 
unterwerfen. 

Die Feſtſtellung der Gebührenſätze wird im Streitfalle von der 
Handelskammer einem Schiedsgerichte übertragen, das aus drei Mit— 
gliedern beſteht, unter denen ſich ein Bücherreviſor befindet. 

§ 4. Der Bücherreviſor hat bei der Übernahme eines Auftrages 
ſeinem Auftraggeber von dem Beſtehen dieſer Beſtimmungen Kenntnis 
zu geben und ſie ihm auf Wunſch zur Einſichtnahme vorzulegen. Er, 
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hat zu dieſem Behufe bei der Ausübung ſeines Amtes ſeine Beſtallungs— 
Urkunde bei ſich zu führen. 

§ 5. Die Beſtallungs-Urkunde iſt der zuſtändigen Handels: 
kammer zurückzugeben, ſobald der Bücherreviſor ſtirbt, ſein Amt frei— 
willig niederlegt, aus dem Kammerbezirke verzieht oder aus der Liſte 
der Bücherreviſoren geſtrichen wird. 


B. Beſtimmungen über die Neviſtonstätigkeit. 


§ 6. Jede Reviſion iſt nach Maßgabe und unter Berückſichtigung 
des Zweckes des erteilten Auftrages nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
vorzunehmen. 

Sofern nicht die Umſtände ein anderes Vorgehen rechtfertigen 
oder der Auftraggeber nicht eine Erweiterung oder Beſchränkung der 
Reviſion wünſcht, hat der Bücherreviſor ſein Augenmerk vornehmlich 
auf folgende Punkte zu richten. 

Zunächſt hat er ſich von der Übereinſtimmung der Eröffnungs— 
buchungen mit der vorjährigen Bilanz zu überzeugen, ſodann hat er 
die Grundbücher (Kaſſa-, Memorial, Ein- und Verkaufsbücher und 
andere Grundbücher, ſoweit ſolche geführt werden) nachzuprüfen, die 
Belege (Quittungen, Fakturen, Frachtbriefe, Lohnbücher u. ſ. w.) mit 
den Eintragungen zu vergleichen und endlich die Richtigkeit der Über— 
tragungen aus den Grundbüchern in das Hauptbuch feſtzuſtellen. 

Ob weitergehende Arbeiten, insbeſondere ob die Prüfungen 

der Kaſſen-, Wechſel- und Effekten-Beſtände, der Inventur und 
der darin angenommenen Werte, 
der Kalkulation für fertige oder halbfertige Fabrikate zur 
Inventur, 
der Einnahmen z. B. bei Straßenbahnen und Brauereien 
oder in anderen Geſchäften für Barverkäufe, auch der Einnahmen 
für Zinſen von Kapitalien und Effekten, der Ausgaben für 
Löhne in großen induſtriellen Werken, 
der Buchungen für Neuanlagen oder für Reparaturen und 
Unterhaltung u. ſ. w. 
vorzunehmen ſind, iſt vor Beginn der Reviſionsarbeit mit dem Auf— 
traggeber zu vereinbaren. 

Bei laufenden Reviſionen hat der Bücherreviſor nach Möglichkeit 
mit der Methode ſeiner Arbeit zu wechſeln. 

§ 7. In allen Fällen iſt zu prüfen, ob die Handelsbücher und 
Jahresabſchlüſſe (Inventur, Gewinn- und Verluſt-Rechnung, Bilanz) 
den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen. 
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$ 8. Der Bücherreviſor iſt verpflichtet, Tagebücher zu führen, 
worin er bei jeder Prüfung Aufzeichnungen über die Art und den 
Umfang des Auftrages und der von ihm vorgenommenen Reviſion, 
insbeſondere über die ihm etwa bei der Prüfung auferlegten Beſchrän— 
kungen zu machen hat. 

Dieſe Tagebücher ſind nach jeder Eintragung eigenhändig von? 
ihm zu unterzeichnen, nach ihrer Schließung mindeſtens noch zehn 
Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der Handelskammer 
vorzulegen. 

§ 9. Über jede Prüfung hat der Bücherreviſor ſeinem Auftrag— 
geber einen ſchriftlichen Bericht, der den Eintragungen im Tagebuch 
entſprechen muß, zu erſtatten, es ſei denn, daß ausdrücklich darauf ver— 
zichtet wird. 

Auch hat er auf Verlangen das Ergebnis der Prüfung unter der 
Bilanz zu vermerken. 

§ 10. Es iſt dem Bücherreviſor unterſagt, die bei Ausübung 
ſeines Amtes erlangten Kenntniſſe zu ſeinem Vorteile oder zu anderer 
Nutzen oder Schaden zu verwerten, oder auch nur Dritten Mitteilungen 
darüber zu machen. 

$ 11. Über Fälle, in denen Bücherreviſoren gegen die vor— 
ſtehenden Vorſchriften verſtoßen, entſcheidet die zuſtändige Handels— 
kammer endgiltig. 


vorſchriften für vereidigte Dispacheure. 


Die Kammer hat folgende Vorſchriften für die von ihr ver— 
eidigten und angeſtellten Dispacheure erlaſſen: 
$ 1. Von der Handelskammer zu Thorn werden für ihren Bezirk 
Dispacheure vereidigt und öffentlich angeſtellt. 
§ 2. Die Anſtellung erfolgt unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs und gilt nur für die Zeit, in der der vereidigte und 
öffentlich angeſtellte Dispacheur ſeinen Wohnſitz im Bezirke der Handels— 
kammer hat. 
§ 3. Vorausſetzung für die Beeidigung und öffentliche Anſtellung 
als Dispacheur iſt, ’ 
1. daß der Antragiteller deutſcher Reichsangehöriger iſt, 
2. daß ſeine Befähigung und Zuverläſſigkeit der Handels— 
kammer ausreichend nachgewieſen iſt. 
§ 4. Die Vereidigung erfolgt durch Leiſtung des folgenden 
Eides: 
SG n n en „ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All— 
wiſſenden, daß ich als öffentlich angeſtellter Dispacheur die beſtehenden 


Vorſchriften getreulich beobachten und die mir obliegenden Pflichten 
gewiſſenhaft erfüllen werde. So wahr mir Gott helfe. 

§ 5. Die Beeidigung wird in den 2 deutſchen Thorner Zeitungen 
bekannt gegeben und eine Liſte der vereidigten Dispacheure zu jeder- 
manns Einſicht in dem Geſchäftszimmer der Handelskammer ausgelegt. 
Über die Beeidignng wird dem Dispacheur eine Urkunde ausgefertigt. 

§ 6. Die Löſchung in der in § 5 genannten Liſte erfolgt: 

1. auf Antrag oder im Todesfalle des beeidigten und öffent— 
lich angeſtellten Dispacheurs, 

2. wenn er den Sitz ſeiner die öffentliche Anſtellung begrün— 
denden Tätigkeit aus dem Bezirke der Handelskammer 
wegverlegt, 

3. nach erfolgtem Widerruf der Beſtallung. 

Im Falle der Löſchung iſt die Anſtellungsurkunde zurückzugeben. 

Löſchungen in der Liſte ſind in derſelben Weiſe wie Eintragungen 
bekannt zu machen. 

§ 7. Jede Wohnungsänderung hat der Dispacheur der Handels— 
kammer ohne Verzug anzuzeigen. 

§ 8. Der Dispacheur hat bei der Übernahme eines Auftrages 
von dem Beſtehen dieſer Vorſchriften Mitteilung zu machen und auf 
Verlangen ſeine Beſtallungsurkunde vorzulegen. 

§ 9. Es iſt dem Dispacheur unterſagt, den Auftrag zur Auf 
machung der Dispache zu übernehmen, wenn er entweder ſelbſt zu 
den Beteiligten gehört oder das Intereſſe eines Beteiligten wahr— 
zunehmen hat. 

$ 10. Der Dispacheur hat zu prüfen, ob ein Fall der großen 
Havarie vorliegt, und den Beteiligten ſofortige Nachricht von der 
hiernach getroffenen Entſchließung zu geben. (Siehe § 150 des Reichs— 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.) 

S 11. Binnen einer Woche nach Entgegennahme des Auftrages 
ſind die Beteiligten in urkundlich nachweisbarer Form aufzufordern 
der ihnen nach § 87 Abſ. 3 des Geſetzes, betr. die privatrechtlichen 
Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, obliegenden Pflicht zur Mitteilung 
der für die Aufſtellung der Dispache erforderlichen Urkunden ohne 
Verzug zu genügen. 

§ 12. Nach Empfang ſämtlicher Urkunden hat der Dispacheur 
die Aufſtellung der Dispache innerhalb 14 Tagen zu bewirken. 

§ 13. Der Dispacheur iſt verpflichtet, jedem Beteiligten Einſicht 
in die Dispache zu geben und ihm auf Verlangen eine Abſchrift gegen 
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Erſtattung der Koſten zu erteilen ($ 152 des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit). 

$ 14. Die Gebühren ſollen bis zu 1½ 9% der zur großen 
Havarie beitragspflichtigen Werte betragen unter Feſtlegung eines 
Mindeſtſatzes von 35 Mk. Außerdem kann Erſatz der Koſten und 
Auslagen verlangt werden. x 

Entſtehen zwiſchen Beteiligten und dem Dispacheur Meinungs: 
verſchiedenheiten über die Gebühren, ſo iſt der Dispacheur verpflichtet, 
die Entſcheidung der Handelskammer anzurufen und dieſer ſich zu 
unterwerfen. Die Handelskammer ſetzt für dieſen Fall ein aus drei 
ſachverſtändigen Mitgliedern beſtehendes Schiedsgericht ein. 


—— 3 
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Die Lage der einzelnen Helchälkszweige. 


— v—v— 


Die Saaten waren zwar gut durch den Winter gekommen, doch Ernte. 
wurde im Frühjahr durch die bis tief in den Mai hinein anhaltende 
naßkalte Witterung das Wachstum ganz erheblich beeinträchtigt. Da 
auch der Sommer nicht beſonders warm war, reiften die Halmfrüchte 
ſehr ſpät, und die Ernte geſtaltete ſich durch eintretendes Regenwetter 
äußerſt ſchwierig und verzögerte ſich bis ſpät in den Herbſt hinein. 
Wenn ſchließlich auch die Ergebniſſe der Ernte der Menge nach im 
allgemeinen als befriedigend bezeichnet werden können, ſo hatte doch 
die Qualität der einzelnen Früchte unter der Ungunſt des Wetters 
gelitten. Schätzungsweiſe betrug der Körnerertrag in unſerm Bezirke 
auf den Hektar 


bei Weizen 35-40 Zentner, 
„ Roggen u 726-832 7 
„Gerte d e ine * 


Hafer eee. e ns 4 

Stellenweiſe mag der Ertrag auch noch etwas höher geweſen jein. 
Stroh hatte man reichlich geerntet und konnte daher die faſt ganz 
geſchwundenen Strohvorräte wieder ergänzen, auch war kein Mangel 
an Grünfutter vorhanden. 

Da das Getreide zum großen Teile in feuchtem Zuſtande ein— 
gebracht worden war, war der Abſatz anfangs ſchwierig, ſpäter zeigte 
es ſich jedoch, daß Weizen und Roggen von guter Beſchaffenheit 
waren, worauf ſich der Abſatz beſſerte, wenn auch die gezahlten Preiſe 
nicht eben hoch waren. 

Die hier geerntete Gerſte war zwar vollkörnig, aber infolge des 
naſſen Sommers in der Farbe braun oder grün, ſodaß die als Käufer 
auftretenden großen Brauereien und Mälzereien lange mit dem Beginn 
des Ankaufs zögerten in der Hoffnung, es werde ſich noch irgend eine 
Gegend finden, die beſſere Gerſte geerntet hätte. Als man jedoch 
dieſe Hoffnung aufgeben mußte, wurde unſre Gerſte gern und zu 
guten Preiſen gekauft. 


Viehzucht. 
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Der hier geerntete Hafer war von ſchlechteſter Beſchaffenheit, und 
es konnte unſern Landwirten daher auch nichts nützen, daß guter 
Saathafer ſehr hoch bezahlt wurde, weil guter Hafer hier überhaupt 
nicht vorhanden war. 

Erbſen gab es reichlich, aber das Angebot war ſtärker als die 
Nachfrage, ſodaß ſie nur ſchwer zu verkaufen waren. 

Bei Zuckerrüben iſt eine Mittelernte zu verzeichnen, und es 
dürften auf den Morgen durchjchnittli 150 —160 Zentner geerntet 
worden ſein. Der Zuckergehalt war geringer wie im Vorjahre. Kar- 
toffeln ergaben auf leichtem Boden einen beſſeren Ertrag als bei der 
vorhergehenden Ernte; die ſchweren Böden gaben weniger. Die Ware 
an ſich war nicht beſonders gut, denn die Kartoffeln waren ſtellen— 
weiſe durchwachſen und litten vielfach an Fäulnis. Der Verkauf war 
wenig lohnend, da die Preiſe bei recht geringer Nachfrage gedrückt 
waren und bei größeren Poſten 70 —80 Pf. für den Zentner betrugen. 
Später beſſerten ſich die Preiſe etwas. Der ſtarke und andauernde 
Froſt, der ſich außergewöhnlich früh einſtellte, zwang die Landwirte, 
einen Teil ihrer Kartoffeln und Rüben in dem Boden ſtecken zu laſſen. 

Im Jahre 1902 mußten viele Landwirte in Weſtpreußen und 
Poſen ihre infolge der zwei vorhergehenden Mißernten dezimierten 
Viehbeſtände ergänzen. Dies trug natürlich zur Steigerung der Preiſe 
für Magervieh bei, was namentlich den oſtpreußiſchen Viehzüchtern zu 
gute kam. Die Preiſe für Kühe ſtellten ſich etwa 25 % höher als im 
Jahre vorher. Ochſen zur Maſt, die in Maſſen nach den weſtlichen 
Provinzen gingen und früher für 25—27 Mk. für 100 Pfund zu haben 
waren, koſteten in guter Ware 33 —35 Mk., während ſich die gemäſteten 
Ochſen auch nicht höher ſtellten und nur in ſeltenen Fällen für aus— 
erleſene Stücke 36 Mk. erzielt wurden. i 

Bei Schafen ſtellte ſich das Verhältnis etwas günſtiger, denn 
mageres Vieh wurde mit 27—30 Pf. für das Pfund gekauft, während 
man für gemäſtete Tiere 30 —33 Pf. erzielte. Da die Schafe je 50 Pfund 
und darüber zunehmen und die Maſtkoſten etwas geringer ſind als 
bei Rindvieh, ſo wurde hierbei etwas mehr verdient. 

Am lohnendſten war die Zucht bei Schweinen, denn wenn auch 
der Einkauf teuer war, ſo waren dafür auch die Preiſe für fettes Vieh 
entſprechend hoch. Mageres Vieh koſtete je nach Alter und Beſchaffen— 
heit 4060 Mk., gemäſtet brachten die Tiere 45—47 Mk. für den 
Zentner, was bei der ſtarken Gewichtszunahme, die etwa das zwei— 
undeinhalb- bis dreifache des urſprünglichen Gewichts beträgt, 
befriedigende Reſultate ergab. 
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Der Abſatz für ſämtliche Viehgattungen vollzog ſich das ganze 
Jahr hindurch ſo ſchlank und glatt, wie nie zuvor. 

Der Einkauf von magerem Vieh war für die Händler ſehr 
ſchwierig, da bei dem Einkauf des Magerviehs in Sſtpreußen Süd— 
Deutſchland mehr als ſonſt als Konkurrent auftrat. Bei dem Ankauf 
von Fettvieh für den Berliner Markt entſtanden den Händlern vielfach 
Verluſte dadurch, daß das Vieh ungenügend gemäſtet war und daher 
bei dem Transport ein verhältnismäßig hoher Gewichtsverluſt eintrat. 

Den Klagen der Viehhändler über die Stellung zu großer 
Wagen hat die Eiſenbahnverwaltung nach den uns zugegangenen 
Mitteilungen im letzten Jahre Rechnung getragen, denn man bekommt 
jetzt faſt ſtets die Wagen in der beſtellten Größe. Ferner ſind jetzt 
auch auf der Station Brieſen einige verdeckte Viehbuchten erbaut worden. 

Das Getreidegeſchäft war bei Beginn des Jahres unbedeutend, 
denn die Vorräte in Oſtpreußen waren geräumt und man war aus— 
ſchließlich auf die Zufuhren aus Rußland angewieſen. Es wurde bis 
zur Ernte nur das Notwendigſte gekauft, da man allein auf den Abſatz 
an die benachbarten Mühlen beſchränkt war. Bei dem ungünſtigen 
Preisniveau in unſrer Gegend hatten die Mühlen aber ihre Produktion 
gewaltig vermindert, ja ſie hatten vielfach, um ihre Kunden zu 
befriedigen, große Mengen Roggenmehl aus andern Provinzen, 
beſonders aus Pommern, bezogen. Um ſo nachteiliger wirkte es, daß 
ſich infolge der kalten Witterung und des faſt fortwährenden Regens 
in den Monaten Juli und Auguſt die Ernte um viele Wochen verſchob. 
Der Roggen lag wochenlang auf dem Felde und konnte nicht ein— 
gefahren werden, und es iſt dann auch ſchließlich noch viel Roggen in 
feuchtem Zuſtande unter Dach gekommen. Selten hat ſich die Ernte 
ſo lange hingezogen, wie im Vorjahre, und es ſind deshalb auch die 
Herbſtſaaten ſehr ſpät beſtellt worden. Die zuerſt an den Markt 
gebrachten Partien Roggen waren faſt ausnahmslos klamm, zum Teil 
naß und mit Auswuchs behaftet und daher zum Vermahlen ſchlecht 
zu brauchen. Erſt vom September ab beſſerte ſich die Qualität. 

Während wir im vorigen Jahre von Oſtpreußen Roggen beziehen 
mußten, iſt nach der Ernte viel Roggen von hier dorthin verkauft 
worden. Auch die Seeſtädte Königsberg, Danzig und Stettin traten 
als Käufer von Roggen auf und verſandten namentlich viel nach 
Schweden, das eine vollſtändige Mißernte gehabt hatte. Das meiſte 
aber kauften unſre Mühlen, die ihren Betrieb wieder in vollem 
Umfange aufgenommen haben. Weizen, der jetzt bei uns weniger 
angebaut wird, als früher, wurde zum allergrößten Teil von unſern 
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Mühlen erſtanden. Die Qualität des Weizens war recht gut, weniger 
jedoch die der Gerſte, die zum Teil unreif und naß eingefahren worden 
war. Beſonders war dies bei der Gerſte, in die Klee hineingeſät war, 
der Fall. So kam ſie denn vielfach mit Geruch behaftet an den 
Markt, auch hatte, was bei der hier faſt ausſchließlich angebauten 
Braugerſte das Schlimmſte iſt, die Keimfähigkeit gelitten, ſodaß der 
Ausfall der nicht gekeimten Körner durchſchnittlich 12 9%, beträgt. 
Infolge dieſer Mängel kamen natürlich viel Differenzen zwiſchen 
Käufer und Verkäufer vor. Wie wir bereits anführten, war aber die 
Qualität der Gerſte faſt in ganz Deutſchland gering, ſodaß ſchließlich 
auch unſer Produkt ganz guten Abſatz fand. Neben den weſt— 
preußiſchen Brauereien trat Oſtpreußen ſowie ein Teil von Pommern 
als Käufer auf; dagegen iſt der Abſatz nach Sachſen und Thüringen, 
wo ſonſt unſre Gerſte viel begehrt wurde, gleich Null geblieben. 

Hafer wird hier nur wenig angebaut und kommt faſt garnicht in 
den Handel, da die Proviantämter das Vorhandene vom Landwirt 
direkt einkaufen. Über den Einkauf durch die Proviantämter wird viel 
geklagt, da dieſe nicht nur den Handel möglichſt zu umgehen ſuchen, 
ſondern auch in den Fällen, in denen ſie ſich genötigt ſehen, vom 
Händler zu kaufen, dieſem bei gleicher Qualität einen geringeren Preis 
zahlen als den Landwirten. 

Im ganzen Jahre war das Getreidegeſchäft ſchleppend und 
brachte wenig Nutzen, da trotz der reichen Ernte die Ware ſchwer 
heranzuziehen war. Die Angebote ſeitens der Landwirte haben ſich 
verringert, was beſonders darauf zurückzuführen iſt, daß der Getreide— 
verkauf der durch die Anſiedlungskommiſſion angekauften Güter durch 
die landwirtſchaftlichen Zentral- Darlehnskaſſen in Poſen und Danzig 
vermittelt wird. : 

Eine Beſſerung würde der Getreidehandel erhoffen, wenn die 
Eiſenbahn Unislaw Thorn und Thorn — Scharnau gebaut und die 
Staffeltarife nach dem Weſten wieder eingeführt würden. 

Während des ganzen verfloſſenen Jahres hat das Futtermittel— 
geſchäft, namentlich das in Kleie, Überraſchungen und teilweiſe große 
Enttäuſchungen gebracht. 

Die ſchlechten Ernteergebniſſe des Jahres 1901 ließen auf einen 
ſtarken Bedarf in Kraftfuttermitteln rechnen, der auch tatſächlich vor— 
handen geweſen iſt, den aber beſonders die Landwirte hieſiger Gegend 
mit Rückſicht auf ihre ſchlechte materielle Lage, die große Einſchränkungen 
gebot, nicht befriedigen konnten. Dies war ſchon Grund genug für 
Einengung des hieſigen Geſchäfts. Hierzu trat aber noch die geringe 
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Ernte in den Gegenden, welche die Hauptbezugsquelle für uns bilden, 
des Wolgagebiets, wodurch dort auf hohe Preiſe gehalten wurde, 
während dieſen hier jeder Stützpunkt mangelte. 

Endlich machten uns noch die im Norden und Süden Deutſch— 
lands gelegenen Mühlen vermittelſt des bis zum 1. Juli 1902 giltig 
geweſenen Notſtandstarifs für Kleie bis in unſre nächſte Nachbarſchaft 
hinein ſehr ſcharfe Konkurrenz. So konnte es nicht ausbleiben, daß 
die hieſigen Händler während der erſten Hälfte des Berichtsjahres mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen hatten, um ihre Abſatzgebiete auch 
nur in beſchränktem Maße ſich zu erhalten; von einer Ausdehnung 
des Geſchäfts konnte natürlich ebenſo wenig die Rede ſein, wie von 
einem nennenswerten Gewinn. Die Preiſe haben ſich während dieſer 
Periode im allgemeinen wenig geändert. Ein Umſchlag trat infolge 
anhaltenden Regenwetters in den Monaten Juli Auguſt und der 
hierdurch entſtandenen Verzögerung in der Ernte ein. An Futter 
herrſchte Mangel, Nachfrage in Kleie wurde recht lebhaft, wodurch 
eine rapide Preisſteigerung hervorgerufen wurde, ohne daß der große 
Bedarf befriedigt werden konnte, und die Inhaber von Waren wurden 
jetzt für die lange Zeit der Geſchäftsloſigkeit einigermaßen entſchädigt. 
Dieſer kurzen Periode des Aufſchwungs folgte eine um ſo längere von 
Geſchäftsunluſt und drückender Flaue. Das anhaltende Regenwetter 
hatte die Qualität der der Menge nach reichen Ernte, namentlich aber 
in Gerſte und Hafer, ungemein geſchädigt, ſodaß dieſe feuchten und 
ſchlechten Sorten zum Verkauf faſt ganz ungeeignet waren und nur 
zu Futterzwecken herhalten mußten, weshalb natürlich die Landwirte 
ſich im Kauf von Futtermitteln ungemein einſchränkten. Da in Weſt— 
preußen und Poſen die Regenperiode wohl länger angehalten hat als 
in den weſtlicher gelegenen Landſtrichen, ſo war hier denn auch der 
Bedarf an Kleie und Olkuchen noch geringer als in unſern ſonſtigen 
Abſatzgebieten, die aber namentlich nur helle mehlige Ware beziehen. 
Für dieſe Sorten hatte ſich der Abzug auf ziemlich guter Höhe 
erhalten, während die gewöhnlichen ruſſiſchen Sorten — die hieſigen 
Landwirte legen den Hauptwert auf Reinheit der Ware, weniger auf 
deren Farbe — andauernd nur ſchwerfälliges Unterkommen fanden. 
Unter dieſen Umſtänden büßten auch die Preiſe dauernd ein und 
ſtellten ſich am Schluſſe des Jahres auf etwa 60 — 70 Pf. für 100 kg 
niedriger als am Anfange, abgeſehen natürlich von der genannten 
Periode außergewöhnlicher Steigerung. Die Hoffnung auf Beſſerung 
im Frühjahr iſt geſchwunden, da die Vorräte von zu verfütterndem 
Getreide in erſter Hand noch recht bedeutend ſind. 
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Das Geſchäft in Olkuchen glich im großen und ganzen dem in 
Kleie, nur für Leinkuchen und Sonnenblumenkuchen zeigte ſich zeit— 
weiſe beſſere Nachfrage, die die Preiſe ſtützte, während andere Sorten, 
namentlich aber Rübkuchen derartig vernachläſſigt blieben, daß deren 
jetziger Wert als der niedrigſte ſeit vielen Jahren zu bezeichnen iſt. 
In letzter Zeit iſt auch der Bedarf an anderen Kuchenjorten geringer 
geworden, für die die Preiſe ebenfalls langſam, aber nachhaltig 
herunterzugehen begannen. 

Während für Kuchen die verſchiedenſten Gegenden Rußlands 
Lieferanten waren, ſind Kleibezüge in der Hauptſache aus den ſüd— 
lichen Gouvernements, deren Ernte im Berichtsjahre ſehr gut war, 
gemacht worden; die nördlich gelegenen Diſtrikte blieben uns wegen 
ihrer zu hohen Forderungen faſt dauernd verſchloſſen, was im Intereſſe 
der in den letzten Jahren mit vieler Mühe angebahnten Verbindungen 
recht bedauerlich iſt. j 

Das Jahr 1902 iſt für unſre Mühleninduſtrie in ſeinen erjten 
ſieben Monaten recht ſchlecht geweſen, da das Rohmaterial fehlte und 
man, nachdem auch die Vorräte in Oſtpreußen aufgebraucht waren, 
auf die Einfuhr von Weizen und Roggen aus Rußland angewieſen 
war. Die Preiſe waren deshalb hier unverhältnismäßig hoch und 
unſre Mühlen mußten, da ſie nach außerhalb nicht mehr konkurrenz— 
fähig waren, ihren Betrieb einſchränken. Dazu zogen die recht hohen 
Mehlpreiſe auch einen Import fremder Mehle hierher. Das ruſſiſche 
Getreide war aber nicht nur teuer, ſondern zeigte auch bei den 
Abladungen über Alexandrowo häufig bedeutende Fehlmengen, was 
ebenſoviel auf Unreellität der ruſſiſchen Ablader als auch auf Beraubung 
während des Transports zurückzuführen iſt. Die hieſigen Empfänger 
waren aber doppelt geſchädigt, da ſie auch für das fehlende Getreide 
den Zoll zu zahlen hatten. 

Mit Eintritt der neuen Ernte änderte ſich die Lage unſrer 
Mühleninduſtrie, wenn freilich auch ſich die Reife und das Herein— 
bringen namentlich des Roggens um beinahe vier Wochen verzögert 
und daher viele Mühlen wegen vollſtändigen Körnermangels ſtill 
ſtehen und durch Bezug von auswärtigem Mehl ihren dringendſten 
Bedarf decken mußten. Der quantitativ großartige Ausfall der neuen 
Ernte hat aber bald jeden durch den Stillſtand etwa verurſachten 
Schaden gedeckt. Anfangs machte die größere Feuchtigkeit des Getreides 
den Mühlen noch rechte Schwierigkeiten, was beſonders deshalb als 
läſtig empfunden wurde, als durch den vorhergehenden Mangel der 
Bedarf an Roggenmehl auf das Höchſte geſtiegen war und infolge 
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der klammen Beſchaffenheit des Getreides die Mühlen nur etwa drei— 
viertel ihrer vollen Leiſtungsfähigkeit erreichten. Da das gewonnene 
Mehl nicht ſo backfähig war, wie in ſonſtigen Jahren, wurde bei der 
Abnahme, wenn frühere Schlüſſe vorlagen, die Ware häufig bean— 
ſtandet, doch hat ſich jetzt der Konſument an die geringere Backfähigkeit 
des Mehles gewöhnt, weil faſt alles aus deutſchem Getreide der letzten 
Ernte hergeſtellte Mehl den gleichen Fehler, wenn auch mit der Zeit 
in geringerem Grade, aufweiſt. Die Müllerei iſt allmählich in die 
Bahnen eines zwar nicht übermäßig gewinnbringenden, ſo doch regel— 
mäßigen und auskömmlichen Geſchäftsganges gelangt, und dieſer gute 
Geſchäftsgang hat auch noch bis in das neue Jahr hinein angehalten. 
Es iſt reichlich Getreide vorhanden und die Mühlen können namentlich 
nach Wiedereröffnung der Schiffahrt mit ihrem Fabrikat bei ziemlich 
lohnenden Preiſen nach auswärts gehen, ohne daß gleichzeitig der 
lokale Markt überfüllt wäre. Die im Frühjahr 1901 zur Feſtſetzung 
und Hochhaltung der Mehlpreiſe für beſtimmte Diſtrikte ins Leben 
getretene Oſtdeutſche Müllerei-Vereinigung iſt daher auch zur Zeit 
zwecklos, da jede Mühle ihre volle Leiſtungsfähigkeit entfalten kann 
und dem freien Wettbewerb zu begegnen in der Lage iſt. 

Als äußerſt unbequem und geradezu ſchädigend für die Thorner 
Mühlen wird es empfunden, daß das hieſige Proviantamt bei ſeinen 
Roggeneinkäufen nicht der allgemeinen Preislage des Getreides 
Rechnung trägt, ſondern einen einmal angenommenen Preis fort— 
bezahlt, auch wenn er weit über die in der Umgegend gezahlten 
Preiſe hinausgeht. Dadurch wird aber den Thorner Mühlen, die 
einen großen Teil ihres Bedarfs aus dem hieſigen Markte nehmen, 
die Konkurrenzfähigkeit gegenüber den Nachbarmühlen während der 
Dauer des Einkaufs durch das Proviantamt bedeutend erſchwert. 

Über den Wollhandel im Jahre 1902 läßt ſich in dieſem Jahre 
inſofern günſtiger berichten, als die Konjunktur im Gegenſatz zu dem 
vorangegangenen Jahre ſteigend war. Trotz alledem geht aber der 
Wollhandel in unſerm Bezirk immer mehr zurück, denn die Landwirte 
finden bei der Schafzucht keinen Nutzen und ſchränken ſie deshalb ein, 
ſodaß kaum einige tauſend Zentner Schmutzwolle in den Handel 
kommen. Ein Teil der Landwirte handelt direkt mit Fabrikanten, ein 
Teil ſendet die Wolle zur Auktion nach Berlin. Die Preiſe fingen 
mit 40 Mk. an und ſtiegen bis 50 Mk. für 100 Pfund. Diejenigen 
Beſitzer, die mit ihrer Wolle nach Berlin zur Auktion gehen, behandeln 
ſolche vorzüglich und erhalten auch deshalb beſſere Preiſe. Das in 
unſerm Bezirk umgeſetzte Quantum Schmutzwolle kann auf 3—4000 
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Zentner geſchätzt werden, worunter aber auch ein Teil von auswärts 
bezogener Wolle ſich befindet. 

Das Jahr 1902 unterſchied ſich für den Abſatz von künſtlichen 
Düngemitteln wenig von dem vorhergehenden, denn es beginnt jetzt 
auch in unſrer Gegend der Verbrauch auf den einzelnen Gütern ziemlich 
gleichmäßig zu werden. Während in den früheren Jahren der Verluſt 
von Abnehmern — ſei es, daß dieſe infolge der allgemeinen Bewegung 
unter den Landwirten gegen die Kaufleute von deutſchen Genoſſen— 
ſchaften und die Polen auch aus nationalen Gründen von polniſchen 
Genoſſenſchaften kauften, oder daß die betreffenden Güter in die 
Hände der Anſiedlungskommiſſion übergingen — durch den jährlich 
zunehmenden Bedarf der treugebliebenen Käufer zum wenigſten aus⸗ 
geglichen wurde, trifft dies jetzt nicht mehr zu, ſodaß für das Berichts- 
jahr ein Minderabſatz gegen frühere Jahre zu bemerken war. 

Am empfindlichſten für unſern Düngemittelhandel ſind die Ankäufe 
der Anſiedlungskommiſſion, wodurch ein recht bedeutender Teil des 
Abſatzes, wenigſtens ſolange das betreffende Land in den Händen der 
Anſiedlungskommiſſion ſich befindet, ganz verloren geht. i 

Schädigend wirkt ferner die Beſtimmung des Kaliſyndikats, das 
die Kaufleute erheblich ſchlechter ſtellt als die landwirtſchaftlichen 
Vereine und Genoſſenſchaften. 

Die Zuckerfabrik Neu-Schönfee verarbeitete in ihrer letzten Kampagne 
vom 1. Oktober bis zum 12. Dezember 595896 Zentner Rüben, deren 
Durchſchnittspolariſation 14,75 % betrug. Die Kampagne der Zucker⸗ 
fabrik Unislaw begann am 3. Oktober und dauerte bis 14. Dezember. 
Es wurden darin 847000 Zentner Rüben verarbeitet, woraus 
111894 Zentner Rohzucker I. Produkt, 10844 Zentner II. Produkt und 
1500 Zentner III. Produkt gewonnen wurden. Die Ausbeute iſt gegen 
das Vorjahr um faſt 1 “% höher geweſen. 

Von der Zuckerfabrik Kulmſee iſt uns nachſtehender Bericht 
zugegangen: 

Unſre 21. Kampagne begann am 7. Oktober 1902 und wurde 
am 19. Dezember beendet. In 135 Arbeitsſchichten à 12 Stunden 
wurden 3119 160 Zentner Rüben verarbeitet gegen 3594280 Zentner 
im Jahre vorher. Die Durchſchnittsleiſtung in 24 Stunden betrug 
46210 Zentner gegen 48408 Zentner im Vorjahre. Die vielen Stod- 
rüben und der ſtarke Froſt in dieſer Kampagne haben die Verarbeitung 
ſtark beeinträchtigt. 5 

Angebaut waren in dieſem Jahre für uns 22754 Morgen und 
wurden davon im Durchſchnitt 140 Zentner pro Morgen geerntet gegen 
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147 ½ Zentner im vorigen Jahre. Die Rüben von ca. 500 Morgen 
waren im Boden eingefroren und gelangten nicht zur Ablieferung. 

Die Witterung war dem Wachstum der Rüben nicht günſtig, es 
fehlte vor allem Wärme und Sonnenſchein. Trotzdem war der Zucker— 
gehalt zufriedenſtellend — jedenfalls beſſer als man nach dem Wetter 
irgend hoffen durfte. 

Im Durchſchnitt der Kampagne hatten die Rüben 15,14 % Zucker 
i. d. R. gegen 14,86 % im Vorjahre. 

Zucker wurde gewonnen: 


427488 Zentner J. Produkt 13,705 0% 
17540 2 Nachprodukte — 0,562 9, 
445028 Zentner 14,267 % 


gegen 13,43 9% im Jahre vorher. 

Die große Überproduktion des vorigen Jahres hatte die Zucker— 
preiſe auf ca. 6 Mk. pro Zentner inkl. tranſito franko Neufahrwaſſer 
herabgedrückt, im Laufe der letzten Kampagne trat eine Beſſerung ein 
und ſtiegen die Preiſe bis auf 8 Mk. und darüber. Die Urſache dieſer 
Beſſerung iſt meiſt auf die Minderproduktion zurückzuführen, dieſe 
beträgt in Deutſchland ca. 11 Millionen Zentner und in Europa über- 
haupt ca. 24 Millionen Zentner. Durch dieſe Preisſteigerung und 
durch den Kartellgewinn, der pro Zentner Zucker ca. 1,30 Mk. beträgt, 
und durch oben beregte gute Qualität der Rüben wurde das finanzielle 
Ergebnis ein beſſeres als irgend erwartet; bis heute zahlten wir unſern 
Aktionären 80 Pf. pro Zentner Rüben neben freier Rückgewähr von 
48 9% Schnitzeln. Frachten für Rüben und Schnitzel trug die Fabrik. 

Ein Teil unſrer Produktion iſt noch unverkauft — dieſer zum 
heutigen Tagespreis eingeſetzt, dürfen wir aber beſtimmt darauf rechnen, 
noch eine Nachzahlung von ca. 10 Pf. pro Zentner Rüben leiſten, und 
den Aktionären eine Dividende gewähren zu können. 

Mit dem 1. September d. Is. tritt die Brüſſeler Konvention in 
Kraft und hört damit auch das Kartell auf. Wir ſtehen dann auf 
dem Weltmarkt dem Auslande in freier Konkurrenz gegenüber. Der 
Ausfuhrzuſchuß fällt fort, ein neues Kartell zu ſchaffen wird bei dem 
dann auf 2,40 Mk. herabgeſetzten Zollſchutz kaum gelingen. 

Wie ſich darnach die Verhältniſſe für unſre Induſtrie entwickeln 
werden, iſt heute ſchwer zu ſagen. 

Zu hoffen iſt, daß die zu erwartende Konſum— ae im 
recht erheblichen Maße eintritt. Es berechtigt hierzu die Verbilligung 
des Zuckers durch Herabſetzung der Konſumſteuer von 10 auf 7 Mk. 
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pro Zentner, Fortfall des Kartell-Aufſchlages und Verweiſung der 
künſtlichen Süßſtoffe in die Apotheken. 

Die Brennkampagne 1901/02 hatte eine außerordentlich große 
Spiritusproduktion ermöglicht und in Deutſchland Beſtände anſammeln 
laſſen, die Ende Mai 1902 die enorme Höhe von 190½ Millionen 
Liter erreichte. Derartige Vorräte waren in Deutſchland, ſo lange eine 
amtliche Statiſtik die Kontrolle der Vorräte ermöglicht, noch nicht vor— 
handen geweſen, und ſie überſtiegen die nächſtgrößten ſtatiſtiſch feſt⸗ 
geſtellten Vorräte noch um 48 Millionen Liter. Um den Preisdruck, 
den die Höhe dieſer Vorräte herbeizuführen drohte, zu mindern, ſchlug 
die Zentrale für Spiritus-Verwertung und der verbündete Ver⸗ 
wertungsverband deutſcher Spiritusfabrikanten den deutſchen Brennern 
eine Einſchränkung der Spiritusproduktion vor. Es gelang dem Ring, 
90½ „% der landwirtſchaftlichen Kartoffelſpiritusproduktion zu einer 
Einſchränkung in dem beanſpruchten Umfange vertraglich zu verpflichten 
und die Produktion weiterer 5½ % ebenfalls durch Vertrag zu 
begrenzen. Die Wirkung äußerte ſich ſofort nach Beginn der neuen 
Kampagne. Man fing mit der Spiritusproduktion erheblich ſpäter an 
als in früheren Jahren, ſodaß in den Monaten Oktober, November 
und Dezember bereits 32 Millionen Liter Spiritus weniger produziert 
wurden, als im Vorjahre. Die Spiritusbeſtände in Deutſchland, die 
im Jahre 1901 vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember um etwa 
47 Millionen Liter zugenommen hatten, haben ſich in demſelben Zeit— 
raum im Jahre 1902 um 5 Millionen Liter verringert. Die Spiritus- 
preiſe gingen infolgedeſſen in die Höhe und der Abſchlagspreis der 
Zentrale für Spiritus-Verwertung konnte von 30 auf 36 Mk. erhöht 
werden. Ermutigt durch dieſen Erfolg, beabſichtigt die Zentrale, auch 
in Zukunft die Produktion von Spiritus in der Höhe des jeweiligen 
Bedarfes feſtzulegen und dadurch einen lohnenden Preisſtand zu 
erzielen. ö 

Unſre Likörfabrikanten ſind natürlich mit der Preiserhöhung des 
Spiritus wenig einverſtanden, zumal da zu gleicher Zeit auch der Preis 
für Zucker durch das Zuckerkartell geſteigert worden war, während doch 
der Konſum bei dem wirtſchaftlichen Tiefjtand heruntergegangen war 
und ſich deshalb eine entſprechende Preisſteigerung der Liköre nicht 
durchführen ließ. 

Die Beurteilung, die der Spiritusring erfährt, iſt natürlich je 
nach dem Standpunkt des Beurteilers verſchieden. In den von dem 
Deutſchen Handelstag herausgegebenen „Außerungen von Mitgliedern 
des Deutſchen Handelstags über die Kartelle“ befinden ſich ver— 
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ſchiedene ſcharfe Urteile über das Weſen des Spiritus-Syndikats. 
Daraufhin hat uns ein unſerm Bezirk angehöriges Mitglied dieſes 
Kartells eine Schilderung der Organiſation und der Tätigkeit der 
Zentrale für Spiritusverwertung, G. m. b. H., zur Verfügung geſtellt, 
die wir gern hier aufnehmen, ohne uns die Ausführungen in allen 
Punkten zu eigen zu machen, doch glauben wir, daß derartige Berichte 
nur zur Klärung dienen können zu einer Zeit, in der die Frage der 
Nützlichkeit oder Schädlichkeit der Kartelle die geſamten Erwerbsſtände 
beſchäftigt. Der Bericht lautet: 

„Die Zentrale für Spiritus-Verwertung, G. m. b. H., ilt eine 
Vereinigung von Spritfabriken, die mit einer Vereinigung von 
Brennereien, dem Verwertungs-Verbande Deutſcher Spiritusfabrikanten, 
einen Vertrag geſchloſſen hat, deſſen weſentlichſte Beſtimmungen 
bedingen, daß der geſamte vom 1. Oktober 1899 bis 30. September 
1908 von den Brennereien erzeugte Rohſpiritus der Zentrale zur 
Verwertung geliefert werde, während die Zentrale ihn abzunehmen, 
und nach Bedarf als Sprit, denaturierten oder rohen Branntwein zu 
verwerten hat. 

Bei der Bildung der Zentrale wurde darauf Rückſicht genommen, 
daß auch die Rohſpiritushändler ihre Geſchäfte fortſetzen und mit 
ihrer früheren Brennerei-Kundſchaft in Verkehr bleiben können. Sie 
erhalten Proviſion für die Vermittelung des Verkehrs zwiſchen der 
Brennerei und der Zentrale, und ihre Spiritusreſervoire werden gegen 
angemeſſene Entſchädigung zur Lagerung des Spiritus benutzt. 

Es erſcheint nun zweckmäßig, zu zeigen, wie geſtaltet ſich der 
Verkehr 

J. zwiſchen den Rohſpiritus-Brennern und der Zentrale, 
2. zwiſchen den Geſellſchaftern der Zentrale, 
3. zwiſchen der Zentrale und der Kundſchaft. 

1. Jeder Brennerei wurde es überlaſſen, den Umfang ihrer 
Produktion ſelbſt zu beſtimmen. Andererſeits aber wurde auch eine 
Preisgarantie nicht übernommen. Man ging von der Erwägung aus, 
daß eine übergroße Produktion die Preiſe ſo ſenken würde, daß die 
ſchließlich unrentablen Preiſe die Produktion einengen müßten. Eine 
vertragliche Produktionsbeſchränkung für die Vertragsbrennereien, bei 
guten Preiſen für das Produkt, hätte eine Vermehrung der Brennereien 
auch da, wo ſie ſonſt eine wirtſchaftliche Berechtigung nicht beſaßen, 
hervorgerufen. 

Der durch Überproduktion erzeugte Preisdruck iſt auch in nicht 
kartellierten Betrieben das Mittel, um die Produktion und den Ver— 
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brauch in ein angemeſſenes Verhältnis zu bringen. Um einer drohenden 
Überproduktion zu Verluſt bringenden Preiſen vorzubeugen, betrieb 
die Zentrale im Jahre 1902 mit Erfolg eine Vereinbarung aller 
deutſchen Brenner zum Zwecke einer freiwilligen Einſchränkung der 
Spiritus⸗Produktion. 

Eine derartige verbindliche Selbſtbeſchränkung der Produktion 
wäre bei der großen Anzahl (über 4000) der abzuſchließenden gleich— 
lautenden Verträge ohne die Organiſation der Zentrale für Spiritus— 
Verwertung unmöglich geweſen. 

Die Verpflichtung der einzelnen Brennerei bezüglich der Produktions⸗ 
einſchränkung galt nur auf ein Jahr und dieſe zeitliche Begrenzung 
ſchaltete alle Gefahren aus, welche eine dauernde Produktionsbindung 
lediglich der Vertragsbrennereien für dieſe hätte bringen können, zumal 
der Preis für das Produkt ein mäßiger blieb. 

2. Der Verkauf wurde ſeitens der Zentrale ſo organiſiert, daß 
er ſich möglichſt in der gleichen Art, als früher, vollziehen konnte. 
Es iſt deshalb überall, wo Spritfabriken direkt mit ihrer Kundſchaft 
verkehrten, die Beſorgung der Geſchäfte dieſen Fabriken verblieben. 
Sie verkaufen und gewähren Kredite in der gleichen Art, wie früher. 
Die Geſchäfte nach denjenigen Gebieten, in denen Spritfabriken nicht 
beſtehen, und nach dem Auslande, werden von der Zentralſtelle 
beſorgt. 

Das Abrechnungsweſen zwiſchen den Geſellſchaftern der Zentrale 
mit dieſer iſt in einfacher und überſichtlicher Form geregelt. Die 
Handhabung des Verkehrs zwiſchen der Zentrale und ihren Mit— 
gliedern unterliegt den Beſchlüſſen der Generalverſammlungen der 
Zentrale. Es iſt dort niemals eine Klage zum Ausdruck gelangt, daß 
— wie in den „Außerungen von Mitgliedern des Deutſchen Handels— 
tags über die Kartelle“ es heißt — die Mitglieder „geknebelt“ ſeien. 

Das gemeinſame Zuſammenwirken einer großen Anzahl von 
Fabriten bedingt es, daß der individuellen Selbſtändigkeit des 
einzelnen Schranken gezogen ſind. Überall, wo ſich eine Vielheit von 
Menſchen zu einem gemeinſamen Zwecke verbindet, wird der einzelne 
ſich der Geſamtheit unterordnen müſſen. 

Die Geſellſchafter der Zentrale ſind über dieſe Notwendigkeit 
hinaus in ihrer Selbſtändigkeit nicht beſchränkt, in dem techniſchen 
Fabrikationsbetriebe ſind ſie vollſtändig frei; jede Erſparnis, welche 
eine Vervollkommnung des Betriebes mit ſich bringt, kommt dem 
einzelnen Fabrikanten ebenſo zu ſtatten, wie früher. 

3. Die Spirituspreiſe waren früher erheblichen und täglichen 
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Schwankungen unterworfen, welche für alle Spiritus verarbeitenden 
Induſtrien große Gefahren mit ſich brachten. 

Die Zentrale hat die für die einzelnen Brennkampagnen geltenden 
Verkaufspreiſe verhältnismäßig ſelten abgeändert; ſie hat in der Regel 
den für die Kampagne feſtgeſetzten Grundpreis nur um die Vergütung 
für die Koſten, welche die Lagerung, Verzinſung und Schwund der 
Ware verurſachen, erhöht. 

Die Angaben der „Außerungen von Mitgliedern des Deutſchen 
Handelstags über die Kartelle“, daß die Zentrale den Spritpreis von 
40 auf 55 Mk. erhöht habe, iſt unrichtig. Wenn man den früheren 
Berliner Spritpreis mit 4 Mk. über den Rohſpirituspreis der Berliner 
Börſe annimmt, dann war der Durchſchnittspreis 

Oktober September 1896/97 Mk. 43,82 
1 85 1897/98 Mk. 50,92 
8 8 1898/99 Mk. 45,33 
Mk. 140,07 = Mk. 46,69 
während der durchſchnittliche Berliner Verkaufspreis der Zentrale in 
den drei Jahren ihres Beſtehens 
Oktober September 1899 1900 Mk. 48,50 
er 5 1900/1901 Mt. 47,05 
y 7 1901/1902 Mk. 39,15 
Mk. 134,70 = Mk. 44,90 
betragen hat. Der Trinkkonſum in Deutſchland it in höherem Maße 
von der allgemeinen Wirtſchaftslage, als von dem Preiſe des Sprits 
abhängig. Die amtliche Statiſtik zeigt, daß, obwohl der Spirituspreis 
um 8 Mk. im Jahre 1901/02 zurückgegangen war und die Zunahme 
der Bevölkerung einen erhöhten Verbrauch begründete, der Trink 
konſum in dieſem Jahre um 3,2 Mill. Ltr. r. A. hinter dem Verbrauch 
des Vorjahres zurückgeblieben iſt. 

Der Gährungseſſig-Induſtrie hat die Zentrale beſondere Rabatte 
gewährt, die bei höheren Preiſen ſteigen. Die Zentrale wollte die 
Konkurrenzfähigkeit der Alkoholeſſig-Induſtrie gegen die Holzeſſig⸗ 
Induſtrie hierdurch kräftigen. 

Wenn man berückſichtigt, daß die Alkoholeſſig-Induſtrie in früheren 
Jahren bei ſteigenden Spirituspreiſen im Verhältniſſe zur Erhöhung 
der Spirituspreiſe ihre Produktionskoſten verteuert ſah, ſo muß man 
anerkennen, daß ſie der Zentrale eine Stärkung ihrer Poſition zu 
verdanken hat. i 

Eine Ausdehnung des Branntweinverbrauchs war nur zu 
erwarten, wenn es gelang, den Verbrauch von denaturiertem Brannt— 
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wein erheblich zu vermehren. Die Zentrale hat erhebliche Mittel auf— 
gewandt, um dieſen Verbrauch zu fördern. Die Einrichtung einer 
beſonderen Abteilung für die Verwendung von Branntwein zu 
techniſchen Zwecken hat der Fabrikation von Lampen, Kochern, Ofen, 
Motoren Anregungen für die Verbeſſerung und Verbilligung dieſer 
Apparate x. gegeben. Außerdem wurde der Branntweinpreis für? 
dieſe Verwendungszwecke ſehr niedrig geſtellt, und z. B. die Spiritus⸗ 
Motoren-Induftrie erſt durch die langfriſtige Garantie gleichmäßiger 
billiger Preiſe ermöglicht. Es iſt ein Verdienſt der Zentrale für 
Spiritus⸗Verwertung in Deutſchland neue Verwertungsarten für 
Spiritus geſchaffen zu haben, deſſen Rohprodukt, die Kartoffeln, für 
die Kultur des ärmſten Bodens eine große Bedeutung hat. Von 
dieſem Verdienſte erwähnen die „Außerungen von Mitgliedern des 
Deutſchen Handelstags über die Kartelle“ nichts. Dagegen tadeln 
ſie es, daß die Detailpreiſe für denaturierten Branntwein öffentlich 
bekannt gegeben werden. Dieſe Detailpreiſe laſſen dem Händler einen 
Nutzen von 20—30 9%, der mit Rückſicht auf die Ausſchaltung des 
Riſikos die Möglichkeit des Bezuges kleiner Mengen und die Größe 
des Umſatzes angemeſſen erſcheint. 

Was den Export der Zentrale anbelangt, iſt es richtig, daß die 
Zentrale zu billigeren Preiſen ins Ausland als im Inlande verkauft 
hat. Abgeſehen davon aber, daß hierfür alle Gründe anzuführen 
ſind, die im Intereſſe der deutſchen Produktion auch bei anderen 
Kartellen für die zeitweilige Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit ſolcher 
Verkäufe gelten, iſt zu berückſichtigen, daß die Verkäufe in den 3 voll— 
endeten Geſchäftsjahren der Zentrale nur etwa 4½ 9% der Produktion 
dieſer Jahre betragen haben. Es hat ſich auch hier lediglich um ſolche 
Mengen gehandelt, für welche im Inlande eine Verwendung nicht zu 
finden war. Auch wenn man die Inlandspreiſe auf das Niveau der 
Auslandspreiſe hätte ſinken laſſen, war die Verwertungsmöglichkeit 
nicht gegeben. Mußte man aber den Überſchuß zu Lager gehen laſſen, 
dann hätten die Koſten der Lagerung zu einer Erhöhung der Inlands— 
preiſe für die hier gebrauchten Mengen geführt. 

Die Intereſſen der heimiſchen Induſtrien, welche Spiritus: 
präparate exportieren, werden berückſichtigt. Die Atherfabriken z. B. 
erhalten für dieſe Zwecke erhebliche Preiserleichterungen. 

Zum Schluſſe will ich nicht unterlaſſen, gegen die Angabe der 
„Außerungen von Mitgliedern des Deutſchen Handelstags über die 
Kartelle“ mich zu wenden, daß die Zentrale für Spiritus-Verwertung 
gegen nicht dem Kartelle angeſchloſſene Betriebe „gewalttätig“ vor— 
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gegangen ſei. Es fehlt hier jede weitere Angabe, die eine Prüfung 
der Berechtigung eines ſolchen Vorwurfs möglich macht, und man 
hätte erwarten dürfen, daß wenn eine derartige Behauptung aufgeſtellt 
wird, ſie nicht beweislos veröffentlicht wird.“ 


Durch Bauten und Neueinrichtungen im vergangenen Jahre iſt 
die Thorner Stärkefabrik jetzt in die Lage geſetzt worden, Kartoffelmehl 
herzuſtellen, während ſie früher nur feuchte Stärke, die zur Weiter⸗ 
verarbeitung an das Hauptgeſchäft in Glogau geſandt wurde, 
fabrizierte. Gleichzeitig iſt eine gänzliche Umgeſtaltung des Waſſer— 
beſchaffungs-Syſtems vorgenommen worden, und man hofft, daß nun— 
mehr der Betrieb nicht wieder durch Waſſermangel gehindert werde. 

Die vorletzte Kampagne wurde Ende Februar 1902 beendet, das 
Reiben ſogar ſchon Ende Januar eingeſtellt, obwohl kein Mangel an 
Rohmaterial beſtand und die Preiſe ſehr niedrig waren. Die Preiſe 
waren doch noch zu hoch, um mit Vorteil feuchte Stärke daraus her— 
zuſtellen, da man die hohe Fracht von Thorn nach Glogau in Rechnung 
ſtellen mußte. 

Wegen nicht rechtzeitiger Vollendung der Bauten begann die 
letzte Kampagne erſt Mitte Oktober. Unter der allgemeinen Annahme 
einer reichlichen Kartoffelernte ſetzten die Kartoffelpreiſe mit 4½ bis 
4½ Pf. für das Prozent Stärkegehalt ein, um aber Ende November 
zu ſteigen und bei Schluß des Jahres die Höhe von 67 Pf. zu 
erreichen. Dieſe Befeſtigung der Kartoffelpreiſe iſt darauf zurück— 
zuführen, daß man die Ernte anfänglich überſchätzt hatte, auch hat der 
frühzeitig eintretende ſtrenge Froſt, der das Herausnehmen eines Teiles 
der Kartoffeln verhinderte, hierbei mitgewirkt. So wie ſich das Roh— 
material verteuerte, zogen auch die Preiſe für Kartoffelfabrikate an, 
denn während bei Beginn der Kampagne 14 Mk. für 100 kg Parität 
Thorn notiert wurde, ſtiegen dieſe Preiſe bis zum Schluß des Jahres 
auf 17,50 Mk. für Superior Kartoffelmehl. 

Die Arbeiterverhältniſſe waren ſtets günſtig, denn da die Arbeit 
in der Stärkefabrik dann beginnt, wenn die Außenarbeiten ihrem 
Ende entgegengehen, ſo herrſcht ſtets ein ziemlicher Andrang, zumal 
da die Löhne verhältnismäßig hoch ſtehen, wenn auch die Höhe der 
Löhne zum Teil durch die ſchwere und unangenehme Arbeit, wie ſie 
die Herſtellung von Kartoffelſtärke mit ſich bringt, gerechtfertigt wird. 


Stärke⸗ 
fabri⸗ 
kation. 


Der Kartoffelhandel war im Vorjahre ſehr geringfügig, da die Kartoffel, 
Qualität unſrer Kartoffeln nicht beſonders gut war und die aus- handel. 


wärtigen Stärkefabriken ſo ſchlechte Preiſe boten, daß ein Verſand 
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nicht möglich war. Nur zu Saatzweden wurden einige Partien nach 
Oſtpreußen verkauft, der Reſt diente dem Konſum des Platzes und der 
Umgebung. 

Holzhandel. Um die Lage des vorjährigen Holzmarktes beurteilen zu können, 
müſſen wir auf die Verhältniſſe des Vorjahres zurückgreifen und dieſe 
einer eingehenden Betrachtung unterziehen. 

Infolge der durch die vielen Konkurſe der Banken und der mit 
dieſen verbundenen induſtriellen Unternehmungen geſchaffenen Geld— 
Unſicherheit, wurde den Holzhändlern, die unter den durch den all— 
gemeinen Rückgang der Induſtrie, Aufhören der Bautätigkeit, hervor— 
gerufenen Umſtänden beſonders zu leiden hatten, in finanzieller 
Hinſicht das größte Mißtrauen entgegengebracht, der Kredit in jeder 
Weiſe entzogen. Namentlich den ruſſiſchen Importeuren wurde ein 
Flüſſigmachen von Kapitalien faſt unmöglich, umſomehr, als die 
Stimmung der intereſſierten Kreiſe eine derartig peſſimiſtiſche war, daß 
ſie auf eine baldige Beſſerung der beſtehenden Verhältniſſe nicht 
ſonderlich rechneten und immer nur auf den mit großen pekuniären 
Opfern verknüpften Mißerfolg der letzten Saiſon zurückblickten. Auf— 
grund dieſer Faktoren war es nun das Beſtreben der deutſchen wie 
ruſſiſchen Holzhändler, möglichſt wenig Hölzer auf den Markt zu 
bringen, damit in Anbetracht der noch mit Holz überfüllten Läger 
vom Vorjahre weitere Verluſte vermieden würden. Es trafen daher 
822 Traften weniger wie im Jahre 1901 ein. Nun zeigte ſich aber, daß 
der Markt doch aufnahmefähiger, als wie man erwartet hatte, ja daß 
ſogar ein Mangel an Rundholz ſpäterhin eintrat und das nach hier 
geflößte Quantum der Nachfrage durchaus nicht genügte. 

Die Preiſe zogen daher ſofort an und ſteigerten ſich, als die 
deutſchen Abnehmer einen Überblick über die Sachlage gewannen, 
bedeutend, ſodaß fie ſich ſchließlich ca. 30 % höher als im Herbſte des 
Vorjahres ſtellten. Die eintreffende Ware gelangte in den Beſitz der 
Konſumenten, noch ehe ſie den hieſigen Markt erreichte, und die 
ruſſiſchen Verkäuſer können mit den erzielten Erlöſen zufrieden ſein. 

Zu leugnen iſt jedoch nicht, daß die für Rohholz gezahlten 
Preiſe den Preiſen für Schnittmaterial in keiner Weiſe entſprachen und 
nur durch den Mangel an Rohſtoff bedingt wurden, wie die Mühlen 
auch nur den äußerſten Bedarf deckten und vielfach von Abſchlüſſen 
überhaupt abſahen. 

Nach Schillno gelangten bis 15. November d. Is. 927 Traften, 
welche laut nachſtehender Berechnung den ungefähren Wert von 

20 Millionen Mark haben. 
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Was nun die Ausſichten für nächſtes Jahr anbetrifft, kann man 
dieſe keineswegs als ſchlechte bezeichnen, da durch den Mangel an 
Rundholz die vorhandenen Vorräte vollſtändig geräumt worden und 
die Nachfrage ſehr lebhaft zu werden verſpricht. 

Man nahm anfangs an, daß die Importeure, angelockt durch die 
gezahlten hohen Preiſe, das zwei- bis dreifache Holzquantum auf den 
Markt bringen und infolgedeſſen die Preiſe bedeutend herabgehen 
würden, doch glaubt man heute nicht mehr, daß ſo maſſenhafte 
Zufuhren ankommen werden, denn der ſchlechte Winter erſchwerte das 
Heranſchaffen der Hölzer an die Waſſerſtraßen und ſo rechnet man auf 
höchſtens 1500 Traften. 

Erfreulich iſt es, daß nunmehr der Bau des Holzhafens geſichert 
iſt und dadurch die zahlreichen Mängel, die das Anſtellen der Traften 
hier auf der Weichſel mit ſich bringt, vermieden werden. 

Eine Hebung des Weinhandels im Berichtsjahre iſt bei der Fort- 
dauer der gedrückten wirtſchaftlichen Lage leider nicht zu konſtatieren, 
zumal das fortdauernde Angebot ſogenannter Ausverkäufe und aus 
Liquidationsmaſſen herſtammender Weine dazu beiträgt, den reellen 
Weinhandel zu erſchweren. Der Konſum bewegte ſich hauptſächlich in 
Weinen geringer und mittlerer Klaſſen, während höhere und hoch— 
klaſſige Weine weiter nur ſchwache Nachfrage zeigten. 

Die Leſen der verſchiedenen in Betracht kommenden Produktions— 
Gebiete haben ſowohl quantitativ als auch qualitativ nur mittelmäßige 
Erträge geliefert. 

In Frankreich ſteht der Ertrag des Jahres 1902 hinter den 
beiden Vorjahren zurück und auch die Qualität des Weines, ſoweit 
ſie ſich bis jetzt mit Sicherheit beurteilen läßt, hat bisher nicht 
vermocht, Vertrauen zu erwecken, ſodaß der Handel bisher ſich dieſem 
Jahrgange gegenüber in der Hauptſache zurückhaltend gezeigt hat. 
Dagegen haben, nachdem die Weine des Jahrganges 1900 größtenteils 
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placiert waren, die 1901er lebhaftes Intereſſe geweckt, indem dieſelben 
ſich immermehr als geſunde ſehr brauchbare Weine erweiſen. 

Auch im Moſel- und Rhein-Gebiet ſind die Hoffnungen, die 
man anfänglich auf den 1902er Jahrgang geſetzt hatte, nicht erfüllt 
worden; ſowohl das geerntete Quantum als auch die erzielte Qualität 
blieb hinter den gehegten Erwartungen zurück. 

Die durch den Reichstag am Schluſſe vorigen Jahres bewirkte 
en bloc Annahme des Zolltarifs, wodurch der von der Regierung 
vorgeſchlagene Staffeltarif nach Alkoholgraden für Wein angenommen 
worden iſt, hat nicht verfehlt, die am Weinhandel intereſſierten Kreiſe 
ſtark zu beunruhigen. 


Wie wir bereits in der allgemeinen Überſicht hervorhoben, war 
die Bautätigkeit in unſerm Bezirke abgeſehen von den Städten Kulm 
und Brieſen ſehr gering, ſodaß die Schneidemühlen nur mühſam ihren 
Betrieb aufrecht erhalten konnten. In Kulm wurden, außer fiskaliſchen 
Bauten, zur Steuerung der dortigen Wohnungsnot auch viele Privat— 
gebäude ausgeführt, und in Briefen brachte die Anſiedlungs— 
Kommiſſion etwas Leben. Überall wird aber geklagt über das 
Mißverhältnis zwiſchen den Rohholzpreiſen und den Preiſen für 
Schnittwaren, denn wenn die Holzwerke auch nur geringen Abſatz 
hatten, mußten ſie bei den mäßigen Zufuhren die geforderten Preiſe 
bewilligen, da ſie das Material brauchten, einmal zur Erledigung ein— 
gegangener Verpflichtungen, ſodann auch, um ihre Werke überhaupt 
zu beſchäftigen. Der Abſatz nach den Nachbarprovinzen Oſtpreußen 
und Poſen ſowie nach Berlin war ebenfalls nur von ganz kleinem 
Umfange. 

Geklagt wird über die Holzauktionen der Oberförſtereien hieſiger 
Gegend. Dieſe halten Lokaltermine für ländliche Beſitzer ab, wobei 
die Holzhändler nicht zugelaſſen werden. Die verbleibenden gering- 
wertigen Reſte und ganzen Schläge kommen dann zum ſchlagweiſen 
Ausgebot, und die Händler zahlen in der Regel für minderwertige 
Ware 15—20 9% mehr als die Beſitzer. Gute Bretterware und 
fehlende Bauhölzer werden dann von der Landkundſchaft auf Kredit 
genommen, und es geht den Schneidemühlen durch die ſchleppende 
Zahlungsweiſe und durch Zinsverluſt der an ſich ſchon knappe Ver— 
dienſt faſt ganz verloren. Den Thorner Schneidemühlen wird durch 
die Ausdehnung der Uferbahn der Auswaſchplatz von Jahr zu Jahr 
mehr verengt, und es erwachſen ihnen dadurch, daß ſie die Hölzer 
lange Zeit im Waſſer treiben laſſen müſſen, erhebliche Mehrkoſten. 


Holy 
ſchneide⸗ 
mühlen. 


Leder; 
und Schub: 
waren. 


Maſchinen⸗ 
bau. 
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Das Garledergeſchäft im Jahre 1902 war recht ſchwierig. Für 
Unterleder erhöhten die Gerber durchweg ihre Preiſe, weil beſonders 
ausländiſche, aber auch inländiſche Rindhäute bei knapper Zufuhr 
weſentlich teurer wurden, andererſeits der Bedarf in unſrer Gegend 
nicht lebhaft war und bei den knappen Geldmitteln der Sattler und 
Schuhmacher größte Vorſicht bei Gewährung von Kredit beobachtet 
werden mußte. Auch die Preiſe für Oberleder, wie Roßleder, Kalb— 
leder und beſonders Schafleder zogen an. Schuhleder wird durch die 
immer weiter ausgebildete Chromgerbung für viele Zwecke verwendbar 
gemacht, wozu es lohgegerbt nicht zu brauchen war. 

Kipſe aus indiſchen Rindhäuten gingen derart hoch bei ungenügender 
Qualität, daß darin das Geſchäft gänzlich unlohnend wurde. 

In rohen Rindhäuten, Kalb- und Ziegenfellen war bei geringeren 
Schlachtungen das ganze Jahr glatter Abſatz zu ſteigenden Preiſen 
vorhanden. Roßhäute lagen zuerſt ruhig, bis auch hierin in den 
letzten Monaten des Berichtsjahres Nachfrage eintrat. Schaffelle 
waren das ganze Jahr ruhig, und die Preiſe dafür zeigten, wie für 
Haſenfelle, weichende Tendenz. 

Das Detailgeſchäft in Leder wird von Jahr zu Jahr weniger 
nutzbringend, weil der Schuhmacher, der Schuhe und Stiefel nach 
Maß arbeitet, immer mehr verſchwindet. Die Fortſchritte der Fabrikation 
verdrängen dieſen Handwerksbetrieb nach und nach, und in abſehbarer 
Zeit werden neben den Fabriken nur noch die kleinen Flickſchuſter ihre 
Exiſtenz finden können, wodurch auch das Lederausſchnittgeſchäft 
beſeitigt oder doch nur als nebenſächlicher Geſchäftsbetrieb wird weiter— 
beſtehen können. 

Für die Schuhfabriken lagen bis Pfingſten genügend Aufträge 
vor. Dann wurde der Bedarf ſehr ſchwach und es wurde dadurch 
unmöglich, beim Verkauf höhere, der Verteuerung des Rohmaterials 
entſprechende Preiſe zu erzielen. Arbeitskräfte waren in genügender 
Anzahl ſtets vorhanden. 

Der Geſchäftsgang im Berichtsjahre war zwar etwas reger als 
in den beiden Vorjahren, dennoch ſind die gehegten Erwartungen nicht 
ganz eingetroffen, und es ſind namentlich noch recht große Vorräte an 
landwirtſchaftlichen Maſchinen trotz der guten Ernte und der fort— 
ſchreitenden Anſiedlung unverkauft geblieben. Einigen Erſatz fanden 
die Maſchinenfabriken in größeren Lieferungen für die Eiſenbahn— 
Verwaltung, wodurch insbeſondere die Gießereien gut beſchäftigt wurden. 

Das Geſchäft krankt vor allen Dingen daran, daß faſt ohne Aus— 
nahme große wie kleine Beſitzer nicht nur keine Anzahlung auf die 
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gekauften Maſchinen leiſten, jondern auch noch mit Abzahlungen auf 
vorjährige Entnahmen im Rückſtande bleiben. Der Landmann bean— 
ſprucht durchweg ein Ziel von 2—3 Jahren, und Käufe gegen Bar— 
zahlung kommen nur in vereinzelten Fällen vor. 


Bei den Lieferungen von größeren Eiſenkonſtruktionen u. a. m. 
im Submiſſionswege wurden infolge der überaus großen Konkurrenz 
nur ſehr gedrückte Preiſe erzielt, ſodaß bei dieſen Arbeiten von einem 
Verdienſt kaum die Rede ſein konnte. Der Geſchäftsverkehr mit Ruß— 
land hat faſt ganz aufgehört. 


Dringend erwünſcht wäre es für die Maſchinenfabriken in Thorn 
und Mocker, wenn der Bahnhof Mocker endlich einen Überladekrahn 
erhalten würde. Ferner klagt man über die Verkürzung der Annahme- 
friſt für Stückgüter und wünſcht, daß ſie wieder bis 7 Uhr abends 
ausgedehnt werde. Bei größerem Verſand, beſonders von landwirt— 
ſchaftlichen Maſchinen in der Saiſon, von März bis Okßtober, ſei es 
faſt unmöglich, die Stückgüter bis 6 Uhr zur Ablieferung zu bringen, 
auch komme es in dieſer Zeit häufig vor, daß in den ſpäten Nach— 
mittagsſtunden telegraphiſche Aufträge eingingen, die bei der verkürzten 
Annahmefriſt nicht mehr zur Ausführung gebracht werden könnten. 


Die Ziegeleien bei Kulm, Brieſen und Neumark haben im Vor— 
jahre leidlichen Abſatz gehabt, dagegen hatten die großen Ziegeleien 
in Gramtſchen und Leibitſch ihren Betrieb gänzlich eingeſtellt, da ſie 
noch Millionen von Ziegeln und Drainröhren vorrätig liegen hatten. 
Davon ſind nach und nach größere Poſten zu recht gedrückten Preiſen 
verkauft worden, wobei die Eiſenbahnverwaltung ſowie einige aus— 
wärtige Firmen die Hauptabnehmer waren. Während nach der Stadt 
Thorn kaum nennenswerte Verkäufe zu ermöglichen waren, ließ ſich 
der Ziegelabſatz nach Mocker etwas beſſer an. Die Rudaker Ziegeleien 
fanden, wenn auch zu kaum noch lohnenden Preiſen guten Abſatz und 
zwar ſowohl bei dem Eiſenbahnfiskus als auch bei den Bergwerks— 
und Induſtrieunternehmungen Inowrazlaws. Auch bei Schluß des 
Berichtsjahres ſind von den Vorräten der Ziegeleien des Thorner 
Kreiſes noch große Mengen unverkauft geblieben, ſodaß dieſe Betriebe 
ſich entſchloſſen haben, in dieſem Jahre nur ein Sechſtel der normalen 
Produktion herzuſtellen. Die Ungunſt der letzten Jahre hat die der 
Thorner Ziegelei-Vereinigung bisher noch ferngebliebenen benachbarten 
Ziegeleibeſitzer veranlaßt, ihre iſolierte Stellung aufzugeben, worauf 
denn auch in den letzten Monaten des Berichtsjahres trotz der geringen 
Bauluſt die Preiſe etwas in die Höhe gingen. Da ſeit Frühling 
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dieſes Jahres ſich hier eine ziemlich lebhafte Bautätigkeit zu entwickeln 
beginnt, gehen auch die Ziegeleien einer beſſeren Zukunft entgegen. 
Die notierten Preiſe betrugen für: 


Hintermauerungsziegel (Schluff) . 17½ — 18½ — 20 Mk. 
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für 1000 Stüd ab Ziegelei. 

Drainröhren und Dachſteine waren einigermaßen gefragt, doch 
kam auch hier der Geſamtumſatz dem der früheren Jahre nicht 
annähernd gleich. 

Die von den Gramtſchener und Leibitſcher Ziegeleien an die 
Kleinbahn Mocker —Leibitſch geknüpften Hoffnungen auf Vergrößerung 
ihres Abſatzgebietes durch Verbilligung der Transportkoſten haben ſich 
bisher leider in keiner Weiſe erfüllt, denn für die ganze Strecke nach 
Inſterburg zu bleibt nach wie vor Papau Verladeſtation, wenigſtens 
für die Gramtſchener Werke, da dieſer Weg immer noch der billigere 
iſt. Für Thorn kann die Kleinbahn gleichfalls nicht in Frage kommen, 
denn hierher ſtellt ſich der Ziegeltransport mittelſt Fuhrwerk direkt 
zum Bauplatz weſentlich günſtiger als durch Bahnverladung. Die 
Expeditionsgebühr von 6 Mk. für den Waggon iſt für die kleine auf 
der Leibitſcher Bahn zu durchlaufende Strecke zu hoch, und da bei 
Überführung auf die Staatsbahn nochmals Expeditionsgebühren zu 
zahlen ſind, ſo iſt bei einem Produkt wie Ziegeln, die einen weiten 
Transport überhaupt nicht tragen können, an eine Bahnverſendung 
erſt dann zu denken, wenn man ſich entſchließen würde, die Kleinbahn 
zu verjtaatlihen. Dann aber iſt bei einigermaßen billigen Tarifen 
eine gute Rentabilität dieſer an ſich ſehr lebensfähigen Kleinbahn ſicher. 

Der Steinhandel war ſehr gering, da nur wenig Chauſſeen 
gebaut worden ſind und auch die Pflaſterungen in den Städten wenig 
umfangreich waren. Dazu kommt noch, daß man immer häufiger 
direkt von den Brüchen kauft, mit denen die Händler ſchwer konkurrieren 
können. Der Bezug von ſchwediſchem Material war unbedeutend, da 
die Städte des hohen Preiſes wegen ſich nicht zu dem Ankauf 
ſchwediſcher Steine entſchließen können, obgleich dieſe ihrer Haltbarkeit 
und Güte wegen das beſte und billigſte Pflaſtermaterial ſein ſollen. 

Das verfloſſene Berichtsjahr hat irgendwelche bemerkenswerten 
Ereigniſſe auf dem Stabeiſen- und Eiſenmarkte nicht aufzuweiſen. Es 
war ein ruhiges Jahr und ein ſtilles ſchleppendes Geſchäft. Die 
erwartete Geſundung der Verhältniſſe iſt nicht eingetreten. Der im 
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Frühjahr 1902 etwas ſtärker hervorgetretene Bedarf reichte nicht aus, 
um die Werke auf längere Zeit voll zu beſchäftigen und die in Ausſicht 
genommenen Preiserhöhungen durchzuführen. Es trat im Gegenteil 
ſchon in den Sommermonaten eine weitere Abflauung auf allen 
Gebieten der Branche ein, die bis gegen Schluß des Jahres anhielt. 


Unter dieſen Umſtänden iſt es kein Wunder, wenn ſelbſt die 
geringſte Unternehmungsluſt nicht hervorzutreten wagt und der große 
wie der kleine Verbraucher ſich nach wie vor Zurückhaltung bei Deckung 
des Bedarfs auferlegt. 

Ob für das nächſte Jahr eine Beſſerung der Verhältniſſe zu 
erwarten iſt, und allmählich wieder Vertrauen zurückkehren wird, iſt 
mindeſtens zweifelhaft. Man glaubt, daß eine wirkliche Geſundung 
der Verhältniſſe erſt mit dem Zuſtandekommen neuer für die deutſche 
Induſtrie günſtiger Handelsverträge eintreten kann und wünſcht, daß 
es dem kommenden Reichstage gelingen möge, die für die geſamte 
Induſtrie im Vordergrunde der Intereſſen ſtehende Handelsvertrags— 
frage einer glücklichen Löſung entgegenzuführen. 


Was wir von der Geſchäftslage im allgemeinen geſagt haben, 
gilt auch für die Lage der Verhältniſſe an unſerm Platz insbeſondere. 
Dem etwas lebhafteren Frühjahrsgeſchäft im vergangenen Jahre folgte 


ein um ſo ſtilleres Herbſtgeſchäft, ſodaß es unſerm Stabeiſen- und 
Eiſenwaren-Großhandel nur ſchwer gelang, den Abſatz der Vorjahre 
zu erreichen. Für die Schwierigkeit der Lage unſres Eiſen-Großhandels 
kommen in erſter Linie die Verkehrsverhältniſſe in Betracht, die ſich zu 
Gunſten der Städte Bromberg und Danzig verſchoben haben. Wenn 
es nicht gelingt, durch den Ausbau der projektierten Bahnſtrecken, 
ſpeziell der Bahnſtrecke Unislaw Thorn, für unſern Platz günſtigere 
Verkehrs- und Frachtverhältniſſe zu ſchaffen, jo ſieht unſer Großhandel 
einer traurigen Zukunft entgegen. 

In den Kredit-Verhältniſſen iſt eine Beſſerung leider nicht wahr— 
zunehmen geweſen. Obwohl die Ernte des vorigen Jahres in unſern 
Provinzen durchweg gut geweſen iſt, konnte ſich die Landwirtſchaft 
von den Folgen der vorangegangenen Notſtandsjahre doch nicht völlig 
erholen und war nach wie vor mehr oder weniger auf Kreditnehmen 
angewieſen. Daß der kleine Handel in unſern Provinzſtädten, welcher 
in der Hauptſache auf die Landwirtſchaft angewieſen iſt, unter dieſen 
Umſtänden für ſeinen Teil den Kredit bei ſeinen Lieferanten aufs 
höchſte anſpannen mußte, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Nachſtehend geben wir eine Zuſammenſtellung der Preiſe, welche 
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von hieſigen Großhändlern am Schluß des Berichtsjahres im Vergleich 
zu den Preiſen des Vorjahres notiert wurden: 


Stabeiſen . . 12,50 Mk. pro 100 kg gegen 12, 
T Träger . ee: 

Grobbleche. . 15, e 

Feinbleche . . 15, Bi 

Drahtſtifte ee 

Blei. 26, re „ „ 

Zinn 255, a 

Zinkbleche . . 50, en 

alles frei Bahnhof Thorn. 


faſt g 


Mk. im Vorjahre 

wie im Vorjahre 

I I I 

gegen 14.— Mk. im Vorjahre 
„ an, ER 

wie im Vorjahre 

gegen 235, — Mk. im Vorjahre 
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Aus diejer Zuſammenſtellung iſt zu erſehen, daß das Berichtsjahr 


ar keine Preisveränderungen 
Das Geſchäft mit unſern 


gegen das Vorjahr gebracht hat. 
ruſſiſchen Nachbarn geht in allen 


Artikeln der Stabeiſen- und Eiſenwarenbranche immer weiter zurück. 
Wenn es in den früheren Jahren noch möglich war, wenn auch nur 
kleinere Poſten, Stabeiſen nach Rußland zu verkaufen, ſo hat das 
Geſchäft hierin vollſtändig aufgehört, da Rußland durch Gründung 
neuer modern eingerichteter Walzwerke in der Lage iſt, ſeine Abnehmer 
ſelbſt und zwar weſentlich billiger, als wir hierzu infolge des enorm 
hohen Zolles für Walzeiſen in der Lage ſind, zu verſorgen. 


Der Fahrrad- und Nähmaſchinenhandel iſt in den letzten Jahren 


und Näh- in unſerm Bezirk faſt ausſchließlich ein Abzahlungsgeſchäft geweſen, 
waſchinen. da die Verſandhäuſer den größten Teil der Kaſſageſchäfte fortnehmen. 


In Fahrrädern iſt die ausländiſche Konkurrenz faſt ganz zurückgetreten, 
dagegen beherrſchen die Amerikaner nach wie vor den Nähmaſchinen— 
markt. 


Die Fabrikation weiſt im Berichtsjahre geſteigerten Abſatz auf, 


und Silber- der beſonders bei einzelnen neuen Artikeln zum Ausdruck kam. 


Zum 


Schluß des Jahres fiel das Silber im Preiſe, einige Zahlungs— 
einſtellungen von Groſſiſten traten ein, ſodaß ſchließlich der Verdienſt 
nicht den Erwartungen entſprach. Der Handel in Juwelen und Gold— 
waren war in den Sommermonaten und um Weihnachten etwas 
beſſer, im ganzen iſt jedoch kein großer Unterſchied gegenüber dem 


Jahre vorher zu konſtatieren. 


Juwelen, ſpeziell Brillanten blieben 
hoch im Preiſe und waren nur mit kleinem Nutzen verkäuflich. 


Gut 


gearbeitete Silberwaren, namentlich Handarbeit, waren viel verlangt 
und brachten entſprechenden Nutzen, weniger dagegen Lagerwaren, die 
wegen der fallenden Konjunktur des Rohmaterials teilweiſe Verluſt 
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brachten. In unechten Waren konnte trotz erheblicher Preisherabſetzung 
kein nennenswerter Umſatz erzielt werden. 

Die Honigkuchenfabrikation gehört zu den wenigen Geſchäfts-⸗ Bonig⸗ 

zweigen unſres Bezirks, die auf ein günſtiges Jahr zurückblicken kuchen. 
können. Schon in den erſten Monaten trat eine Steigerung des 
Umſatzes ein, die auch bis zum Ende des Jahres, der Hochſaiſon, 
anhielt. Neue und große Abſatzgebiete ſind dabei erſchloſſen worden. 
Die Rohmaterialpreiſe waren im allgemeinen niedriger als im Vor— 
jahre, denn wenn das Mehl auch in der erſten Jahreshälfte ziemlich 
teuer war, erreichte es doch gegen Jahresſchluß einen normalen Wert— 
ſtand. Dagegen blieb der Zucker durch die willkürliche Preisbildung 
des Zuckerkartells andauernd hoch. 

Die inländiſche Honigernte war recht ungünſtig, ſodaß kaum ein 
Fünftel des vorjährigen Quantums eingekauft werden konnte. Schuld 
daran waren die ſchlechten Witterungsverhältniſſe des Winters 1901/02, 
der einen großen Teil der Bienenbeſtände vernichtete. Amerikaniſcher 
Honig erreichte dagegen bei der großen Produktionsfähigkeit Kubas 
im Frühjahr einen ſehr niedrigen Preisſtand; ebenſo waren Mandeln 
zu mäßigen Preiſen erhältlich. 

Der Umſatz der hieſigen Bonbon- und Schokoladenfabrik zeigte Jenbon— 
im Jahre 1902 eine kleine Beſſerung gegen das Jahr vorher, jedoch und Schoko- 
glaubt man, daß der Nutzen wegen der ſehr hohen Zuckerpreiſe eher laden 
noch zurückgegangen iſt, denn es iſt nur ſchwer und langſam möglich, fabrike 
für die Fabrikate entſprechend höhere Preiſe zu erzielen. Man hofft en 
daher, daß das Inkrafttreten der Brüſſeler Konvention hier eine nam— 
hafte Erleichterung bringt durch Herabſetzung der Zuckerpreiſe. 

Zu bemerken war, daß die Polen, die ſonſt als gute Konſumenten 
auftraten, hier infolge des wirtſchaftlichen Abſchluſſes gegenüber den 
deutſchen Geſchäften erheblich weniger kauften. Sehr bedauert wird, 
daß der Grenzverkehr mit Rußland ſo gering iſt, was man auf 
Erſchwerungen ſeitens Rußlands zurückführt. Hier wird hoffentlich der 
neue Handelsvertrag mit Rußland Beſſerung bringen. 

Die Seifenfabrikation hat im Berichtsjahre durch Aufhören des seiten, 
Preiskartells außerordentlich ungünſtig gearbeitet, denn durch die fabri— 
wiederhergeſtellte freie Konkurrenz trat ein erheblicher Preisrückgang kation. 
der Fabrikate ein, dem aber andauernd ſehr hohe Preiſe für Roh— 
material gegenüberſtanden. Dazu kam noch, daß ſich der Abſatz infolge 
der vorausgegangenen Mißernten bedeutend verringert hatte. Viel zu 
klagen haben die Thorner Seifenfabriken über unſre Bahnhofs— 
verhältniſſe, die für die Anlieferung von Stückgütern recht ungünſtig 
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ſind, denn die Einrichtungen auf der Station Mocker ſind unzureichend, 
und der Transport nach dem Hauptbahnhofe erfordert viel Zeit 
infolge der weiten Entfernung und verurſacht außerdem durch die 
Zahlung des Brückengeldes große Unkoſten. Es iſt deshalb ſchon 
wiederholt der Wunſch ausgeſprochen worden, daß die Uferbahn auch 
dem Stückgutverkehr zugänglich gemacht werde. . 

Der Bierabjag im Jahre 1902 iſt infolge des kalten und 
regneriſchen Sommers zurückgegangen und ebenſo drückte die allgemeine 
wirtſchaftliche Lage auf den Bierkonſum, ſodaß das Jahr für die 
Brauereien nicht beſonders gewinnbringend war. Die Preiſe der ver— 
wendeten Rohmaterialien haben ſich ungefähr auf gleicher Höhe 
gehalten, wie im Jahre vorher, dagegen war aber die Qualität, 
wenigſtens der Gerſte letzter Ernte, bedeutend geringer. Durch das 
regneriſche Wetter hat ſie derart gelitten, daß ihre Verwendbarkeit für 
Brauzwecke ſich erheblich vermindert hat. Es iſt z. B. vorgekommen, 
daß äußerlich gut ausſehende Gerſte nur ein Keimvermögen von 
34 % hatte und daher zum Brauen nicht benutzt werden konnte, 
ſondern verfüttert werden mußte. Die Hopfenernte war in Deutſch— 
land und Oſterreich recht günſtig, ſodaß man niedrige Preiſe erwarten 
konnte, die zunächſt auch eintraten, aber bald in die Höhe gingen, als 
es ſich herausſtellte, daß England und Amerika wenig Hopfen geerntet 
hatten, weshalb bedeutende Partien dorthin ausgeführt wurden. 

Über die ungünſtigen Verhältniſſe der kleinen und mittleren 
Brauereien iſt uns auch in dieſem Jahre wieder ein Bericht zugegangen, 
den wir, ohne ihn uns in allen Stücken zu eigen zu machen, hier zum 
Abdruck bringen: 

„Leider kann über die Lage der Brau-Induſtrie im vergangenen 
Jahre nach keiner Richtung hin günſtig berichtet werden. Von den 
Münſchen, welche die Brauer ſo vielfach durch Wort und Schrift 
haben laut werden laſſen, iſt ſeitens der Geſetzgebung auch nicht einer 
berückſichtigt worden. Wir haben bis heute weder den Staffeltarif 
noch das Surrogatverbot, ohne welche beiden die Brauer der nord— 
deutſchen Brauſteuergemeinſchaft niemals in der Lage ſein werden, 
ihrem Gebräu jenen einwandsfreien Ruf zu verſchaffen, welchen die 
Münchener Biere genießen. Das ganze Streben der Brauer muß 
daher in erſter Reihe nach wie vor darauf gerichtet ſein, bei der 
Geſetzgebung die Erfüllung dieſer beiden vornehmlichſten Wünſche 
durchzuſetzen. 

In zweiter Reihe, aber nicht minder von Wichtigkeit iſt dann die 
allgemeine Durchführung des Verkaufs von Bier nur in amtlich 
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geaichten Gebinden. Auf dieſe Weile würde es dem reellen Brauer 
ermöglicht werden, mit größerem Erfolge gegen unreelle Betriebe vor— 
gehen zu können. Auch dieſes Anliegen iſt an zuſtändiger Stelle ſchon 
mehrfach unterbreitet worden, ohne daß meines Wiſſens regierungs— 
ſeitig hierauf irgend welches Gewicht gelegt worden iſt. 

Es iſt nicht verſtändlich, weshalb die maßgebenden Stellen ſich 
dieſen durchaus berechtigten Forderungen aus Brauerkreiſen gegenüber 
bisher vollſtändig paſſiv verhalten haben, da deren Einführung 
keineswegs große Hinderniſſe im Wege ſtehen können, und dieſelbe 
von faſt allen Brauern der norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft, 
namentlich aber denjenigen, welche Beſitzer von mittleren und kleinen 
Betrieben ſind, gewünſcht wird. 

Bewahrheitet es ſich, was ich kürzlich in einem Fachblatt geleſen 
habe, daß von der Regierung, entgegen anderen Nachrichten, eine 
demnächſtige Erhöhung der Brauſteuer nicht geplant wird, ſo hoffe ich 
zuverſichtlich, daß man energiſch an die Erfüllung der berechtigten 
Forderungen der Brauer herangehen wird. 

Leider hat ſich gerade im vergangenen Jahre die Behandlung 
derjenigen Brauer, welche mit der Steuerbehörde einen Fixations- 
vertrag eingegangen ſind, als eine äußerſt rigoroſe erwieſen. Bekannt— 
lich hat die kalte und naſſe Witterung des verfloſſenen Sommers 
bewirkt, daß die meiſten Brauer mit dem Abſatz ihres Bieres weit 
hinter dem der wärmeren Vorjahre zurückgeblieben ſind, ſodaß es 
vielen von ihnen nicht gelang, das fixierte Malzquantum auch nur 
annähernd zu erreichen. Dieſe hatten dann einen doppelten Schaden 
zu verzeichnen, erſtens einmal den Ausfall an Einnahme und zweitens 
die Zahlung der Differenz bis zur Höhe des fixierten Quantums an 
die Steuerbehörde. Auch hier waren es meiſtens die Beſitzer von 
mittleren oder kleinen Betrieben, die am meiſten geſchädigt worden 
ſind, und auch bei dieſer Gelegenheit hat ſich wiederum erwieſen, daß 
die Steuerbehörden vollſtändig nach dem Buchſtaben des Geſetzes 
gegangen ſind, ohne die Sache wohlwollend näher geprüft zu haben, 
indem ſie ſämtliche Petenten, die darum baten, die Differenz für das 
nicht verbrauchte Malzquantum ihnen gutzuſchreiben, unter Berufung 
darauf, daß ſie an dem Nichtverbrauch ſchuldlos ſeien, und das Geſetz 
ſelbſt eine Berückſichtigung des von höherer Gewalt Betroffenen 
zuließe, ſtrikte abwieſen. 

Günſtiger als die Behörden zeigten ſich glücklicherweiſe die 
Konjunkturen des Vorjahres dem Brauer geſtimmt, indem die Preiſe 
der Rohprodulte bei guter Qualität in Hopfen, bei weniger guter in 


Textil⸗ 
waren⸗ 
handel. 


118 
Gerſte, mittlere Tendenz hatten, ſodaß im Verein mit dieſer, und in 
der Vorausſetzung eines kommenden warmen Frühjahrs und heißen 
Sommers ein Teil des Schadens des Vorjahres allenfalls wieder 
eingebracht werden könnte. 

Wenn man bedenkt, welchen bedeutenden Nutzen der Staat in 
erſter Reihe, dann aber auch jeder einzige Ort, wo eine oder mehrere— 
Brauereien beſtehen, insbeſondere die meiſten kleinen Städte, von den 
Brauern haben, dann ſollte man doch von ſeiten der Behörden einer 
ſo außerordentlich nützlichen Induſtrie auch wirklich mit etwas mehr 
Wohlwollen begegnen, und ſich ihren berechtigten Wünſchen gegen— 
über in Zukunft nicht mehr jo paſſiv verhalten, wie dieſes bisher leider 
der Fall geweſen iſt.“ 

Im Kleinhandel mit Textilwaren kehren ſtändig die Klagen über 
die Konkurrenz der großen Verſandhäuſer wieder, die gerade den 
kaufkräftigſten Teil des Publikums an ſich ziehen. Im Vorjahre kamen 
hierzu die Nachwehen der ſchlechten Ernten von 1900 und 1901 ſowie 
die geringe Bautätigkeit, welche beiden Umſtände die Kaufluſt auf 
das äußerſte einſchränkten. Namentlich im erſten Halbjahr waren die 
Umſätze geringfügig. Die Ausfälle wurden allerdings durch das vom 
Wetter begünſtigte Herbſt⸗ und Wintergeſchäft ziemlich ausgeglichen, 
und es wurden namentlich in Wollwaren, Trikotagen und Pelzwaren 
gute Umſätze erzielt. Die Preiſe für Wollgarne haben im Laufe des 
Jahres eine ganz erhebliche Steigerung erfahren, auch Baumwolle 
und Baumwollgewebe ſind im Preiſe geſtiegen. 

Der Grenzverkehr iſt zurückgegangen, woran neben der Erſchwerung 
bei Ausgabe von Legitimationskarten die Mißſtimmung der Polen 
gegen die Deutſchen ſchuld iſt, außerdem aber auch die Erſtarkung der 
ruſſiſch-polniſchen Induſtrie. Auch in unſerm Bezirke ſelbſt ſuchen ſich 
die Polen immer mehr von den deutſchen Geſchäftsleuten zu emanzipieren. 
So ſchreibt man uns aus Löbau: 

„Die Konkurrenz des polniſchen Warenhauſes macht ſich noch 
immer fühlbar geltend, wenn auch nicht mehr in dem Maßſtabe, als 
in der erſten Zeit. Zum großen Teile iſt die Landbevölkerung auch 
gezwungen, dort zu kaufen, da ſie bei Geldbedarf auf die Bank 
ludowy angewieſen und infolgedeſſen auch dem Einfluſſe derſelben aus— 
geſetzt iſt. Leider beſteht hier ein deutſches kapitalkräftiges Inſtitut 
außer der Nebenſtelle der Kreisſparkaſſe nicht, welches dieſer polniſchen 
Bank mit Erfolg Konkurrenz machen könnte. Die Gründung eines 
ſolchen deutſchen Geldinſtituts, welches den Leuten zu kulanten Bedin— 
gungen Geld leiht, wäre von großem Vorteil, indem es die Land— 
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bevölkerung von der polniſchen Bank unabhängig machen und damit 
indirekt auch dem Deutſchtum nützen würde.“ 

Durch die geringe Beſchäftigung der ſtädtiſchen Bevölkerung und 
die geſchwächte Kaufkraft der Landwirtſchaft hat auch der Umſatz der 
Kolonialwarenhandlungen gelitten. Der Nutzen im Detailhandel iſt 
wegen der großen Konkurrenz ſchon in normalen Jahren recht gering- 
fügig und die meiſten Geſchäfte würden überhaupt nicht beſtehen 
können, wenn ſie nicht gleichzeitig Schant- und Deſtillationsgeſchäft 
betrieben. f 

Was die Bezugspreiſe der hauptſächlichſten Waren betrifft, ſo iſt 
zunächſt Kaffee ſeit Beginn des Jahres, mit Ausnahme einer kurzen 
aufſteigenden Periode in den Monaten Auguſt bis November, ſtändig 
im Preiſe zurückgegangen. Die Inlandspreiſe für Zucker ſind durch 
das Syndikat ſehr hoch gehalten worden, dagegen blieb Reis billig 
und ſtieg nur gegen Ende des Jahres etwas. Schmalz erreichte einen 
ſeit Jahren unerhört hohen Preisſtand, ebenſo iſt Speck und Margarine 
teurer geworden. Die Bezugspreiſe der übrigen Waren ſind ziemlich 
unverändert geblieben. 

Das Geſchäftsjahr 1902 verlief in recht ſtiller Weiſe. Das Verbot, 
Fleiſch- und Wurſtwaren mit Borſäure zu konſervieren, hat den Umſatz 
dieſes Artikels natürlich beträchtlich vermindert. Da vom 1. Oktober 
1902 ab zu allen ſpiritushaltigen mediziniſchen Tinkturen und Aus⸗ 
zügen verſteuerter Spiritus verwendet werden muß, ſo ſind ſeitdem 
die bekannten Hausmittel wie Kampferſpiritus, Baldrian-, Arnika⸗, 
Hoffmanns, Myrrhen- und Aloctinktur entſprechend verteuert worden, 
weshalb auch der Verbrauch erheblich eingeſchränkt worden iſt. Ferner 
iſt mit dem 1. April 1903 das Verbot des Verkaufs von Saccharin 
und allen künſtlichen Süßſtoffen in Kraft getreten, wodurch wiederum 
die Drogenhandlungen, die hauptſächlichſten bisherigen Verkaufsſtätten 
dieſer Artikel, großen Schaden erleiden. So wird durch Verbote, Ein⸗ 
ſchränkungen und ſonſtige neue Vorſchriften die Exiſtenzfähigkeit des 
Drogenhandels mehr und mehr eingeſchränkt, und alle Verſuche, die 
Reichsregierung zu bewegen, für die genommenen Artikel den Drogiſten 
gewiſſe unſchädliche Mittel wie Rhabarber, Bruſttee, Bruſtpulver u. ſ. w. 
freizugeben, ſind erfolglos geblieben. 

Außer für Spirituspräparate traten noch bedeutende Preis- 
ſteigerungen ein für weißen Medizinallebertran, ſämtliche Ammoniak⸗ 
präparate, Milchzucker, Glycerin, amerikaniſches Terpentinöl und 
Schwefeläther. 
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Der Abſatz der in Mocker beſtehenden chemiſchen Fabrik hat ſich 
in allen Artikeln gehoben, und zwar iſt der Abſatz in ätheriſchen Olen 
und Eſſenzen um ein Geringes, der in flüſſiger Raffinade um das 
Doppelte geſtiegen. Außer den benachbarten Städten kommt haupt— 
ſächlich Berlin als Abſatzort in Frage. 

Das Jahr 1902 iſt für das Speditionsgeſchäft wenig günſtig 
geweſen, da der Verkehr unter der allgemeinen ſchlechten Geſchäftslage 
zu leiden hatte. Dazu wird der Sammelverkehr von Berlin, Leipzig 
u. ſ. w. infolge des Stüdgut-Staffeltarifs immer ſchwächer. Auch die 
Zufuhren und Abladungen auf dem Waſſerwege waren nur gering— 
fügig, trotzdem der Waſſerſtand verhältnismäßig gut war. Da der 
größte Teil der Sommerung verregnete und zu Futterzwecken ver— 
wendet werden mußte, erlitt auch die Einfuhr von Futtermitteln eine 
ſtarke Einbuße. Am wenigſten nutzbringend iſt das Holzſpeditions— 
geſchäft geweſen, da die Geſamteinfuhr der aus Rußland und Galizien 
angekommenen Hölzer den noch nie dageweſenen Tiefſtand von nur 
927 Traften aufwies. 

Durch die in dem letzten Bericht angedeuteten beiden Umſtände, 
die bevorſtehende Eröffnung einer neuen Linie nach Rußland über 
Kaliſch ſowie die Erneuerung der Handelsverträge, ſchweben unſre 
Spediteure, ſoweit ſie ſich mit dem Verkehr von und nach Rußland 
befaſſen, in einer ſtändigen Unſicherheit. Der Anſchluß der Kaliſcher 
Strecke an das deutſche Eiſenbahnnetz würde eine vollſtändige Ver— 
ſchiebung nicht nur des hieſigen Speditionsgeſchäfts, ſondern auch des 
Futtermittel und Getreidegeſchäfts bedeuten. Große Beunruhigung 
hat die Veröffentlichung des ruſſiſchen Zolltarifentwurfs hervorgerufen, 
namentlich die beabſichtigte Differenzierung der Land- und Seezölle, 
bei deren Durchführung ein großer Teil der nach Rußland ein— 
zuführenden Waren der Beförderung über die Strecke Hamburg 
Alexandrowo und Danzig Alexandrowo entzogen werden würde. Es 
iſt allerdings wohl kaum zu befürchten, daß dieſe Differenzierung 
aufrechterhalten wird, wenn ein neuer Handelsvertrag mit Rußland 
zu ſtande kommt. i 

Die Ausfuhr nach Rußland war im Jahre 1902 wieder ver: 
hältnismäßig günſtig. Wenn auch der Aufſchwung, den die ruſſiſche 
Induſtrie wieder genommen hat, ſich nicht mit der Entwicklung ver— 
gleichen läßt, die vor der Kriſis lag und die jedenfalls zum Teil durch 
ihre Unſolidität auch dieſe Kriſis mit heraufbeſchworen hatte, ſo iſt das 
Geſchäft in Rußland doch wieder in eine langſam anſteigende günſtige 
Konjunktur gekommen. Durch Erſchließung der ſibiriſchen Bahnen iſt 
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das Abſatzgebiet für die Textilindujtrie in Ruſſiſch-Polen erweitert 
worden, weshalb auch die Einfuhr von Rohſtoffen und Halbfabrikaten 
über Alexandrowo und Nieszawa viel ſtärker war als im Jahre 1901. 
Größere Zahlungseinſtellungen, die den Spediteur in Mitleidenſchaft 
gezogen hätten, ſind nicht vorgekommen, dagegen wird nach wie vor 
darüber Klage geführt, daß der Verdienſt bei Verzollung an der 
ruſſiſchen Grenze durch die Konkurrenz der Kommerziellen Agentur 
erheblich geſchmälert wird. Ferner haben wiederholte Dekrete der 
oberſten Behörden in Petersburg das Verzollungsgeſchäft ſelbſt erſchwert, 
und viele Artikel, die früher anſtandslos zu dem richtigen und ihrem 
Werte entſprechenden Zollſatze durchgingen, werden jetzt einem Zolle 
unterworfen, der ihre Einfuhr unmöglich macht. 


Dem von dem Vorſtande der Thorner Elektrizitätswerke heraus— 
gegebenen Bericht entnehmen wir folgendes: 

„Das mit der Helios E. A. G. abgeſchloſſene Pachtverhältnis iſt 
aufgrund gegenſeitiger Vereinbarung mit Wirkung vom 1. Januar 1902 
ab aufgelöſt worden. 


Das Berichtsjahr 1902 iſt deshalb als das erſte zu betrachten, 
in welchem wir den Betrieb ſelbſt geführt haben. Die Beſtände des 
Inſtallationslagers und alle andern im Beſitz der Helios-Betriebs— 
leitung geweſenen Beſtände wurden von uns übernommen und mit 
Helios verrechnet. 


Zum Zwecke der Vereinfachung und Verbilligung des Betriebes 
ſind auch im abgelaufenen Jahre verſchiedene Anderungen an der 
Stromerzeugungsanlage vorgenommen worden. Die Betriebsausgaben 
konnten ſo ſehr verringert werden, daß trotz eines bedeutenden Aus— 
falles in den von der Bahn erbrachten Einnahmen der Betriebs— 
überſchuß im Vergleich zum Vorjahre um nahezu 50 /% größer wurde. 


Den größten Anteil an dieſen Erſparniſſen trägt die im Spät— 
herbſt 1901 in Betrieb geſetzte Rückkühlanlage. Während wir bis zu 
dieſer Zeit aus dem hieſigen ſtädtiſchen Waſſerwerk jährlich für etwa 
7000 Mk. Waſſer zu Kondenſationszwecken beziehen mußten, hat im 
Berichtsjahre infolge der Rückkühlanlage das unſerm Brunnen ent— 
nommene Waſſer zur Deckung des ganzen Bedarfs ausgereicht. Eine 
weitere Erſparnis, die im vollen Umfang erſt dem nächſten Jahre zu 
gute kommen wird, wurde dadurch erzielt, daß im Laufe des Jahres 
faſt alle Kohlenſorten, welche für den hieſigen Bezirk in Betracht 
kommen können, ſyſtematiſch einer Brennprobe unterzogen wurden. 
Durch dieſe Verſuche gelangten wir zur Auswahl einer Kohlenſorte, 
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welche gegenüber früheren Abſchlüſſen eine Erſparnis von etwa 20% 
geſtattet. 

Eine weſentliche Abänderung erfuhr die Maſchinenanlage. Die 
bisherige Stromabgabe für Licht: und Kraftzwecke geſchah durch 
Umformer, welche einen Umſetzungsverluſt von nahezu 30 “% auf— 
wieſen; dieſer Verluſt mußte den Lichtbetrieb unrentabel geſtalten. Es, 
wurde eine Abänderung dahin getroffen, daß nunmehr die Licht— 
maſchinen unmittelbar mittelſt Riemen von den Dampfmaſchinen 
angetrieben werden. Der Vorteil liegt außer in dem Fortfall des 
Umſetzungsverluſtes auch darin, daß die Leiſtungsfähigkeit der Zentrale 
durch das Freiwerden der früheren Motoren zu Stromerzeugungs— 
zwecken weſentlich erhöht worden iſt. 

In der Unterſtation am Zwinger wurde ein großer, leerſtehender 
Lagerraum zu einer Dienſtwohnung für den Akkumulatoren-Wärter 
umgebaut. 

Die offenen Anhängewagen, welche aus den Beſtänden der ehe— 
maligen Thorner Pferdebahn übernommen wurden, mußten einer 
gründlichen Ausbeſſerung unterzogen werden, da die Perrons ſich 
erheblich nach unten gebogen hatten. Durch Anbringung einer kräftigen 
Verſprengung aus Winkeleiſen gelang es, die Träger des Wagen— 
bodens wieder auszurichten und zu verſtärken. 

Der Straßenbahn-Betrieb erfuhr eine Vervollkommnung durch den 
Einbau eines Gleisdreiecks an der Schulſtraße, durch welches eine 
öftere Umkehrung der Motorwagen erzielt wird. Der Vorteil dieſer 
Einrichtung beſteht darin, daß die Radreifen ſich gleichmäßiger abnutzen 
und eine weit höhere Lebensdauer erreichen. 

Im Lichtnetz wurde im Sommer des Berichtsjahres nach voraus— 
gegangener gründlicher Prüfung des Kabelnetzes die Erdung des 
Mittelleiters vorgenommen, welche ſtörungslos verlief. Das Kabelnetz 
und die Freileitung wurden in mehreren Straßen erweitert, und im 
Überführungsmaſt in der Brückenſtraße eine Unterteilung des Haupt— 
kabels vorgenommen, um dieſe Straße für den Fall einer Störung 
unabhängig von zwei Seiten ſpeiſen zu können. 

Leider iſt in unſerm ſonſt guten Verhältnis zu den Behörden 
und Gemeinde- Vertretungen bezüglich der Gemeinde Mocker eine 
Trübung eingetreten. Im Widerſpruch zu den unſres Erachtens klaren 
Beſtimmungen des zwiſchen der Gemeinde Mocker und uns beſtehenden 
Vertrages hat die Gemeinde Mocker beſchloſſen, eine Gasanſtalt zu 
bauen und dieſen Entſchluß auch trotz unſres Widerſpruchs zur Aus— 
führung gebracht. Das von uns vertragsgemäß berufene Schieds— 


gericht konnte bisher noch nicht jeines Amtes walten, weil der von der 
Gemeinde Mocker benannte Schiedsrichter erſt gegen Ende des Jahres 
von einer Auslandsreiſe heimkehrte. Der Ausfall dieſes Prozeſſes iſt 
für unſer Werk nicht ohne Bedeutung. 

Auch mit der Thorner Stadtgemeinde iſt eine Streitfrage darüber 
entſtanden, inwieweit dem Magiſtrat das Recht zuſteht, die Errichtung 
oberirdiſcher Leitungen in dem Stadtgebiet zu verbieten. Nach ver- 
ſchiedenen Beſprechungen mit den maßgebenden Perſönlichkeiten, welche 
zu keiner befriedigenden Klärung der Frage führten, iſt beabſichtigt, eine 
prinzipielle Entſcheidung auf dem Klagewege herbeizuführen. 

Eine einſchneidende Entſcheidung wurde nach eingehenden Erwä- 
gungen in der Frage des Straßenbahntarifs getroffen. 

Die Verwaltung hat vom J. Januar 1903 ab den Verkauf aller 
Abonnementsmarken mit Ausnahme der Schülermarken aufgehoben, 
ſodaß von jetzt ab ein reiner 10 Pf.-Tarif beſteht. Wir hoffen dadurch 
eine ſtetigere Einnahme zu erzielen und uns von mannigfachen Unzu— 
träglichkeiten, ſowie von dem verwickelten Verwaltungsapparat, welchen 
der Markenverkauf erforderte, frei zu machen. 

Die Betriebsergebniſſe im einzelnen waren die folgenden: 
Tabelle 1. 


— — = = 
Wagenklm. bef. Perſonen verb. K W. St. Einnahmen?) Ausgaben **) 


1901 1418447 1122411 259404 107 666, — 73037, 

1902 422161 1063699 259222 101319, — 62445,50 
mehr | 3714 — - — — 
weniger - 58712 182 6347,— 10591,50 
M 0,89 5,2 0,695 5,86 14,4 


) reine Tarifeinnahmen. 

) reine Betriebsausgaben ausſchl. Generalunkoſten. 

Die ſehr erhebliche Abnahme der Bahnbenutzung findet ihren 
Grund in der ſchlechten allgemeinen geſchäftlichen Lage und der damit 
zuſammenhängenden Verminderung des Fremden- und Grenzverkehrs 
und der größeren Sparſamkeit eines jeden Einzelnen. Zudem waren 
die Witterungsverhältniſſe des vergangenen Sommers die denkbar 
ungünſtigſten. Ein ſchlechteres Ergebnis als das vorliegende kann 
daher, außergewöhnliche Ereigniſſe ſelbſtverſtändlich ausgenommen, für 
die Zukunft wohl als ausgeſchloſſen betrachtet werden. 

Günſtiger geſtaltet ſich das Ergebnis aus dem Lichtbetrieb. Trotz 
mehrerer größerer Abgänge iſt im ganzen eine Vermehrung zu ver— 
zeichnen. Es hat ſich erwieſen, daß die Konkurrenz, welche die Gas— 


technik in den letzten Jahren der elektriſchen Beleuchtung zu bieten 
drohte, auch hier in keiner Weiſe ernſtlich geworden iſt. Die motoriſchen 
Anſchlüſſe haben ſich gleichfalls wieder vermehrt. Jedoch iſt das hieſige 
Handwerk infolge der ſchlechten Geſchäfte des letzten Jahres nicht in 
der Lage geweſen, ſich der elektriſchen Kraft in dem Maße, wie es für 
dasſelbe wünſchenswert wäre, zu bedienen. 


* 
Die Betriebsergebniſſe am Jahresende ſind die folgenden: 
Tabeſſe II.) 
. Gläflampenanapt Bogenlampen Bietoren nude 
Anſchl. Zus Zu: Zu⸗ 


Zu- 
Wert gang [Anz. KW. gang St. PS. KW, gang 
950 0 


KWI. gang 
| KW, | % 9% 


2220 126,700 11,5 


) ausſchl. Eigenanſchluß. 


6637,62 28,523 86,35 75,23 40 239,61 20,8 


Tabelle III. 


erzeugte | Nutzbar abgegebene KW. Std. Eigen in Prozent 
KW. für für igen Insgeſamtſdeerzeugten 
Std. | Beleuchtung Kraft Bahn verbrauch KW. Std. 


38 704 
36,9% 71,2% 


Tabelle IV. 


10587 | 329854 880% 
0.20% 6,1% 


mehr in®/, „2 lo 


Betriebsausgaben für 
Licht u. Kraft unter Aus⸗ 
ſchluß allgem. Unkoſten 


reine Strom-Einnahmen für 


Beleuchtung gewerbliche Zwecke Insgeſamt 


Zugang 9% 


Die Ausſichten für das jetzt laufende Betriebsjahr ſind günſtig. 
Für das Lichtwerk kann eine weitere Entwicklung mit Sicherheit 
vorausgeſagt werden, und der Bahnverkehr dürfte ſich auch wieder 
beſſern umſomehr, als im neuen Jahre eine regere Bautätigkeit ein— 
treten wird.“ 

Der Betriebsüberſchuß betrug etwas über 40000 Mk., wovon ein 
Teil zur Dotierung verſchiedener Fonds und der Reſt von 30000 Mk. 
als Dividende des nominell 1500000 Mk. betragenden Aktienkapitals 
verwandt wurde. Die ſich ſonach nur auf 2 % belaufende Dividende 
würde ja eine recht geringe Verzinſung des Kapitals bedeuten, wenn 
nicht in Betracht zu ziehen wäre, daß ein bei weitem geringerer 
Betrag tatſächlich in dem Unternehmen feſtgelegt iſt. Der Auſſichtsrat 
hat übrigens vorgeſchlagen, das Grundkapital der Geſellſchaft um 
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300000 Mk. durch Vernichtung von zurückgekauften Aktien herab- 
zuſetzen. Dieſe 300 Aktien ſind nämlich der Geſellſchaft ſeitens der 
Helios E. A. G. zu Köln-Ehrenfeld zum Preiſe von 120000 Mk. 
angeboten worden. 

Dem uns von dem Herrn Landrat in Brieſen zur Verfügung 
geſtellten Verwaltungsbericht des dortigen Kreis-Ausſchuſſes entnehmen 
wir über den Betrieb der Stadtbahn Brieſen folgendes: 

Die am 1. April 1898 dem öffentlichen Verkehr übergebene 
Stadtbahn Brieſen hat auch im verfloſſenen Jahre ſich rentabel 
bewieſen, ſodaß nicht nur die für das geſamte Anlagekapital auf— 
zubringende Verzinſung und Tilgung neben den Betriebskoſten gedeckt 
werden, ſondern noch ein kleiner Überſchuß verbleiben wird. 

Nach der von der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft für das 
Berichtsjahr 1. April 1901 bis 31. März 1902 gelegten, von dem 
Kreis-Ausſchuß geprüften und anerkannten Rechnung über Einnahmen 
und Ausgaben der Stadtbahn Brieſen hat ſich folgendes Reſultat 
für den Kreis gegenüber der Oſtdeutſchen 1 ergeben: 

A. Die Einnahmen betrugen. .. .. 34993,25 Mk. 
Die Ausgaben betrugen . .. 2903 
Mithin Überſchuß 12016,22 Mk. 
Hiervon ab: 
a. der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſell— 
ſchaft für die Betriebsleitung 
D 1201,02 SU. 
b. Zum e e e 2 9% des 
Anlagekapitals von 23 7498,84 Mk. 
für die Zeit vom 1. April 1901 
bis 31. März 1902 . . 1187,49 Mk. 
Desgl. von 1207,50 Mk. für die 
Zeit vom 11. November 1901 bis 
BE 1903 :. 2,35 Mk. 
Desgl. von 792,08 Mk. für die 
Zeit vom 16. November 1901 bis 
31: Mu io 1,48 Mk. 
Desgl. von 1674,90 Mk. für die 
Zeit vom 1. Dezember 1901 bis 
ene 2,79 Mt. — 2395,73 Mk. 
Bleibt Überſchuß 9620,49 Mk. 

Für die Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals ſind auf— 

zubringen: 


Stadtbahn 
Vrieſen. 


126 


3½ % Zinſen und ½ % Tilgung des 
1 von 237498,84 Mk. 
für 1 Jahn . . . 9499,95 Mk. 
. Desgl. der r Nachtragskapitalien und 
zwar von 1207,50 Mk. für die Zeit 
vom 11. November bis 31. oe 
1902 = 85205 18,90 Mk. 
von 792,08 Mk. für die Zeit vom 
16. November 1901 bis 31. Kr 
1902 2 12, — Mk. 
von 1674,90 Ml. für die Zeit vom 
1. Dezember 1901 bis 31. März 


1 


1902 22,30 Mk. = 9553,15 Mk. 


Mithin bleiben verfügbar 67,34 Mk. 

Hiervon ſteht zu der e e Geſell— 
ſchaft / mit 2 33,67 Mk. 
ſodaß für 755 Ur were 33,67 Mk. 


Dem Staat gegenüber, welcher dem Kreiſe zu dem Bau der 
Stadtbahn Brieſen eine Staatsbeihilfe von 49500 Mk. — ½ des 
urſprünglichen Anlagekapitals von 198000 Mk. gewährt hat, und 
hierfür vertragsmäßig einen Anteil an den Überſchüſſen erhält, ſtellte 
ſich die Berechnung wie folgt: 


B. Einnahmen wie vor . 34993,25 Mk. 
0 2297703 Mk. 
ülberſchuß 12016,22 Mk. 
Hiervon ab: 
Io der Geſellſchaft . . 1201,62 Mk. 
Zum Erneuerungsfonds: 
2 % von 237498,84 
Mt. für 1 Jahr 1187,49 Mk. 
½ %% von 1207,50 
Mk. für die Zeit 
vom 11./11. 01 bis 
31. BR 2,35 Mt 
2 % von 792,08 Mk. 
55 die Zeit vom 
16/11. 01—31.j8. 
13 en 1,48 Ml. 


% % von 1674,90 
Mk. für die Zeit 


1./12.01—31./3.02 2,79 Mk. 1194,11 Mk. 
Bleiben 


Dieſer Überſchuß iſt erzielt worden von einem 

Anlagekapital von .. . 
+ 1207,50 Mk. + 792,08 Ml. 1674,90 Mk. 

Dieſe Nn ſind indes erſt 
mit dem 11./11. bezw. 16.11. bezw. 1. 12. 1901 in 
Rechnung zu ſtellen, dieſelben ſind daher nur für das 
ganze Jahr in Anſatz zu bringen mit 

1207,50 


360 „140 =: 
e 
b. 360 135 
574,9 
1674,90 120 
360 
ſodaß das zur 5 zu ziehende a, 
kapital. . ER ER ar 


beträgt. 
Von dem Gewinnüberſchuß entfallen: 
a. auf das urſprüngliche ee von 
198 000, — Mk. — 
b. auf das weitere Antagelapital von. 
40823,75 Mk. — az 
Wie oben 238823,75 Mk. — * 

Da der Staat fi) nur mit ½ des Anlage— 
kapitals von 190000 Mk. beteiligt hat, jo kann der- 
ſelbe auch nur einen Anteil an dem Gewinn von 
haben. 

Somit erhält der Staat ½ von 7976, Mk. — 


Bleiben 
Hiervon ab: 
Die Verzinſung c. des Anlage— 
kapitals von. . 8 .. 198000 Mk. 
nach Abzug der Stontsbeiif 
on .. 49500 Mk. 


148500 Mk. 


zu 4 0% 


Blieben verfügbar 


2395,73 Mk. 
9620,49 Mk. 


2 7498,84 Ml. 


469,48 Mk. 
297,03 Mk. 


558,30 Mk. 


238823,75 Mk. 


7976,.— Mk. 


1644,49 Mk. 
9620,49 Mk. 


7976.— Mk. 


1994,— Mk. 


5982, — Mt. 


5940, — Mt. 
12. Mt. 


Dem Kreiſe jtanden zur 
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Hiervon ab die Hälfte für die e 
Eiſenbahn-Geſellſchaft mit 


Bleiben 

Hiervon erhält gleichfalls der Staat , 
Der Staat erhielt ſonach .. 1994, — Mk. 
＋ 5,25 Mk. 
Zuſammen 1999,25 Mk. 


5 von 1999,25 Mk. zur Verfügung: 


der verbleibende ee aus der Ab— 
aan A mit. > 


2. Die Zinseinnahme aus der Stantsbeihiffe 

von 49500 Mark RE er 

Zuſammen 

Da der Staat zu erhalten hatte 1999,25 Mk. 
Dem Kreiſe nur zur Verfügung 

an e 1687,08 


ſo hat der Kreis Ane 342,21 Mk. 


Da der Staat in die Rückzahlung der von ihm bewilligten und, 
wie die obige Abrechnung ergibt, dem Kreiſe läſtigen Beihilfe nicht 
willigt, ſoll für den Kreis eine günſtigere Lage dadurch geſchaffen 
werden, daß die in dreiprozentigen Papieren angelegte Beihilfe der 
Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft zur Anrechnung auf das Anlage— 


kapital überwieſen wird. 


4721,97 Mk. und iſt angelegt in: 


a, 
b. 
2 
d. 
e. 


Dieje Summe ijt gebildet aus: 


1000 Mk. 91 % Preuß. Konſols, angekauft für 


1200 Mk.! 1 0% * * 1 5 
105 50 ME : 15 9% * * * I 
1100 Mk. 3½ % „ 


| ae Nr. 44730 der übten Spartaſſe 
zu Königsberg i. Pr. über en 


Mee oben 


Deckung des an den Staat zu 


21,— Mk. 
21, — Mk. 
5,25 Mk. 


33,67 


1623,37 
1657,04 Mk. 


Die Verhandlungen hierüber ſind noch nicht abgeſchloſſen. 


Der Erneuerungsfonds, für welchen z. Zt. 
Regulativ in Bearbeitung iſt, beſteht am 1. April 1902 in Höhe von 


989,15 Mk. 


1131,15 


1076,20 Mk. 
1141,25 Mk. 


384,22 


4721,97 


zahlenden 


Mk. 


Mk. 


ein zu erlaſſendes 


Mk. 


Mk. 
Mk. 
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a. dem dem Erneuerungsfonds überwieſenen Betrage des 


Rechnungsjahres 19. 990, Mk. 
b. desgl. e er 
G desgl. h e ieee 

desgl. e en 
e. An aufgelaufenen Zinſen 240,76 Mk. 


Wie vor 4721,97 Mk. 

Für das Rechnungsjahr 1902 wird alsbald nach dem 1. April 

d. Is. der weitere Betrag dem Erneuerungsfonds zugeführt werden. 

Derſelbe wird vertragsgemäß von der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſell— 

ſchaft zu Königsberg i. Pr. verwaltet und alljährlich dem Kreis-Aus— 
ſchuß über die Anlage und den Stand desſelben Bericht erſtattet. 


2 — 
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Statiltik. 


Geldverkehr. 
Reichsbank. 


Der Bankzinsfuß betrug im Jahre 1902 
vom 1. Januar bis 17. Januar: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 18. Januar bis 10. Februar: 
3½ % für Wechſel, 4½ 9% für Lombard Darlehne, 
vom 11. Februar bis 3. Oktober: 
3 9% für Wechſel, 4% für Lombard Darlehne, 
vom 4. Oktober bis 31. Dezember: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,321 0% für Wechſel, 4,321 0% für 
Lombard ⸗Darlehne gegen 4,099 % und 5,099 % im Vorjahre. 
Die Geſamt⸗Umſätze bei der Reichsbank haben im Jahre 1902 
betragen: 
bei der Reihshauptbant . . . . . 67087536200 Mk. 
bei den Reichsbankanſtalten . .. 124838678800 Mk. 
zuſammen 191926215000 Mk. 
gegen 193 147619300 Mk. im Vorjahre. 
Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle weiſt nach: 


1901: 1902: 

Giro-⸗Verkehr Einnahme . .. 113735673 Mk. 119350476 Mk. 
5 3 Ausgabe . . . 113677891 „ 118788420 „ 
Giro⸗Übertragungen Zugang . 46323997 „ 46631705 „ 
5 1 Abgang . 40981394 „ 39899645 „ 
Platzwechſel⸗ Zugang 20758878 „ 22830585 „ 
5 Abgang 20029686 „ 22200853 „ 
Verſandwechſel 4482802 „ 4960625 „ 
Einzugswechſel Zugang . . 17755903 „ 12412639 „ 
5 Abgang 17780289 „ 12486536 „ 
Lombard Darlehne Ausgeliehen 4398000 „ 3924550 „ 


N; „ Zurückgezahlt 4463900 „ 3846550 „ 
Der geſamte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
311803800 Ml. gegen 302816200 Mk. im Jahre 1901. Außer der 
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Reichsbanknebenſtelle in Kulm iſt jeit dem 1. 12. 1902 auch die 
Reichsbanknebenſtelle Kulmſee von der Reichsbankſtelle Thorn abhängig. 

Norddeutſche Kreditanſtalt. Aktienkapital unverändert 
10000000 Mk., Umſatz 1286825564 Mk. (1292893873). Der Brutto- 
gewinn betrug 1475569 Mk. (1757787), der Reingewinn 655476 Mk. 
(678142) und die Dividende 5 % (5 ). 

Kulmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktien 
kapital unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1902: 
31140 Mk. (28244). Wechſel wurden angekauft in Höhe von 
2235827 Mk. (2054071). An Depoſiten wurden eingezahlt 403385 Mk. 
(393427). Am Schluſſe des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 
337754 Mk. (345340), der Wechſelbeſtand 343183 Mk. (379481). 
Dividende 8 % (8 ). 

Die eingeklammerten Zahlen enthalten die Ergebniſſe des Vor— 
jahres. 

Vorſchuß-Verein zu Thorn, E. G. m. u. H. Umſatz 
8886169 Mk. Dividende 7 %. Mitglieder-Huthaben 316964 Mk., 
Reſervefonds Ende 1902: 89410 Mk., Spezial-Reſerve 34877 Mk. 
Zahl der Mitglieder 778. 

Vorſchuß-Verein zu Kulmſee, E. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 1072604 Mk. eingezahlte Depoſiten 123906 Mk. 
Mitglieder⸗- Guthaben Ende 1902: 53137 Mk. Mitgliederzahl 252. 
Dividende 6½ 9. 

Vorſchuß-Verein zu Briefen Weſtpr. E. G. m. u. H. 
Guthaben der Mitglieder 136272 Mk., Reſervefonds 28092 Mk. 
Angekaufte Wechſel im Betrage von 2158 747 Mk. Depoſitenbeſtand 
391288 Mk. Mitgliederzahl Ende 1902: 411. 

Volksbank zu Schönſee, E. G. m. u. H. Mitgliederanteile 
17648 Mk. Depoſitenbeſtand 170558 Mk. Wechſelbeſtand 161604 Mk. 
Reinertrag 1289 Mk. Dividende 7 9. 

Spar- und Vorſchuß-Verein zu Strasburg Weſtpr. 
E. G. m. u. H. Depoſitenbeſtand 172205 Mk. Ausgegebene Darlehne 
252067 Mk. Mitgliederguthaben 47802 Mk. Überſchuß 12146 Mt. 
Mitgliederbeſtand Ende 1902: 348. 

Vorſchuß-Verein zu Neumarck, E. G. m. u. H. Umſatz 
23713137 Mk. Reingewinn 37035 Mk. Beſtand der ausgegebenen 
Darlehne Ende 1902: 1707557 Mk., der aufgenommenen fremden 
Kapitalien 1313061 Mk., Mitgliederguthaben 377911 Mk. Reſerve— 
fonds 90328 Mk. Spezial-Reſervefonds 11434 Mk. Dividende 6 9%. 
Mitgliederzahl Ende 1902: 498. 

g* 


Sparkallen im Iahre 1902. 


— — — — — 


Eingezahlte Zurückge— Beſtand 


Städtiſche Sparkaſſen Spareinlagen zahlte Spar- | der Einlagen Sahl der 
1902 einlagen 1902] Ende 1902 parkaſſen⸗ 


zu bücher 


Mk. Mk. Mk. 
1645 479 1618 198 


Thorn 4975 378 9282 


Kulm 587 477 518 393 541 350 880 
Briejen 594 718 491 198 1 331 869 1671 
Streis-Hparkaffen 
zu 
Thorn 765 503 633 596 1209 703 3 162 
Kulm 1 614 909 1 465 552 3 113 681 4879 
Brieſen 576 633 475 704 1282 898 1708 
Strasburg 603 787 768 578 2155 360 2950 


Uachweiſung 


des Telegramm Verkehrs bei den in den Kreiſen Thorn Stadt und Land, 
Kulm, Brieſen (Wpr.), Strasburg (Wpr.) und Löbau (Wpr.) gelegenen 
Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten des Ober- Poſtdirektionsbezirks Danzig. 


Name der Anſtalt 


Poftämter 1. 


Kulm 
Kulmſee 
Strasburg (Wpr.) 


Thorn 2 (Zweigpoſtamt) 


Thorn 3 (Zweigſtelle) 


Poſtämter 1. 


Brieſen (Wpr.) 
Jablonowo (Wpr.) 
Lautenburg (Wpr.) 
Löbau (Wpr.) 
Neumark (Wpr.) 


Poftämter IN. 


Biſchofswerder (Wpr.) 2 


Damerau (Kr. Kulm) 
Gollub 

Gorzno 

Gottersfeld 
Konojad (Wpr.) 
Kornatowo 
Leibitſch 

Mocker (Wpr.) 
Montowo 
Naymowo 
Ottlotſchin 

Podgorz 

Schönſee (Wpr.) 1 
Schönſee (Wpr.) 2 
Unislaw 
Weißenburg (Wpr.) 
Thorn (Schießplatz) 


Telegraphenämter. 
Thorn 


Telegramme 


auf 


gegeben kommen 


8011 
3435 22117 
4405 


3858 
4669 


707 
549 
2357 
490 
685 
536 
1383 
380 
1515 
853 
353 
2196 
2762 
2291 
1178 
797 
773 
1049 


56478 


ange⸗ 


52643 


Telegramme 
auf⸗ ange⸗ 
gegeben kommen 
St. St. 


Name der Anſtalt 


Poftagenturen. 


Blotto 
Bobrau 
Brattian 
| Kolonie Brinst 
Czichen (Bez. Danzig) 
Dembowalonka 
Deutſch-Brzozie 
Elgiszewo 
Forſthauſen (Wpr.) 
Gelens 
Gramtſchen (Wpr.) 
HGroßkruſchin 
Großradowisk 
Heimſoot 
Hofleben Gr. Brieſen Wpr.) 
Hohenkirch (Wpr.) 
Kamlarken 
Kauernick 
Kielpin 
Kleinczyſte 
Kleintrebis 
Königl.⸗Neudorf (Wpr.) 
Kokotzto 
Lipnitza (Bez. Danzig) 
Lippinken 
Liſſewo 
Lonkorsz 
Lulkau 
Malken (Wpr.) 
Marienfelde (Bez. Dzg.) 
Mroczuo (Wpr.) 
Nawra 
Neuhof (Bez. Danzig) 
Neuzielun 
\ Niezywienc 
Oſtaszewo (Kr. Löbau Wpr.) 
Oſtaszewo (Kr. Thorn) 
| Oſtrowitt (Kr. Briefen Wpr.) 
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— —— —— —ü— Gꝶ‚ äwã 
Telegramme Telegramme 


auf ange ** 1 auf ange 
gegeben kommen Name der Anſtalt gegeben kommen 


Name der Anſtalt 


Oſtrowitt (fr. Löbau Wpr.) 385 Watterowo 
Penſau 191 240 Wrotzt 311 454 


Plusnitz (Wpr.) 488 | 551 Wrotzlawken 423 601 
Podwitz 133 206 Zbiczno e 
Pain Be 311 418 

Polniſch-Brzozie 148 147 . 

Radosk 381 336 Kiifkehen 

Rentſchkau 213 436 Bahrendorf 88 145 
Roſenthal (Bez. Danzig) | 262 470 Blandau 122 126 
Roßgarten 146 245 Colmansfeld 37 58 
Rumian 209 216 Dombrowken 85 100 
Rynst 231 498 Griebenau 21 + 
Schillno 121 148 Gr. Lunau 61 69 
Schöneich (Wpr.) 82 107 Gr. Orſichau 54 147 
Schönwalde (Kr. Thorn) 77 102 Gr. Plowenz 119 197 
Schwarzenau (Wpr.) 242 401 Gr. Walllitz 73 69 
Schwirſen (Wpr.) 408 507 Kaldunek 18 34 
Siemon 109 227 Kaldus 35 63 
Starlin 176 | 322 Körberrode 39 42 
Stephansdorf (Wpr.) 109 208 Neugut 35 122 
Swierzynko 155 250 Schönſee (Kr. Kulm) 14 25 
Szezuka 199 398 Sloszewo 86 127 
Tauer (Wpr.) 518 599 Villiſaß 136 128 
Thorniſch Papau 200 179 Zlotterie 72.183 


Verkehr bei den hauptſächlichen Poſtämtern des 


Handelskammerbezirks. 


Poſtamt 


Thorn 1 
Thorn 2 
Mocker 
Podgorz 
Kulmſee 
Kulm 
Brieſen 
Neumark 
Löbau 
Strasburg 
Lautenburg 


Brieflendungen 


Eingeg. Aufgegeb. 
St. St. 


316394 
253708 
137384 
584488 
844480 
549354 
353756 
243204 
890422 
229710 


481416 
137098 

90792 
501870 
652184 
481360 
352768 
276172 
717990 
205972 


Poſtamt 


Thorn 1 
Thorn 2 
Mocker 
Podgorz 
Kulmſee 
Kulm 
Brieſen 
Neumark 
Löbau 
Strasburg 
Lautenburg 


Eingeg. 
St. 


20273 
1219 
1662 
1088 

10976 
6581 


5049 
5154 
3742 
6685 


3225 


Nachnahme— 

Briefſendungen 

Aufgegeb. 
St. 


36804 
212 
572 
597 


3276 
5252 
4576 
8601 
5928 
2687 


Packete ohne 
Wertangabe 


Eingeg. Aufgegeb. 
St St. 


St. 


5456230 4065152 284626 


134910 
37421 13162 
9196 4521 
7761 7163 
41394 19588 
65826 32501 
40196 19719 
29268 13334 
29444 15809 
56383 31206 
21864 10089 
Nachnahme⸗ 

Betrag 


Eingeg. Aufgegeb. 
4 4 


1531800 1640418 


38102 
14085, 
38207 


254446 
235170 
216788, 
274502 
369312 
106600 


3922 
3284 
1369 


55536 
27030 
34008 
51026 
85852 


21000 


Packete mit Wertangabe 


Eingegangen 
Wertbetr. 
St Ma 
4870 2581100 
163 34719 
12 19208 
186 237863 
209 3 
436 427280 
272 128384 
201 2641600 
120 
335 757435 
198 319780 


Eingegangen 


St. 


5392 
138 
287 
161 

2287 

1953 

2010 

1477 

1556 

2471 

716 


Wertbetr. 


658316 
10672 
23247 

2222 


265608 
331170 
278460 
281812 
382512 

76788 


Poſtaufträge 


Aufgegeben 
Wertbetr. 
St Ma 
2261 4641833 
25 25000 
28 67200 
12 417 
224 — 
262 2661920 
160 171840 
187 395200 
240 
273 249795 
295 360490 


Briefe und Käſtchen mit 


N 5 
Wertangabe Me 
Eingegangen Aufgegeben or 
Wertbetr. Wertbetr. Eingeg. Aufgegeb. 
St 4 St. M St. St. 
12275 20081900 7113 11089167 18272 5258 
178 1780 189 378000 636 212 
338 1175950 123 97170 1155 264 
953 3079955 487 | 223444 982 35 
1315 — 2608 — — 
2160 3639600 1839 2841255 6580 1352 
1716 3585196 2211 3528756 3996 624 
1175 2963844 1854 3400696 3489 312 
730 1055 — 2961 212 
1853 2732440 2652 4595916 4856 676 
1070 3223910 1570 3851210 2105 313 


Poſtanweiſungen 
Eingezahlte Ausgezahlte 

Wertbetr. Wertbetr. 
St. 1 St. MM 


158978 
9066 


7110 


60752 
38166 
33515 
27459 
46243 


22781 


9659400 


337984 
324147 


430880 


3053028 
3834925 
2959828 


2237104 


3486849 
1615320 


155118 
17276 


5611 


40726 
17457 
16024 
16468 
31042 


10275 


Zeitungsnummern Poſt 


Eingeg. Abgeſandt Perſonen 


abgereiſt 


8352987 726739 1808447 218 
171312 89523 17407 
327414 83980 - 
462984 90510 7251 
900498 - 6396 
2043741 | 358485 111128 6522 
1293010 345210 70494 
989321 | 206596 54732 351 
186031 9165 — 
1308491 497337 38168 


663391 | 86406 10920 4 


Im Jahre 1902 haben Thorn paſſiert: 


1. von Rußland ſtromab: 


628 beladene Kähne , gegen 
122 leere Kähne 188 7 
15 beladene Güterdampfer 1 
84 Schleppdampfeeert > er 
. 0 0 sen 5 

2. Nach Rußland ſtromauf: 

474 beladene Kähne . gegen 
197 leere Kähne ar a 
21 beladene Güterdampfer r 5 
7 leere Güterdampf err 7 
59 Schleppdampfer . ı . 2... 4 
Perſonendampfeeeer u 

3. Aus dem Inlande jtromab: 

187 beladene Kähnne gegen 
83 leere Kähne .. S 
133 beladene Guterdampfer er 8 
7 leere Güterdampfer 7 
Werde a“ 
BRINDHHRHEN. SE... ı Bed = 

4. Aus dem Inlande ſtromauf: 

91 beladene Kähne gegen 
53 leere Kähne I WERTE 
139 beladene Güterdampfer 1 5 
1 leerer Güterdampfer 1 
18 Schleppdampfer . 33 

3236 Waſſerfahrzeuge inkl. Holztraften gegen 


Verkehr auf der Weichſel. 


774 im 


61 
12 
90 
1705 


421 im 2 


229 
20 
3 
68 


126 im 


40 
148 
3 
22 


* 


7 


Vorjahre. 


4213½ im Vorj. 
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Von den vorjeitig aufgeführten Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 
1. ganz befrachtet ſtromab: 
—— ² AA ² ui 5 tar DR BRNE 17 Dampfer. 


„„ a a en a 76 5 
W EEE 20 4 
ß Bach Fey 20 2; 
A er Veen! m 
„ -A Renee, 7 
CCC 5 
M/ 5 
r a N 
„%% ͤö ? WM re 5 N 
„ geſägtem Kantholz . 48 55 
„ geſägten Brettern 1 er 
„ Holzwaren. n AREA FIRE 5 
i e 7 aka ange ee N Tage > 
„ ee Er ” 
% en alt 5 
„ e r ir 
187 Kähne 133 Dampfer. 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
VE SEO ES ee a AR LTE — Dampfer. 
„ Stückgütern ö 8 4 5 
ee A A er a 1 4 ” 
eee > | 5 
—A ( „% 2 RER 2 f 
32 ͤ ᷣ u N RE De 5 
%%% SR, EN 5 


11 Kähne 11 Dampfer. 
3. ganz entlöſcht ſtromauf: 


mit Stückgü ten. 21 Kähne 121 Dampfer. 
c 4 
nne e 1 „ 1 
. ˙ 0 ˙ . er A 5 
CC ( 3 
„ Kols. PPP 15 
eee HER nn u hr 
„ Maisöltuchen . 3.5 a 


mit Rapskuchen 


Roheiſen 
Eiſenwaren 
Reis . 

Salz. 
Granaten 
Hülſenfrüchten 
Chamotteſteinen . 
Wein 

Wolle 

Soda 

Kaffee 
Heringen 


Kleie 

Kleie und Oltuchen 
Kleie und N 
Olkuchen 

Weizen. 

Roggen . 
Hülſenfrüchten 
Zucker 

Stückgütern 
Eiſenblechwaren . 
Feldſteinen 
Faſchinen 

geſ. Därmen . 
Kuhhaaren 


91 Kähne 
4. ganz entlöſcht ſtromab: 


. 136 Kähne 
20 


17 


254 Kähne 


4 " 
** 
* 
7 
7 
7 

2 

5 1 

| „ 

| „ 

2 

3 7 

6 


139 Dampfer. 


Dampfer 
” 
I 
„ 
* 
* 
„ 
* 
3 5 
I „ 


4 Dampfer. 


BR... 


Uachweiſung 


der im Jahre 1902 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


Zu Berg. 


Tonnen 
1000 Kilogr. 


28 u Zu Fal. 
Bejeichnung der Güter. 
Tonnen 

1000 Kilogr. 


A, Eingang. 


Il. Lumpen aller Art 3,56 


2. Soda 167,26 
3. Farbholz. 0 0,89 
4. Roheiſen und Brucheiſen nm 132,93 
5. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 18,97 3,60 
6. Verarbeitetes Eiſen aller Art. fin 822,69 10,80 
7. Zement, Traß und Kalk 15,75 
8. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 125,42 
9. Flachs, Hanf, Heede, 5 20,97 
10. Weizen 1896,66 542,99 
11. Roggen 96,90 58,50 
12. Hafer 0,50 
13. Gerite . 0,30 
14. Anderes Getreide und Hülſenfrüchte 286,03 589,08 
15. Olſaat. 1 1,63 10,85 
16. Obſt friſches und getrocknetes 48,07 
17. Glas und Glaswaren 58,24 
18. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk 31,40 
19. Gebeiltes hartes Nutzholz. 14,47 
20. Reiſig und Faſchinen 1292,11 
21. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 186,55 7,30 
22. Holzwaren und Möbel 21,62 


Bezeichnung der Güter. 


3. Inſtrumente, Maſchinen u. Maſchinenteile 


24. Bier 


25. Branntwein. 


26. Wein . 


27. Fiſche, auch Heringe - 
28. Mehl und hal ee 


29, Reis 
30. Salz 


31. Kaffee, Kaffeeſurtogate, Kalao 
32. Zucker, Melaſſe, Syrup 


33, Fette Ole 


und Fette 


34. Petroleum und andere Mineralöle 
35. Steine und Steinwaren 
36. Steinkohlen 


37. Koks 


38. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 
39, Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dach— 


ziegel 


und Tonröhren 


40. Tonwaren, Steingut, Porzellan. 


41. Wolle roh 


42. Alle ſonſtigen Gegenſtände 


B. Abgang. 


1. Lumpen aller Art 


2. Farbholz. 


Insgeſamt 


3. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 


2 
3 
4. Verarbeitetes Eijen 
5 Traß und Kalk 


Zement, 


6. Erde, Lehm, Sand, Kies, 


7. Weizen 

8. Roggen .. 
9. Hafer 

10. Gerſte 


Kreide 


11. Anderes Getreide und Hülſenfrüchte a 


Zu Berg. 


Tonnen 


1000 Kilogr. 


28,01 
9,94 
46,82 
507,51 
1043,58 
110,51 
561,72 
123,41 
266,86 
313,94 
647,21 
553,84 
950,87 


3341,00 


110,00 
80,89 


39,92 
1,24 
42,88 
2951,77 


295,99 
3,01 


0,37 
530,00 


Tonnen 


0,46 


14749,52 


258,87 


2810,00 


1,60 


869,55 


0,50 
34,83 
95,98 

0,71 

1565,48 
310,60 
1696,86 
640,30 
1422,93 
602,20 


Zu Cal. 


à 1000 Kilogr. 
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. 1 Zu Berg.] Zu Tal. 
Bezeichnung der Güter. 


Tonnen Tonnen 
à 1000 Kilogr. | à 1000 Kilogr. 
12. Kartoffeln . . . eon: 0,50 
13. Obſt, friſches und getrocknetes . 0,27 
14. Glas und Glaswaren 10,70 
15. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk . .. 193,56 10,29 
16. Gebeiltes hartes Nutzhollz .. 14,47 
17. Weiche Schnittwaren 725,00 
18. Reiſig und Faſchinen 60,00 
19. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 94,94 
20. Holzwaren und Möbel 900,00 
21. Inſtrumente, Maſchinen u. Mafchinenteile 0,81 
TTT Fee BR Ta 27,20 
ee eee ee 2217,00 
24. Wein F — 124,07 
25. Fiſche, auch Heringe FF — 2,43 
26. Mehl und Mühlenfabrikate . . 3552,62 
27. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kakao . .. 1,91 
28. Zucker, 3 Si 8525,14 
29. Fette Ole und Fette ER 245,65 
30. Petroleum und andere Mineralöle > 136,33 
31. Steine und Stein waren 85,00 
32, tols . RE 10,00 En 
33. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt . 3 0,35 
34. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dad) 
ziegel und Tonröhren . 460,00 
35. Tonwaren, Steingut, Porzellan. .. 3,18 a 
36. Alle ſonſtigen Gegenſtände . .. 99,88 578,70 


Insgeſamt 1135,99 [34143,77 
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Nadhweifung 
der im Jahre 1902 auf den Stationen Thorn und Mocker abgejandten 
und 33 Güter. 


Hauptbahnhof f Modier 
Bezeichnung der Güter. 


Verſand Empfang | Verſand Empfang 


Abfälle 5 

Baumwolle, Baumwollabfälle 
Bier FRE: . 
Blei, Mennige 2 ; 
Borte (Lohe), Gerbſtoffe g 
Braunkohlen, rohe 
Braunkohlenbriketts. 


Zement, Zementſteine und Platten % 


Chemikalien, Drogen 
Dachpappe 

Künſtliche Düngemittel 
Roheiſen und Rohſtahl 

Altes Eiſen, Brucheiſen 
Eiſen und Stahl, faconniert . 
Eiſenbahnſchienen. 3 
Achſen und Bandagen 
Maſchinen und Maſchinenteile . 
Eiſerne Röhren und Säulen . 
Eiſen⸗ und Stahldraht. 
Eijen- und Stahlwaren 
Eiſenerz, ohne Schwefelkies . 
Erde, Lehm, Mergel 

Kies, Sand, Grand. 6 
Ton, Tonerde, Porzellanerde 
Sonſtige Erden of; 
Fiſche, Heringe. 3 
Flachs, Hanf, Heede, werg } 
Fleiſch und Speck N > 
Garne und Twiſte 

Weizen und Spelz . 
Roggen . A, 

Hafer. 

Gerſte 3 

Hirſe, Buchweizen, Sutjenfrüchte 
Mais (Kukuruz) 

Malz . 

Lein⸗ und Olſamen 

Andere Sämereien. 

Glas und Glaswaren. 
Häute, Felle, Leder, Pelz 
Rund: (Stamm-) Holz. 
Nutzholz 5 

Brenn- und Grubenholz 


To. 


1306 
277 
714,5 
196,5 
170,5 

3643 

4571 

5997,5 


To. 


1081,5 
276,5 
397,5 

1578,5 


To. 


7636 
3659 


1050,5 
658 


To. 


> 
240 


1166,5 


3306 
4001 
>45 
180 
163,5 
20 


25 
12.5 
90 
10 
1876.5 
115⁵ 


— ä —ů*ſÄͤ 
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Bezeichnung der Güter. 


Hauptbahnhof 
Verſand Empfang 
To, To. 


Morker 
Verſand Empfang 


To. 


To. 


Außereuropäiſches Holz 
Holzzeugmaſſe. * 
Hopfen. 2 
Kaffe, Kaffeeſurrogate, Tee 0 
Kalt, gebrannter. ER 
Kartoffeln 
Knochen. 
Lumpen 
Mehl, Mühlenfabritate 
Kleie, ohne Reiskleie 
Obſt, Pflanzen, Gemüſe 

le, Fette 
Olkuchen und Öttuchenmeht . 
Papier, Pappe . { 
Petroleum, Mineralöle 
Reis, Reismehl, Neistleie . . 
Röhren von Ton und Zement. 
Rüben, Zuckerrüben. 8 
Rübenſchnitzel, Futterrüben 
Rübenſyrup, Melaſſe 
Salpeter und Salzſäure 
Salz 3 
Schiefer, 
Soda, rohe. . 
Soda, kauſtiſche 
Spiritus . { 
Spirituoſen, Branntwein, Eſſig. 
Stärke, Rartoffelmehl . 
Steine, einfach glatt behauen 


Steine, gebrannte Ziegel u. |. w. 


Bruchſteine, rohe 
Pflaſterſteine, Steinſchrotten 
Kalk- und Tuffſteine 
5 Bordſteine u. ſ. w. 
Bimsſteine, Quarz, Spath 
Steinkohlen e 
Steinkohlenbritetts 0 
Steinkohlenkoks i 
Tabak, roh, Tabatsrippen 
Fabrizierter Tabak, Zigarren 
Teer, Pech, Harz, Asphalt 
Tonwaren, Porzellan. 
Torf, Torfſtreu, Holzkohlen . 
Wein, Apfelwein, Moſt 
Wolle aller Art, tieriſch i 
Zink in Platten und Blöcken 
Zucker, roh 

Jucker, raffiniert. 8 
Spediteur-Sammelgut . . 
Butter, Eier, Käſe, Brod. 
Bücher, Drudjachen . 
Emballage, gebrauchten. 
Farben, Farberde 


935 


795475 


138,5 
304 
2414 
39 
123 


186,5 | 


661,5 


15609,5 | 


1068. 
1793 
79 


2 
549 
86 
473 


7,5 


91 
165 
7 
129 
889 


52,5 
15 
24,5 
1505,5 
336,5 
30,5 
752,5 
BB 55 
65881, 


22 
0 
I 
— 


1153,5 
304 


0,5 
320 
1821,5 
47,5 
64,5 
6184,5 
3070,5 
4 
147 
9060,5 j 


8066 
250 
102,5 
318“ 
558 

11.5 
28 


32 


12190, 


— — —— — —  L TT 


Hauptbahnhof Modter 
Bezeichnung der Güter. Verſand Empfang] Verſand Empfang 

To. To. To. ; To. 
Holzwaren, neue Möbel 11,5 126,5 2,5 
Heu er IM 5,5 47 242,5 110,5 z 
Stroh... 4 300 920.5 2714 1184 
Häckſel u. j. w. 35 26,5 146 504 
Manufakturwaren 15, 12,5 
Mineralwaſſer 6,5 


Gyps, gebrannt und emaplen 80 15 
Ubrige Güterarten . a 6750,5 2093,5 3226 
Insgeſamt | 150342,8 198475 758005 756615 
Ir ee 
Viehverkehr. Stück. Stück.] Stück. Stück. 
F 903 622 100 82 
ren nn 47 409 53 71 
r 273 234 698 633 
SE te A er 25 36 47 10 
r 88 158 832 252 
PPP 1 22111 1441 | 686 
e „ 8072 149 438 
Geflügel und jonitiges Vieh. .. . 4318004 294212 4 36 


Perſonenverkehr. 
Es reiſten ab vom Hauptbahnhoree 298 408 Perſonen. 
1 5 A Diadſdahnho eee ea RT 
1 5 „ % Bahnhof Mocker En, 51 
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Verkehr auf der Uferbahn im Jahre 1902, 


Deladene Waggons 8 
Alonat gingen Zuſammen 
en | aus 


BI er 279 102 381 
Z 333 143 476 
PTT 324 116 440 
CC 510 203 713 
TTT 630 399 1029 
r 322 274 596 
Juli. 5 ER 257 347 604 
ooo 413 222 635 
September. r 320 320 640 
„„ 557 440 997 
Node ee Te 552 355 907 
Dezember 293 120 413 


Im Ganzen | 4790 | 3041 | zesı 


Davon Eingang 3550 Waggons für den Ortsverkehr 


„ M 1240 1 „ „ Umſchlagsverkehr 

„ Ausgang 1770 5 im Ortsverkehr 

5 1 1271 Fi „ Umſchlagsverkehr. 
Uachweiſung 


derjenigen Getreideſendungen, die im Jahre 1902 über Gollub und 
Leibitſch von Rußland eingegangen und unter Begleit- Kontrolle 
nach Thorn abgefertigt ſind. 

I. über Gollub: II. über Teibitſch: 
Januar — 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni . 
Juli 
Auguſt 
September 
Oktober = 103 Tonnen Gerſte. 
November 12,6 Tonnen Gerſte. 
Dezember 10 ix Hülſenfrüchte. — 

10 


146 


Mitglieder der Handelskammer im Zahre 1902. 
Aus dem Stadt- und Landkreiſe Aus dem Kreiſe Kulm. 


Thorn. 28. Schultze. 
Kommerzienrat Schwartz. Prä⸗ Dr. Henatſch. 


ident. 15 125 
= 5. Schwartz fen, Vize⸗ Aus dem Kreiſe Brieſen. 
Präſident. N. Bauer. 
H. Aſch. J. Meyer. 
1 Et Aus dem Kreiſe Löbau. 
E. Dietrich. C. Cohn. 
G. Jehlauer. C. Tandshut. 
2 al Aus dem Kreije Strasburg. 
H. Loewenfon. 28. Schindler. 
C. Matthes. H. Wodtke. 
5. Rawitzki. Sekretär E. Voigt. 


Mitalieder der Sachverſtändigen⸗Kommiſſionen im Zahre 1902. 
1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
G. Gerſon, M. Mallon, 9. Nawitzſti, St. Reichel und D. Wolff. 
2. für Manufaktur, Kurz, Glas- und Galanteriewaren: 
Max Cohn, T. N. Vutttammer, Adolph Teyſer, Adolph Tewin 
und Georg Sternberg. 
3. für Kolonialwaren, Ole, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
Hugo Claaß, Herm. Dann, Leopold Hirſchfeld, Albert Sand, 
Carl Matthes, N. Nütz, Kommerzienrat Schwartz. 
4. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
5. Wiener, D. Wolff. 
5. für Eisen, Stahlwaren, Zement, Kohlen und Kalk: 
E. Dietrich, A. Nittweger, I. Zährer. 
6. für Pal: 
L. Gafiorowski, Joh. Houtermans, H. Illgner. 
7. für - Segeln, Tonwaren und Steine: 
J. Groſſer, E. Sittenfeld und Joh. Schnibbe. 
Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler (Thorn). 
Vereidigte Holzmeſſer: Daniel Wanzel und Nobert Hellwig (Thorn). 
Vereidigter Wäger: Manfred Kiber (Thorn). 
Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Ir. Breuß, I. Springer (Kulmſee), 6. Biefflin (Thorn), 
Adolph Nehring (Schönſee). 


Verzeichnis der Mitglieder der Handelskammer 


1852. 
Ant. Kordes, Kommerzien— 
rat, Vorſitzender. 
Herm. Adolph, Stellvertr. 
D. G. Kittlaus. 
Franz Schwartz. 
G. Weeſe. 
Sal. Waſſerzug. 
Stellvertr. Mitglieder. 
Fr. Gehrke. 
G. A. Körner. 
Fr. Giraud. 
L. H. Villaret. 
1853. F 
Ant. Kordes, Kommerzien— 
rat, Vorſitzender. 
Herm. Adolph, Stellvertr. 
D. G. Kittlaus. 
Franz Schwartz. 
G. Weeſe. 
Sal. Waſſerzug. 
Stellvertr. Mitglieder. 
Fr. Gehrke. 
G. A. Körner. 
Fr. Giraud. 
2. H. Villaret. 
1854. 
Ant. Kordes, Vorſitzender. 
D. G. Kittlaus, Stellvertr. 
Franz Schwartz. 
G. Weeſe. 
Sal. Waſſerzug. 
Fr. Gehrke. 
Stellvertr. Mitglieder. 
G. A. Körner. 
Fr. Giraud. 
L. H. Villaret. 
Ad. Feldtkeller. 
1855. 
Ant. Kordes, Vorſitzender. 
D. G. Kittlaus, Stellvertr. 
* Schwartz. 
G. Weeſe. 
Sal. Waſſerzug. 
Fr. Gehrke. 
Stellvertr. Mitglieder. 
G. A. Körner 
Fr. Giraud. 
L. H. Villaret. 
Ad. Feldtkeller. 


von 1852-1902. 


1856. 
Ant. Kordes, Vorſitzender. 


D. G. Kittlaus, Stellvertr. 


Franz Schwartz. 
G. Weeſe. 
Sal. Waſſerzug. 
Fr. Gehrke. 
Stellvertr. Mitglieder. 
G. A. Körner. 
Fr. Giraud. 
Louis Borchardt. 
Ad. Feldtkeller. 


1857. 


G. A. Körner, Vorſitzender. 


Fr. Schwartz, Stellvertr. 
H. Adolph. 
E. H. Gall. 
J. Landecker. 
G. Weeſe. 
Stellvertr. Mitglieder. 
E. Drewitz. 
Fr. Giraud. 
D. G. Kittlaus. 
E. Lambeck. 
E. Mallon. 
6. Sachs. 


1858. 


G. A. Körner, Vorſitzender. 


Fr. Schwartz, Stellvertr. 
H. Adolph. 

E. H. Gall. 

J. Landecker. 


G. Weeſe. 


Stellvertr. Mitglieder. 
E. Drewitz. 
Fr. Giraud. 
D. Kittlaus. 
E. Lambeck. 
C. Mallon. 
G. Sachs. 


1859. 


G. A. Körner, Vorſitzender. 


Fr. Schwartz, Stellvertr. 
H. Adolph. 

E. H. Gall. 

J. Landecker. 

G. Weeſe. 
Stellvertr. Mitglieder. 
E. Drewitz. 

Fr. Giraud. 


C. Mallon. 
Meißner. 
Sachs. 8 
1860. 

5. A. Körner, Vorſitzender. 
Schwartz, Stellvertr. 
Adolph. 
. H. Gall. 
. Landeder. 
G. Weeſe. 

Stellvertr. Mitglieder. 
E. Drewitz. 
Fr. Giraud. 
C. Mallon. 
Meißner. 


S. Prowe. 


A. Rägber. 
G. Sachs. 


1861. 
G. A. Körner, Vorſitzender. 


F. Schwartz, Stellvertr. 
H. Adolph. 

E. H. Gall. 

J. Landecker. 


G. Weeſe. 
Stellvertr. Mitglieder. 
Giraud. 
Meißner. 
A. Rägber. 
C. Mallon. 
‚6. Prowe. 
Herm. Schwartz. 
1862. 

G. A. Körner, Vorſitzender. 
F. Schwartz, Stellvertr. 
H. Adolph. 
E. H. Gall. 
J. Landecker. 
G. Weeſe. 

Stellvertr. Mitglieder. 
C. Mallon. 
G. Prowe. 
A. Rägber. 
H. Schwartz ſen. 
Otto Pohl. 
| Gieldzinski. 


1863. 
G. A. Körner, Vorſitzender. 


H. Adolph, Stellvertreter. 
E. H. Gall. 
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G. Weeſe. 

C. Mallon. 

Rob. Schwartz. 
Stellvertr. Mitglieder. 

J. Landecker. 

G. Prowe. 

H. Schwartz. 

Gieldzinski. 

O. Pohl. 

Mor. Schirmer. 


1864. 


. H. Gall, 
Adolph. 
Weeſe. 
C. Mallon. 
Rob. Schwartz. 

Stellvertr. Mitglieder. 
J. Landecker. 
G. Prowe. 
H. Schwartz. 
Gieldzinski. 
O. Pohl. 
Mor. Schirmer. 

1865. 
5. A. Körner, 
Adolph, Stellvertreter. 
. H. Gall. 
Weeſe. 
C. Mallon. 
Rob. Schwartz. 
Stellvertr. Mitglieder. 
Landecker. 
G. Prowe. 
H. Schwartz ſen. 
Gieldzinski. 
Abrah. Henius. 
Mor. Schirmer. 
1866. 

.A. Körner, Vorſitzender. 
Adolph, Stellvertreter. 
G. Weeſe. 
Mallon. 


. Yandeder. 

Prowe. 

Stellvertr. Mitglieder. 
H. Schwartz ſen. 

A. Gieldzinski. 

Abrah. Henius. 

Mor. Schirmer. 

A. Bärwald. 

Gerſon Hirſchfeld. 


Stellvertreter. 


J. 


1867. 
G. A. Körner, 


.A. Körner, Vorſitzender. 


Vorſitzender. 


Vorſitzender. 


m 
SS. 


H. Dauben. 


H. Adolph, Stellvertreter. 
C. Mallon. 

J. Landecker. 

G. Prowe. 

H. Schwartz ſen. 
Sltellvertr. Mitglieder. 
A. Gieldzinski. 

Abrah. Henius. 

Mor. Schirmer. 

A. Bärwald. 

| zu Hirſchfeld. 

H. Dauben. 


1868. 


Adolph, Vorſitzender. 

Landecker, Stellvertr. | 

Mallon. 

Prowe. 

H. Schwartz ſen. 

A. Gieldzinski. 
Stellvertr. Mitglieder. 

Mor. Schirmer. 

Gerſon Hirſchfeld. 

H. Dauben. 

J. Mostiewicz. 

C. Wendiſch. | 

Rob. Schwartz. 


1869. 


Adolph, Vorſitzender. 
Landecker, Stellvertr. | 
Mallon. 

Prowe. 

Schwartz ſen. 

. Gieldzinsti. 
Stellvertr. Mitglieder. 

Mor. Schirmer. 

Gerſon Hirſchfeld. 


. 


5 Moskiewicz. 
C. Wendiſch. 
Nath. Leiſer. 


1870. 


Adolph, Vorſitzender. 
. Landecker, Stellvertr. 
Mallon. 

. Prowe. 

Schwartz jen. 

. Gieldzinski. 
Stellvertr. Mitglieder. 
Mor. Schirmer. 

Gerſon Hirſchfeld. 

H. Dauben. 

J. Moskiewicz. 

C. Wendiſch. 

Nath. Leiſer. 


A. 
E. 


N. 


1871. 
Adolph, Vorſitzender. 


Landecker, 
Dauben. 
. 9. Gall. 
. Gieldzinsti. 

Kittler. 
Mallon. 

. Mostiewicz. 

Prowe. 

Mor. Schirmer. 

H. Schwartz ſen. 

Wegner-Oſtaszewo. 
1872. 

„Adolph, Vorſitzender. N 

Landecker, Stellvertr. 
Dauben. 

H. Gall. 

Gieldzinski. 

Kittler. 
Natz, Leiſer. 
Mallon. 

J. Mostiewicz. 
G. Prowe. 


Stellvertr. 


Greg 


M. Schirmer. 


Schwartz ſen. 
1873. 


Adolph, Vorſitzender. 
. Landecker, Stellvertr. 
Dauben. 

FH. Gall. 

. Gieldzinski. 

E. Kittler. 

Nath. Leiſer. 

N. Mallon. 

G. Prowe. 

M. Roſenfeld. 


Mor. Schirmer. 


Schwartz ſen. 


1874. 
Adolph, Vorſitzender. 
Landecker, Stellvertr. 
Dauben. 

H. Gall. 
. Gieldzinski. 
Kittler. 

3 kath. Leiſer. 

J. Moskiewicz. 

G. Prowe. 

M. Roſenfeld. 
Mor. Schirmer. 
H. Schwartz ſen. 


1875. 


. Adolph, Vorſitzender. 


J. Landecker, Stellvertr. 


nn en RE 


E. Dauben. 

H. Gall. 
N. Gieldzinsti, 
E. Kittler. 
Nath. Leiſer. 
J. Moskiewicz. 
6. Prowe. 
M. Roſenfeld. 
Mor. Schirmer. 
H. Schwartz ſen. 


1876. 
Adolph, Vorſitzender. 


S 


Dauben. 
E. H. Gall. 
A. Gieldzinski. 
E. Kittler. 
Nath. Leiſer. 
J. Moskiewicz. f 
M. Roſenfeld. 
Mor. Schirmer. 
G. Prowe. 
H. Schwartz ſen. 
1877. 
H. Adolph, Vorſitzender. 
G. Prowe, Stellvertreter. 
N. Mallon. 
E. H. Gall. 
A. Gieldzinski. 
E. Kittler. 
u Leiſer. 
J. Moskiewicz. 
M. Roſenfeld. 
Mor. Schirmer. 
H. Schwartz ſen. 
M. Heilfron. 


1878. 


H. Adolph, Vorſitzender. 
G. Prowe, Stellvertreter. 
Dr. v. Donimirski. 

A. Gieldzinski. 

M. Heilfron. 

E. Kittler. 

Nath. Leiſer. 

N. Mallon. 

J. Mostiewicz. 

M. Roſenfeld. 

Mor. Schirmer. 

H. Schwartz ſen. 


1879. 
H. Adolph, Kommerzienrat, 


Vorſitzender. 
E. Kittler, Stellvertreter. 


Landecker, Stellvertreter. 
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Dr. v. Donimirski. | 1883. 

A. Gieldzinsti. | 

M. Heilfron. H. Adolph, Kommerzienrat, 

2 9 Leiſer. Vorſitzender. 
Mallon. E. Kittler, Stellvertreter. 
J. Moskiewicz. E. Dietrich. 

M. Roſenfeld. A. Gieldzinski. 

Mor. Schirmer. M. Roſenfeld. 

5. Schwartz ſen. Mor. Schirmer. 

H. Schwartz jun. Nath. Leiſer. 


| 3 un 
| S. Rawitzki. 
1880. 15 Schwartz ſen. 
N 8 Schwartz jun. 
H. Adolph, Kommerzienrat, M. Weinſchenck-Lulkau. 
Vorſitzender. 
E. Kittler, Stellvertreter. | 


Dr. v. Donimirski. 1884. 

A. Gieldzinski. | 

M. Heilfron. H. Adolph, Kommerzienrat, 
Nath. Leiſer. Vorſitzender. 

NR. Mallon. E. Kittler, Stellvertreter. 
J. Moskiewicz. E. Dietrich. 

M. Roſenfeld. A. Gieldzinski. 

Mor. Schirmer. Nath. Leiſer. 

H. Schwartz ſen. N. Mallon. 

H. Schwartz jun. S. Rawitzki. 


M. Roſenfeld. 
Mor. Schirmer. 
1881. H. Schwartz ſen. 
H. Schwartz jun. 
H. Adolph, Kommerzienrat, M. Weinſchenck Lulkau. 
Vorſitzender. | 


E. Kittler, Stellvertreter. 5 
Dr. v. Donimirski. | werte; 
A. Gieldzinski. H. Adolph, Kommerzienrat, 
M. Heilfron. Vorſitzender. 
| Rath. Leiſer. E. Kittler, Stellvertreter. 
N. Mallon. E. Dietrich. 
E Moskiewicz. A. Gieldzinski. 
M. Roſenfeld. Nath. Leiſer. 
Mor. Schirmer. N. Mallon. 
H. Schwartz ſen. S. Rawitzki. 
H. Schwartz jun. M. Rojenfeld. 
Mor. Schirmer. 


1882. 8. Schwartz ſen. 
H. Schwartz jun. 
H. Adolph, Kommerzienrat, M. Weinſchenck-Lulkau. 
Vorſitzender. 


E. Kittler, Stellvertreter. 1886. 

E. Dietrich. 

A. Gieldzinski. H. Adolph, Kommerzienrat, 
Nath. Leiſer. Veoorſitzender. 

R. Mallon. E. Kittler, Stellvertreter. 
S. Rawitzki. E. Dietrich. 

M. Nojenfeld. A. Gieldzinsti. 

Mor. Schirmer. Nath. Leiſer. 

H. Schwartz ſen. Paul Pichert. 

H. Schwartz jun. S. Rawitzki. 


M. Weinſchenck-Lulkau. M. Roſenfeld. 


Mor. Schirmer. | 
H. Schwartz ſen. 
H. Schwartz jun. 
A. Born⸗Mocker. 


1887. 


H. Adolph, Kommerzienrat, 
Vorſitzender. 

E. Kittler, Stellvertreter. 

E. Dietrich. 

A. Gieldzinski. 

Nath. Leiſer. 

Paul Pichert. 

S. Rawitzki. 

M. Roſenfeld. 

Mor. Schirmer. 

H. Schwartz ſen. 

H. Schwartz jun. 

A. Born⸗Mocker. 


1888. 


H. Adolph, Kommerzienrat, 
Vorſitzender. 

E. Kittler, Stellvertreter. 

E. Dietrich. 

A. Gieldzinski. 

Nath. Leiſer. 

Julius Liſſack. 

S. Nawitzki. 

M. Roſenfeld. 

Mor. Schirmer. 


H. Schwartz ſen. 
H. Schwartz jun. 
A. Born-Moder. 


1889. 


H. Adolph, Kommerzienrat, 
Vorſitzender. 

H. Schwartz jun., 1. 
vertreter. 

Mor. Schirmer, 
vertreter. 

E. Dietrich. 

W. Sultan. 

Nath. Leiſer. 

Julius Liſſack. 

S. Rawitzki. 

M. Roſenfeld. 

H. Schwartz ſen. 

A. Born⸗Mocker. 

E. Kittler. 


Stell⸗ 


2 


Stell⸗ 


1890. 
H. Schwartz jun., Vorſ. 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
A. Born⸗Mocker. 
E. Dietrich. 
E. Kittler. 
Nath. Leiſer. 
Julius Liſſack. \ 
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C. Matthes. 


S. Nawitzki. 


M. Roſenfeld. 
Guſt. Fehlauer. 
H. Schwartz ſen. 


1891. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
A. Born-Moder. 

E. Dietrich. 

E. Kittler. 

Nath. Leiſer. 

Julius Liſſack. 

C. Matthes. 

S. Rawitzli. 

M. Roſenfeld. 

Guſt. Fehlauer. 

H. Schwartz ſen. 


1892. 


A. Schwartz jun., Bor). 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
A. Born⸗Mocker. 

E. Dietrich. 

E. Kittler. 


Nath. Leiſer. 


Julius Liſſack. 
C. Matthes. 

S. Rawitzki. 

M. Noſenfeld. 
Guſt. Fehlauer. 
H. Schwartz ſen. 


1893. 
H. Schwartz jun., Vorſ. 


Mor. Schirmer, Stellvertr. 


A. Born⸗Mocker. 
E. Dietrich. 

E. Kittler. 
Nath. Leiſer. 
Julius Liſſack. 
C. Matthes. 

M. Noſenfeld. 
S. Rawitzki. 


Guſt. Fehlauer. 


H. Schwartz ſen. 
1894. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
A. Born⸗Mocker. 

E. Dietrich. 

E. Kittler. 


Nath. Leiſer. 


Julius Liſſack. 
C. Matthes. 
M. Roſenfeld. 
S. Rawitzti. 


Guſt. Fehlauer. 
H. Schwartz ſen. 


1895. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 

Mor. Schirmer, Stellvertr. 

A. Born⸗Mocker. 

E. Dietrich. 

E. Kittler. 

Nath. Leiſer. 

Julius Liſſack. 

C. Matthes. 

M. Roſenfeld. 

Guſt. Fehlauer. 
Schwartz ſen. 

S. Rawitzki. 


1896. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
E. Dietrich. 

Guſt. Fehlauer. 

H. Loewenſon. 

Nath. Leiſer. 

Julius Liſſack. 

C. Matthes. 

S. Rawitzki. 

M. Roſenfeld. 

H. Schwartz ſen. 

A. Born-Mocker. 


1897. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 
Mor. Schirmer, Stellvertr. 
E. Dietrich. 

Guſt. Fehlauer. 

H. Loewenjon. 

Nath. Leiſer. 


Jaulius Liſſack. 


C. Matthes. 

S. Rawitzki. 

M. Nojenfeld. 
H. Schwartz ſen. 
A. Born⸗Mocker. 


1898. 


H. Schwartz jun., Vorſ. 

H. F. Schwartz ſen., Stell⸗ 
vertreter. 

H. Aſch. 

C. Berendes-Kulmſee. 

A. Born-Moder. 

E. Dietrich. 

Guſt. Fehlauer. 

P. Laengner. 

Julius Liſſack. 

H. Loewenſon. 

C. Matthes. 

S. Rawitzti. 
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1899. 


Kommerzienrat Schwartz, Präs., Thorn. 
H. F. Schwartz ſen., Vize-Präſ., „ 
H. Aſch, 

E. Dietrich, 
Guſt. Fehlauer, 
G. Gerſon, 

P. Laengner, 
H. Loewenſon, 
Matthes, 

. Rawitzki, 
Born, 

. Berendes, 
. Hirichberg, 
. Segall, 
Bauer, 
Meyer, 
Cohn, 
Landshut. 
W. Schindler, 
H. Wodtke, * 


1900. 


Kommerzienrat Schwartz, Präs., Thorn. 
e et ſen., Vize-Präſ., 


Aſch, 
E. Dietrich, 
Guſt. Fehlauer, 
G. Gerſon, 
P. Laengner, 
H. Loewenſon, 
C. Matthes, 
S. Rawitzki, 
A. Born, 
C. Berendes, Kulmſee. 
W. Schultze, Kulm. 
G. Segall, Kulm (vom Oktober an Dr. 

Henatſch in Unislaw). 

N. Bauer, 
J. Meyer, 
C. Cohn, 
C. Landshut, 
W. Schindler, 


Moder. 
Kulmſee. 
Kulm. 
Brieſen. 


Neumark. 


Mocker. 


Brieſen. 


Neumark. 


C. Berendes, 


J. Meyer, 


Strasburg. | 
H. Wodtke, “ 


C. Berendes, 
RN. Bauer, 
J. Meyer, 
C. Cohn, 


= Strasburg. 
H. Wodtke, „ | 


1901. 


Kommerzienrat Schwartz, Präſ., Thorn. 
H. F. Schwartz ſen., Vize-Präſ., 
H. Aſch, 

E. Dietrich, 

Guſt. Fehlauer, 

G. Gerſon, 

P. Laengner, 

H. Loewenſon, 

C. Matthes, 

S. Rawitzki, 

W. Schultze, 

Dr. Henatſch, 

A. Born, 


Kulm. 
Unislaw. 
Mocker. 
Kulmſee. 
R. Bauer, Brieſen. 
C. Cohn, Neumark. 
C. Landshut, 


W. Schindler, Strasburg. 


1902. 


Kommerzienrat Schwartz, Präj., Thorn. 
H. F. Schwartz ſen., Vize-Präſ., 


H. Aſch, 


E. Dietrich, 
HGuſt. Fehlauer, 


6. Gerſon, 
P. Laengner, 
H. Loewenſon, 


C. Matthes, 


S. Rawitzki, 
W. Schultze, 
Dr. Henatſch, 
A. Born, 


Kulm. 
Unislaw. 
Mocker. 
Kulmſee. 
Brieſen. 


* 
Neumark. 
C. Landshut, 75 
W. Schindler, Strasburg. 
H. Wodtke, 4 
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